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Eingebracht wurden 
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Dr . E r m a c o r a  und Genossen an den Bundes­
kanzler betreffend die Einrichtung des Lagers 
Wöllersdorf für den Transitverkehr jüdischer 
Emigranten (1536jJ) 

Dr. E r m a c o r a  und Genossen an den Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten be­
treffend die Höhe der Visagebühren für 
jüdische Emigranten aus der Sowjetunion 
(1537/J) 

Dr. Kauf m a n n  und Genossen an den Bundes­
minister fü r Unterricht und Kunst betreffend 
Konflikt zwischen der Direktion der Wiener 
Staatsoper und Prof. Karl Böhm (1538jJ) 

Dr. G r ub e r  und Genossen an den Bundes­
minister für Unterricht und Kunst betreffend 
MRG IV (1539jJ) 

S u P p an und Genossen an den Bundesminister 
für Finanzen betreffend Gewässersanierung 
(1540/J) 

Su p p a n  und Genossen an den Bundeskanzler 
betreffend Gewässersanierung (1541 /J) 

S u P p an und Genossen an den Bundesminister 
für Bauten und Technik betreffend Gewässer­
sanierung (1542/J) 

Dr. Marga Hub i n e k und Genossen an die 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz betreffend Mißstände in der 
Betreuung alter Menschen (1543/J) 

Dr. Marga Hubin e k  und Genossen an den 
Bundesminister für soziale Verwaltung be­
treffend Zuerteilung von Hilf losenzuschüssen 
(1544jJ) 

Anfragebeantwortungen 
des Bundesministers für Bauten und Technik 

auf die Anfrage der Abgeordneten Ki n z l  
und Genossen (1451/A.B. zu 1460jJ) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten K o l l e r  und Genossen (1452/A.B. 
zu 1478jJ) 

Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z  e n d  e :  Präsident Benya. Zweiter Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. fäHigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e t. 

Das Amtliche Protokoll der 93. Sitzung vom 
1 3. Dezember 1973 ist in der Kanzlei auf­
gelegen und unbeanstandet geblieben. 

Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge­
brachten Antrag l04/A der Abgeordneten Hietl 
und Genossen betreffend Abänderung des Al­
kohoalbgabegesetzes 1973 

Die eingelangten Anfragebeantwortungen weise ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
wurden den Anfragestellern übermittelt. Diese zu. 

640 
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Präsident 

Den in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Einspruch des Bundesrates 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 29. November 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz über die mit geriChtlicher Strafe be­
drohten Handlungen (Strafgesetzbuch) (1000 
der Beilagen) weise ich dem Justizausschuß 
zu. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (880 und Zu 880 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1974 (974 der Beilagen) 
Spezialdebatte 

Beratungsgruppe XV 
Kapitel 17: Gesundheit und UmweltsdlUtz 

Kapitel 72: Bundesapotheken 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1974 
(974 der Beilagen), Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppe XV. 

Schilling - sowie Vorsorgemaßnahmen zur 
Maul- und Klauenseuchebekämpfung 
24 Millionen Schilling - und das Kranken­
anstaltengesetz - 90 Millionen Schilling. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Bei Titel 170 "Bundesministerium für Ge­
sundheit und Umweltschutz" betreffen allein 
zwei Drittel des Voranschlages "Gesetzliche 
Verpflichtungen", und zwar in erster Linie den 
Beitrag zur Weltgesundheitsorganisation mit 
rund 1 1 ,2 Millionen Schilling, den erstmalig 
veranschlagten Beitrag zum Umweltschutz­
fonds der Vereinten Nationen mit 4,2 Mil­
lionen Schilling und einen Sonderbeitrag an 
die OE CD zur Erlangung internationaler Meß­
ergebnisse auf dem Gebiete der Luft­
verunreinigung mit 800.000 S. Der erhöhte Be­
darf bei den "Aufwendungen" - bisher als 
"Verwaltungsaufwand" veranschlagt ge­
wesen - ist auf die zunehmenden Aktivitäten 
des erst mit 1. Feber 1972 errichteten Mini-

Spezialberichterstatter l'st der Herr Abge- steriums zurückzuführen. 

ordnete Tonn. 

Spezialberichterstatter Tonn: Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl 

Der Finanz- und Buidgetausschuß hat 'die 
Beratungs1gruppe XV am 15. November 1973 
der Vorberatung unterzogen. 

Beim Kapitel 17 "Gesundheit und Umwelt­
schutz" sieht der VoranschlClg für 1974 Aus­
gaben von 1.171,330.000 S und Einnahmen von 
69,024.000 S vor. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1973 er­
geben sich Mehrausgaben von rund 282 Mil­
lionen Schilling und Mehreinnahmen von rund 
9 Millionen Schilling. 

Von den Gesamtausgaben entfallen auf den 
Personalaufwand 133,227.000 S oder 11,4 Pro­
zent und auf den Samaufwand 1.038,103.000 S 
oder 88,6 Prozent. 

Das Verhältnis zwischen den "Gesetzlichen 
Verpflichtungen" (einschließlich Personalauf­
wand) und den "Ermessensausgaben" beträgt 
rund 54 Prozent : 46 Prozent. 

Beim Personalaufwand ist der Mehraufwand 
von rund 15 Millionen Schilling - abge­
sehen von geringfügigen Dienstpostenvermeh­
rungen bei der Zentralstelle und den An­
stalten - im wesentlichen auf generelle Be­
zugserhöhungen zurückzuführen. 

Das Mehrerfordernis beim Sachaufwand be­
trägt rund 261 Millionen Schilling und betrifft 
im wesentlichen vorsorgemedizinische Maß­
nahmen, insbesondere Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Schwangeren- und Säuglings­
betreuung - 40 Millionen Schilling - und 
Vorsorgeuntersuchungen 60 Millionen-

Bei Titel 172 "Gesunfdheitsvorsorge" sind 
unter anderem 250 Millionen Schilling zur 
Förderung von Investitionen in Kranken­
anstalten veranschlagt. Außer den Erforder­
nissen für die intensivere Durchführung volks­
gesundheitlicher Aufklärungsmaßnahmen, die 
Fortführung von Impfaktionen und dergleichen 
sind wesentlich mehr Mittel als bisher für die 
Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit und 
für Vorsorgeuntersuchungen berücksichtigt. 

Bei Titel 173 "Umweltschutz, Lebensmittel-, 
Veterinärwesen" sind vor allem erhöhte Mit­
tel als Vorsorge für die Bekämpfung der Maul­
und Klauenseuche sowie für die Inten­
sivierung der Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Umwelthygiene vorgesehen. 

Bei Titel 174 "Ubriger Zweckaufwand" be­
trifft das Mehrerfordernis in erster Linie das 
Krankenanstaltengesetz, ferner die erhöhten 
Leistungen nach dem Tuberkulosegesetz und 
die Entschädigungen - insbesondere nach 
dem Tierseuchengesetz - sowie die erstmals 
veranschlagte Studienförderung an medizi­
nisch-technischen Schulen. 

Bei Titel 179 "Dienststellen" sind die Mehr­
aufwendungen auf steigende Verwaltungs­
und Betriebskosten und auf die erforderliche 
Ergänzung der apparativen Ausstattung der 
Untersuchungs anstalten, überwiegend im Be­
reich der Bakteriologisch-serologischen Unter­
suchungsanstalten beziehungsweise der 
Veterinärmedizinischen Anstalten, zurück­
zuführen. 

Beim Konjunkturausgleich-Voranschlag sind 
in der Stabilisierungsquote des Konjunktur­
ausgleich-Voranschlages 400 Millionen Sdlil­
ling als Normkostenzuschuß, der den Kranken­
anstalten für bauliche Maßnahmen, Ausstat-
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tung und den Betriebsaufwand zugute kom­
men soll, und 60 Millionen Schilling als Bei­
trag zu den von den Sozialverskherungs­
trägern durchzuführenden Vorsorgeunter­
suchungen hervorzuheben. 

Zum Kapitel 12 "Bundesapotheken" : 

Der höhere Ausgaben-Voranschlag ist, abge­
sehen von den Auswirkungen genereller Be­
zugserhöhungen, durch die erforderliChen Neu­
einridltungen im Zuge von Renovierungs­
aI beiten im Bereich der "Alten Hofapotheke" 
(Umbau der "Spanischen Reitschule") und die 
zunehmenden "Aufwendungen" - vor allem 
beim Wareneinkauf - bedingt. 

Bei den Einnahmen wirken sich der Verlust 
im Versandgeschäft und der Rückgang an 
Provisionen aus. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
SpezialberiChterstatter die Abgeordneten Dok­
tor Marga Hubinek, Dr. Scrinzi, Sekanina, 
Dr. Halder, Samwald, Dr. Pelikan, Hanna 
Hager, Vetter, Ing. Scheibengraf, Helga Wie­
ser, Hietl, DDr. König und Linsbauer. Bundes­
minister für Gesundheit und Umweltschutz 
Dr. Ingrid Leodolter nahm zu den während 
der Beratung aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1913 
wurden die finanzgesetzliChen Ansätze der Be­
ratungsgruppe XV unverändert angenommen. 

Der Finanz- und BudgetaussChuß stellt so­
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 11: Gesundheit und Umwelt­
schutz (einschließliCh KonjunkturausgleiCh­
VoransChlag) , und 

dem Kapitel 12: Bundesapotheken, 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1914 
(880 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

ICh ersuche Sie, Herr Präsident, in die 
Debatte einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! In bei­
den Regierungserklärungen des Kabinettes 
Dr. Kreisky wurden Gesundheit und Umwelt­
sChutz als ein Schwerpunktprogramm dekla­
riert. Gemessen an den Zahlen, die uns heuer 
im einsChlägigen Haushaltskapitel vorliegen, 
muß man sagen, daß von Schwerpunktsetzung 
in diesem Bereich keine Rede sein kann. 

Der Herr Bundeskanzler hat vor zwei Jahren 
-- unter anderem auCh bei der Kremser 
Klausurtagung - die Frage erhoben: Was las­
sen sich die Osterreicher ihre Gesundheit 
kosten? 

Wir haben hier mit der Gegenfrage zu ant­
worten: Was läßt sich diese Regierung die 
Gesundheit kosten? Die Frage ist sehr einfach 
zu beantworten. Ein knappes dreiviertel Pro­
zent dieses gigantischen Inflationsbudgets 
wird für Aufgaben der Gesundheitspolitik und 
des Umweltschutzes verwendet. Für den Um­
weltschutz sind es ganze 0,043 Prozent, also 
eine reine Alibiziffer! 

So darf es nicht wundernehmen, daß im 
Gesundheits- und Umweltschutzplan der Frau 
Bundesminister - nach einigen Geburtswehen 
hat er im Mai das Licht der Welt erblickt -
der Sachteil mit der Kennziffer 1001 beginnt. 
Das erinnert uns an bekannte Märchen­
erzählungen, an Tausendundeine Nacht. 
Wenn man ihn durchschaut und dahin 
gehend überprüft, was an Hand der enthal­
tenen umfassenden Vorstellungen, Zusagen 
und Versprechungen mit Hilfe dieses Budgets 
realisiert werden kann, dann muß man ihn 
tatsächlich in den Bereich der Wunsch- und 
Märchenwelt verweisen. 

Ich darf aus der Fülle von Dingen, die uns 
dort zugesagt werden - immerhin steht die 
Regierung bereits hinter ihrer Halbzeit -, ein 
paar herauswählen. 

Es wird die Einführung der Notfallskarte 
versprochen; der Schwangerenpaß soll nun 
tatsächlich mit Geld, das zu wesentlichen Tei­
len aus dem Familienfonds mobilisiert wird 
- daher wird es die Bundesregierung nichts 
kosten -, aktiviert werden. 

Ferner werden versproChen: der allgemeine 
Gesundheitspaß, ein umfassendes Unter­
suChungsprogramm für StellungspfliChtige, 
Untersuchungen im Vorschulalter, SChaffung 
und Ausbau von Familienberatungsstellen, die 
Eindämmung der Volkskrankheit Alkoholis­
mus, die Verdrängung der Alkoholpropaganda 
aus den Massenmedien, ein Netz von Be­
ratungsstellen und Heilanstalten für Alkohol­
und Suchtkranke, eine erstmals zu schaffende 
Anstalt für weibliche Alkoholiker, dazu 
Modellstationen für die Behandlung von 
Rauschgiftsüchtigen, Ordinariate für Kinder­
psychiatrie, die man im Zusammenwirken mit 
dem Wissenschaftsministerium inaugurieren 
wollte, neue geriatrisChe Abteilungen, geron­
tologische Lehrkanzeln und HeimpfIegedienste 
zur besseren Versorgung unserer alten Men­
schen. 

Es wird dann in diesem "Tausendundeins­
Programm" dem Ärztemangel der Kampf an­
gesagt. In diesem Zusammenhang wird eine 
Novelle zum Ärztegesetz angekündigt, die 
eine Gleichstellung der praktischen Ärzte und 
Fachärzte bringen sollte. Nebenbei bemerkt: 
Es ist eine Utopie, zu glauben, daß aus dieser 
formalen Gleichstellung, wenn sie nicht sehr 

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 72

www.parlament.gv.at



9320 Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 17. Dezember 1973 

Dr. Scrinzi 

handfeste Konsequenzen hätte. der derzeitige 
Engpaß auf dem Gebiete des Praktikernach­
wuchses und insbesondere die schlechte Ver­
sorgung der ländlichen Bevölkerung gebessert 
werden könnte. 

Zur 
'
Regionalpolitik: Um den Ärztemangel 

vor allem in den ländlichen Gebieten zu he­
heben. wird die kostenlose Bereitstellung von 
Arztpraxen und Arztwohnungen. die Finan­
zierung von Gemeinschaftspraxen in Aussicht 
gestellt, weiters die Anpassung der Rechtsvor­
schriften allgemein. des bürgerlichen Rechtes 
im besonderen und auch des Ärztegesetzes. 
um diese neuen Behandlungsformen auch von 
der rechtlichen Seite her installieren zu kön­
nen. 

Es wird weiters die Regelung der Probleme 
der hausapothekenführenden Ärzte zugesagt. 
Um dem Sterben vor der Zeit Einhalt zu 
gebieten. wird die fundamentale Neuordnung 
des Krankenanstaltenwesens gefordert. Von 
dieser fundamentalen Neuordnung des Kran­
kenanstaltenwesens. für welche die erstmalige 
Vorsorge von 240 Millionen Schilling, um die 
Investitionsvorhaben der Krankenhäuser zu 
unterstützen, eine Art Initialzündung war, ist 
nichts als eine offensichtlich im Regionalpro­
porz erfolgte, am Jahresende noch. immer nicht 
abgeschlossene Aufteilung von etwa 160 oder 
170 Millionen Schilling aus diesem Titel an 
die Krankenhäuser geblieben. 

Frau Bundesminister! Ich kann mir einfach 
nicht vorstellen, daß, nachdem sich von einer 
einzigen Aus"nahme abgesehen diese ganze 
Subvention auf die Unterstützung von Bau­
vorhaben bezieht, diese Bauvorhaben, die be­
kanntlich. wenn sie sinnvoll sein sollen, jahre­
lang vorher geplant werden müssen, schon 
mit dem von Ihnen erst vor kurzem vor­
gelegten Bundeskrankenanstaltenplan koordi­
niert sein sollten. 

Es ist hier nichts anderes geschehen, als wir 
es 'auf sehr vielen Gerbieten dieser "be'Stvor­
bereiteten Regierung" fes't21ustellen haben: ein 
Improvisieren nach einem "Gießkannenprin­
zip", vielleicht mit ein bißchen politischen 
Akzentverschiebungen. Von fundamentaler 
Neuordnung - auf meine diesbezügliche An­
frage, nach welchen Richtlinien Sie diese Ver­
teilung vornehmen, habe ich keine überzeu­
gende Antwort bekommen - kann wohl keine 
Rede sein. 

Sie versprechen weiters rechtliche Voraus­
setzungen für die Schaffung von Tages- und 
Nachtkliniken. Das ist ein höchst wichtiges 
Anliegen, wie es gerade vor wenigen Tagen 
auf der Tagung der Osterreichisch.en Gesell­
schaft für psychische Hygiene evident gewor­
den ist. Nicht einmal in Umrissen zeichnet 

sidl - jedenfalls für uns Abgeordnete oder 
für die Offentlichkeit erkennbar - irgend 
etwas ab, was auf konkrete Vorbereitungen 
in diesem Bereich schließen lassen würde. 

Frau Bundesminister I Ich bin mir darüber 
im klaren, daß die Durchführung eines um­
fassenden gesundheitspolitischen Rahmenpro­
gramms - selbst wenn man sich im Hinblick 
auf die Kompetenzlage vorerst auf ein solches 
beschränken würde, kann es nur ein Rahmen­
programm sein - viel Vorbereitungsarbeit 
und viel Geld kostet und zumindest eine 
mittelfristige finanzielle Planung erfordert. 

Aber nach zwei Jahren des Versprechens 
müßte man wenigstens die Ansätze solcher 
planerischen Initiativen sehen. Wenn ich Ihre 
Initi'ativen daran messe, wa's Sie in die'sem Zu­
sammenhang bisher dem Hohen Hause vor­
gelegt haben, so ist es außerordentlich wenig, 
im Hinblick auf die riesige Aufgabe fast 
nichts. Es ist zu ein paar Novellierungen ge­
kommen, die eine gewisse Randbedeutung 
für die Probleme haben, um die es sich han­
delt. Von irgendeinem Ansatz zu fundamen­
taler Neuordnung auf irgendeinem der ge­
nannten Bereiche kann überhaupt keine Rede 
sein. Das einzige, was als Initiative Ihres 
Ministeriums anerkannt werden kann, ist die 
Regelung des Bundesinstituts für Gesundheits­
wesen, wenngleich wir doch Idie Art, wie 
Sie es gemacht haben, kritisi'eren mußten. 

Allerdings, die Praxis dieses Instituts läßt 
uns zweifeln, ob wir hier sinnvoll Geld aus­
gegeben haben. Ich wiederhole die bisheJ 
leider auch im Budgetausschuß nicht beant­
wortete Fra'ge: Was bedeutet es, daß man ein 
Bundesinstitut für Gesundheitswesen instal­
liert, mit dessen Leitung man einen Diplom­
ingenieur betraut, ahne daß diese doch he­
deutsame Stelle ausgeschrieben wurde, ohne 
daß Sie bislang bereit 'waren, 'zu "sagen - ich 
hoffe, Sie tun das jetzt -. welche Kriterien 
maßgebend waren, daß man ein Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen der Leitung eines 
Di plomingenieurs anvertraut? 

Jeder Mensch in Osterreich würde wohl 
erwarten. daß die oberste Verantwortung in 
einem derartigen Institut doch von einem 
Sachkundigen getragen wird. Aber bitte, viel­
leicht belehren Sie uns , was für Sie entschei­
den.d war, einen Ingenieur zu wählen. 

Das Institut, das im kommenden Jahr nach 
Ihrem Budgetvoranschlag immerhin über 
8 Millionen Schilling verfügen soll, hat nach 
sage und schreibe fast einem Jahr auch schon 
ein Lebenszeichen gegeben. Das ist immerhin 
erfreulich. Die Fraktionen, glaube ich, haben 
im November oder Dezember dieses Jahres 
Briefe erhalten, in denen wir aufgefordert 
wurden. Vorschläge zu machen. Frau Bundes-
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minister! Da hätten wir 'auJf ein Institut ver­
zichten können. Wenn dieses Institut sozu­
sagen in Osterreich die Etzes-Geber für die 
Arbeit sucht, die es machen soll, dann ist es 
hinausgeworfenes Geld. 

Frau Bundesminister! Wir wären sehr inter­
essiert, daß Sie uns salgen würden, was ge­
smieht und was bisher in diesem Institut 
wirklim1ge!schehen ist. Denn zur Verg'albe von 
Forsmungsaufträgen und ähnlichen Dingen 
brauchen wir kein Institut, das 8 Millionen 
Schilling versmlingt. Da wäre es besser gewe­
sen, Sie hätten Ihre diesbezüglimen Anlagen 
auch im Interesse der Forschungskoordination 
beim Wissensmaftsministerium deponiert, an­
statt ein solches neues Organ zu schaffen, das 
bei der ohnedies efiheblim zersplitterten For­
schung in Osterreich nun von sich aus For­
smungsinitiativen ergreift. 

Wenn Sie einwenden, ein bedeutendes 
Reformwerk sei tatsämlich unter Ihrer 
Patronanz im Gange, nämlich das neue Lebens­
mittelgesetz, so ist dazu zu sagen, daß Sie das 
bereits als Erbe des Sozialministeriums über­
nommen haben. 

Alles in allem können wir feststellen - und 
im habe zu den Befürwortern dieses neuen 
Ministeriums an sich gehört -, daß man tat­
sächlich nach zwei Jahren ernstlim prüfen 
muß, ob dieses Ministerium nicht insgesamt 
eine Fehlinvestition war. 

Auch wenn ich das zweite große Aufgaben­
gebiet Ihres Ressorts kritisch betrachte, so ver­
leitet es keineswegs zu mehr Optimismus, 
ganz im Gegenteil. Sie selber müssen in dem 
von Ihnen in großartiger Vierfarbenaus­
stattung mit erheblichem Aufwand vorgeleg­
ten Plan einbekennen, daß Sie als die Umwelt­
schutz-Ministerin eigentlich nur auf drei Ge­
bieten unmittelbar sachzuständig sind, näm­
lich für den Strahlenschutz, die Lebensmittel­
kontrolle und die Veterinärverwaltung. Ich 
glaube, das sind tatsächlich zu wenig Kom­
petenzen, um hiefür ein eigenes Ministerium 
zu rechtfertigen. Die Koordination der Um­
weltschutzagenden haben Sie nur in Unter­
miete vom Herrn Bundeskanzler übertragen 
erhalten. 

Einem Zwischenbericht, den uns die Ver­
bindungsstelle der österreichischen Bundes­
länder vorgelegt hat, entnehmen wir hinsicht­
lim der Situation auf dem Gebiete des Um­
weltsmutzes folgende Fakten: Es gibt in 
Ost erreich derzeit 28 Raumplanungs-, Raum­
ordnungs- und Bauordnungsgesetze und -ver­
ordnungen; dazu noch eine ganze Reihe von 
Feuerpolizeiverordnungen, von Vorschriften 
im Energiegesetz, welche auf umweltschutz­
politisme Fakten Bezug haben, mit einer gan­
zen Reihe von Kompetenzen, die darüber 
hinaus noch bei den Gemeinden liegen. Nach 
wie vor also hängt IIhr Minislterium di·es­
bezüglich völlig in der Luft, und Sie sind nicht 
in der Lage, selbst wenn Sie es sachlich 
sm affen würden, wirklich entscheidende, um­
weltschutzpolitische Aktivitäten zu ent­
wickeln. 

Frau Bundesministerl Wenn ich mich im 
zweiten Teil meiner Ausführungen mit ein 
paar Schwerpunkten Ihres eigenen Planes be­
schäftige, so darf ich mich zuerst dem Problem 
der Krankenanstalten zuwenden. Auch hier 
- ich wiederhole noch einmal - hatten Sie 
angekündigt, wenn der Feldzug gegen das vor­
zeitige Sterben erfolgreich sein soll, dann muß 
man eine fundamentale Neuordnung im Kran­
kenanstal tenwesen vornehmen. 

Was haben Sie bisher Fundamentales ge­
mamt? Sie haben eine Novelle zum Kranken­
anstaltengesetz vorgelegt. Sie wurde dem 
Aussmuß zugewiesen, und Sie haben sie aus 
diesem Ausschuß vor der Behandlung zweimal 
zurückgezogen, weil Ihnen offensichtlich sel­
ber klar war, daß die Intentionen dieser 
Novelle völlig im leeren Raum endeten. Es 
mußte Ihnen von allen sozialistischen Sozial­
referenten der Bundesländer klargemacht 
werden, daß an eine Neuordnung des Kran­
kenanstaltenwesens so lange nicht zu denken 
ist, als nicht die fundamentalen Fragen der 
Finanzierung geklärt sind; jene fundamentalen 
Fragen, welche in diesem Haus seit vielen Jah­
ren erfolglos jeweils von der Opposition ange­
schnitten werden und Ibei der jeweiligen 
Regierung bislang nicht auf Verständnis ge­
stoßen sind. 

Am letzten Osterreichischen Kr.ankenhaus­
tag, der vor wenigen Wochen in Wien statt­
gefunden hat, mußte zur Kenntnis genommen 

Am 14. März 1972, also bald nach Instal- werden, daß eine ganze Reihe von Spitals-
lierung Ihres Ministeriums, mußten wir es uns erhaltern, insbesondere Gemeinden und Be­
angelegen sein lassen, durm einen Entschlie- zirksverbände, nicht mehr in der Lage sind, 
ßungsantrag, der die einstimmige Zustimmung ihre Krankenhäuser zu betreiben, daß sie kon­
dieses Hauses gefunden hat, zu verlangen, kursreif sind und daß sie bei den Ämtern 
daß in den Kompetenzdschungel auf dem Ge- der Landesregierungen vorstellig werden, um 
biete des Gesundheits- und Umweltschutzes dort ihre Krankenhäuser zum Geschenk anzu­
einigermaßen Ubersicht und Ordnung gebracht bieten. 
wird. Wir warten allerdings eineinhalb Jahre 
nach diesem Entschließungsantrag immer noch Sie haben also Ihren Krankenanstaltenplan 
auf das Ergebnis. _ vorgelegt. Er ist, was die rein zahlenmäßige 

641 
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Aufarbeitung anlangt, durchaus anerkennens­
wert. Er liefert dem interessierten Abgeord­
neten eine ganze Menge von wertvollen und 
interessanten Daten. Aber mehr als eine Be­
standaufnahme ist er nicht, und das ist nach 
zwei Jahren Existenz eines eigenen Mini­
steriums unserer .Meinung nach zuwenig. 

Er enthält, wie schon einleitend gesagt, kei­
nen Finanzierungsplan, er unternimmt nicht 
einmal den Versuch, einen Terminplan zu er­
stellen, und enthält keine Hinweise für die ge­
forderte und bisher notwendige Verwaltungs­
reform. 

Ich wage hier wiederum zu behaupten: 
Wenn man daranginge zu prüfen, was mit 
Hilfe des gegenwärtigen Bettenbestandes be­
wältigt werden könnte, wenn man alle Fehl­
leistungen, alle Leerläufe, alle Doppelläufig­
keiten durch eine vernünftige Koordination, 
durch Verwaltungsmaßnahmen ausräumt, 
dann könnten wir - das scheint mir durch­
aus möglich zu sein - mit dem gegenwärtigen 
Bettenschlüssel, der ja in einem sehr guten 
internationalen Schnitt liegt, unser Auslangen 
finden. 

Denn wenn ich mir vor Augen führe, daß 
in diesem Plan die Vorausberechnung enthal­
ten ist, daß der Bettenstand 1971 von etwa 
81.500 Kranken:hausbetten 1980 auf 96.500 an­
gehoben werden müßte, dann frage ich mich: 
Wie und mit welchen Mitteln soll und könnte 
das geschehen? Wenn ich den derzeitigen Be­
triebs- und Investitionskostenahgang der Lan­
deskrankenanstalten, der statistisch zugäng­
lich ist, betrachte, dann erscheint es mir unvor­
stellbar, daß wir in den verbleibenden sechs 
Jahren in der Lage sein sollten, rund 15.000 

neue Krankenhausbetten zu installieren. 

Der Betriebskostenabgang der Landeskran­
kenanstalten betrug 1912 1,9 Milliarden Schil­
ling, er hat sich 1913 'auf 2,6 MiHiaIiden erhöht, 
wird 1914 voraussichtlich 3 Milliarden betra­
gen. Dazu kommt für 1914 noch ein Investi­
tionserfotdernis von 1,3 ,Milliarden. Das er­
gi,bt also insgesamt allein :für die Landesocran­
kenanstalten einen Bedarf von 4,3 Milliarden 
Schilling. 

Da nun der Anteil der Landesanstalten an 
der Gesamtzahl der Kral1Jk.enhäuser - die 
privaten ausgeklammert, also nur Gemeinde­
und Bezirksspitäler gerechnet - ungefähr zwi­
schen 40 und 50 Pro.zent liegt, wird man bei 
ähnlichen Struktur- und Finanzierungsverhält­
nissen im Jahre 1914 mit einem Abgang von 
etwa 8,6 Milliarden ISchilling zu rechnen 
haben. 

In Anbetracht dieser gigantischen Summen, 
dieses gewalUgen Bedarfes für ein einziges 
Haushaltsjahr muß also gefragt werden: Was 

soll man mit einem Krankenanstaltenplan, der 
nicht einmal einen Ansatz von Vorschlägen zu 
einer Reform und Reorganisation der Finan­
zierung enthält, der aber leider auch keinen 
Ansatz zu einer kostensparenden Reform des 
Systems der Krankenversicherurrg und nicht 
den geringsten Anhalt zu einer kostensparen­
den Reform der Krankenhausverwaltungen 
liefert? 

Das zweite Kapitel, das durch das sicherlich 
zufällig mit der heuUgen Debatte zusammen­
fallende Symposion in der Wiener Ärzte:k,am­
mer 'besondere .A:ktualität eI1halten hat, ist der 
Beginn der für 1. 1. 1914 angesagten Gesun­
denuntersuchungen. Nachdem die beiden Pro­
jektstudien in Wien und Kärnten mit zum 
Teil, was das Interesse der Offentlichkeit an­
langt, recht negativen Erfahrungen, im sach­
lichen Bereich aber durchaus interes'santen Er­
g�bnissen abgelaufen waren, wurde nun mit 
1. 1. der Beginn dieser Untersuchungen ange­
kündi:gt, auf die nach der neuen gesetzlichen 
Lage rund drei ,Millionen asterreicher An­
spruch haben. 

Zu unserem Erstaunen haben wir bei die­
sem Symposion 'hören müssen, daß nicht ein­
mal die simpelste Voraussetzung, nämlich die 
Bereitstellung der notwendigen Untersu­
chungsformulare, abgeschlossen ist. Dort 
wurde erklärt, daß voraussichtlich im Laufe 
des Jänners die notwendigen Fragebogen be­
zi�hungsweise Formulare für die zu Unter­
suchenden und für die Ärzte ,aufgelegt wer­
den können. 

Ich frage Sie: Was ist das für eine Planung 
und Organisation? Nachdem man monatelang 
über die Massenmedien beziehungsweise über 
die Zeitungen den Start verkündet hatte, 
stellte sich jetzt heraus, daß nicht einmal diese 
Grundvoraussetzung klar ist. 

Ob die Finanzierung beziehungsweise die 
Koordinierung der Finanzierung klar ist, ,wage 
ich auch 'Zu bezweifeln. Jedenfalls ist festzu­
stellen, daß die Verträge mit der Ärzteschaft, 
die notwendig sind, um diese Untersuchungen 
durchzuführen, bis heute nicht ·abgeschlossen 
sind; wir stehen immerhin am Jahresende unld 
wenige Tage vor dem ang�kündigten Beginnt 

Sie selber haben vor kurzem gefragt - Sie 
haben deshalb auch eine Umfrage starten las­
sen -: Wöher nehmen wir die halbe Mil­
liarde, die uns für die Durchführung der Ge­
sundheitsvorsorge noch fehlt? Der Osterrei­
cher hat Ihnen eine Antwort gegeben, die 
auch wir Ihnen schon vor einem halben J abr 
gegeben haben - Sie hätten ·also deshalb 
gar nicht zu fragen 'brauchen -: Man spare 
zuerst dort, wo man sparen kann, man prüfe, 
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wo Uberflüssiges audl im 'ßereidl der !bisheri­
gen GesundheitsveIWaltung ausgegeben wird, 
ehe man ,an den ohnedies durch .A!bgaben und 
Steuern überforderten Osterreicher mit neuen 
Auflagen herantritt! (Beifall bei der FPtJ.) 

Wir haben schon aus Anlaß der 29. Novelle 
darauf verwiesen - und deslhalb erfol'gte auch 
die Ablehnung -, daß es nicht angeht, die 
zweifellos schwierigen Probleme, darüber sind 
wir uns im klaren, welche heute die Gesund­
heitspolitik ganz allgemein aufwirft, dadurch 
zu lösen, daß man unentwegt in die Tasdle 
der Steuerzahler, Ider Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber in diesem Lande, greift, sich aber 
beharrlich ,aus doktrinären Gründen einer 
wirklichen Systemreform entzieht, ja sogar 
der Di'skussion einer solchen beharrlich aus­
weicht. 

Zum dritten Pwblem dieser Untersuchungen 
will ich mich nur fragend äußern: I'st es zu­
treffend, daß, was als Niederschlag des Sym­
posions in einzelnen Zeitungen zu lesen war, 
die in Betracht gezogenen Formulare so an­
spruchsvoll sind, daß erhebliche Zweifel daran 
bestehen, ob sich der Osterreidler in dieser 
"Orgie" - so schrei!bt eine Zeitung - "von 
Formularen" wirklich zurechtfin'den wirtel? 

Ich weiß nicht; ob es ohne vOI"bereitende 
Erziehungsmaßnahmen, ohne eine viel inten­
sivere Information, als sie diese ibeiden Pro­
jektstudien natürlich für eine ganz kleine 
Gruppe dargestellt haben, möglich sein wird, 
dieses Programm erfolgreich anlaufen zu las­
sen. 

Für das Gesamtprogramm fehlt uns bis 
heute eine Kostenberechnung. Auch für eine 
solche wären wir Ihnen, Frau Bundesminister, 
dankbar, denn andernfalls müßten wir uns 
mühselig durch die Finanzierungspläne durch­
aIibeiten und 'zusammenrechnen, ,wie Sie sich 
eigentlich die Finanzierung vorgestellt haben. 

Es ist uns schon klar: der f'amilienlasten­
ausgleiChfonds soll angezapft werden; einen 
Teil werden die Krankenkassen tragen, einen 
anderen Teil wollen Sie aus Mitteln Ihres 
Ressorts finanzieren. .A!ber immerhin wäre es 
dom interessant, wenige T,age vor Beginn 
einer so 'großen Aktion zu erfahren: Wie soll 
die ganze Gesundenuntersuchung aussehen, 
wie schaut die Smwerpunktuntersuchung, (He 
im Jänner anlaufen ,wird, aus, nach welchen 
Krankheiten wir:d geforscht - wir haben ja 
einiges davon in diesem Symposion gehört -, 
was soll die Pro-Kopf-Untersuchung kosten, 
mit wieviel faktischen Untersuchungen rech­
net man und was wird das Gesamtprojekt 
kosten? Vielleicht, Fr.au Bundesminister, geben 
Sie uns im Zuge der laufenden Beratungen 
darüber noch einige Auskünfte. 

Ein Thema, das Sie zwar auch in lhrem 
Anstaltenplan angerissen <halben, ,wo alb er 
gleichfalls_ nichts geschehen ist, ist die Situa­
tion der Behandlung psychisch und psych1a­
trisc:h Kranker. Sie wissen sehr wohl, Frau 
Bundesminister, daß 30 Prozent der in Ostet­
reich lZur Verfügung stehenden Betten neuro­
psychiatrische Betten sind. Ich 'habe sie aus 
einer mir von Ihnen ubermi'ttelten Aufstellung 
herausgerechnet: Es sind insgesamt 26.000 Bet­
ten. 

Nun hat die sChon zitierte Tagung der Ge­
seIlschaft für psychische Hygiene in Osterreich 

vor wenigen Tagen ergeben, daß man aus der 
Tatsache der ständi'gen Zunahme der psychi­
schen Erkrankungen und Störungen in unserer 
G esellschaft unrd aus den neuen tJherapeuti­
schen Möglichkeiten, welche die Psychiatrie 
und die Psychologie ,entwickelt 'halben, grund­
legende Konsequenzen gezogen hat und daß 
das ganze psychiatrische Krankenhauswesen 
entscheidend umorganisiert werden muß. 
England ist uns mit seinen Mental health acts 
schon vor bald zwanzig Jahren ,beispielgebend 
vorausgegangen. Osterreich, das klassische 
Land der großen Psychi,atrie, hat diese Ent­
wicklung faktischversmlafen. Selbst dort, wo 

man - und Sie haben es angekündigt - mit 
rein rechtlichen Maßnahmen ohne wesentlic:he 
Kostenbelastung, nämlich mit der Installation 
von Tages- und Nachtkliniken wenigstens 
einen Anfang hätte maChen können, ist bis­
her absolut nichts 'gesmehen. 

Aus diesem ganz großen Kapitel psychischer 
Krankheiten und Störungen will ich nur eines 
herausgreifen, das im Zusammenlhang mit der 
Behandlung des Kapitels Inneres, innere 
Sicherheit schon von meinem Parteifreuntl 
Dr. Schmidt behandelt wurde, nämlich das 
Problem der Suchtgiftikranlken. 

Die rein kriminalpolitische Situation wurde 
bei dieser zitierten Debatte eingehend be­
leuchtet. Wir besitzen seit einiger Zeit ein 
neues Suchtgiftgese1lz, das, modernen Tenden­
zen folgend, 'die Strafen für die Händler er­
hoht hat, das mehr Härte für die Händler und, 
wie man den Eindruck hat, auch mit einem 
gewissen Erfolg -gefordert hat und unter dem 
Eindruck moderner psychiatrischer Erkennt­
nisse mehr MiMe für die Opfer postuliert. Ein 
durchaus richtiger Grundsatz. Ein Grundsatz. 
der den Gedanken der Heilung, der Resoziali­
sierung, der Rehabilitier-png der Kranken vor­
anstellt, wobei es sich ja überwiegend um 
Jugendliche handelt, bei denen die Bestra­
fung keine -Besserung und Heilung, sondern 
in vielen Fällen nur eine Belastung mit 'dem 
Stigma der Kriminalität gebracht ihat. 

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 72

www.parlament.gv.at



9324 Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 17. Dezember 1973 

Dr. Scrinzi 

Alber im "Windschutz" dieses Gesetzes, 
Frau Bundesminister, wäre es notwendi'g ge­
wesen, sehr rasch mit flankierenden Maßnah­
men zu beginnen. Denn, wenn Sie dem Sucht­
giftkr,anken nur strafrechtliche Mitde, bedingte 
Verurteilung, Aussetzen des Urteiles ·auf Be­
währung und Ähnliches Ibringen, dann bauen 
Sie ihm eine Brücke ins Leere, sofern die 
Zeit der Bewährung nicht durch den Einsatz 
von Bewährungshelfern ausgenützt wird, so­
fern die Zeit der Straffreiheit nicht zu inten­
siver BehandluIl9 d'ient. 

Nun, man bat sich bis heute nicht aufge­
rafft, zur Kenntnis zu nehmen, daß gera:de 
diese Form von Suchtkrankheiten, nämlich 
die der Sucht- und Rauschgifte im engeren 
Sinne, viel mehr a:l,s die alkohoUschen Sucht­
giftformen auf der Basis der Freiwilligkeit 
leider keinen ,ausreichenden Behandlungs­
erfolg gewährleisten. Hunderte, ja Tausentle 
von verzweifel ten Eltern von Minderj ährigen 
und Jugendlichen kommen heute in die Ordi­
nationen Ider praktischen Älizte und Fachärzte, 
kommen in die Ambulanzen der psychiatri­
schen Kliniken, zu den Amtsärzten und in 
Ambulatorien um Hilfe und müssen dort er­
fahren, daß wir leider nichts machen können. 

Die Zahlen der ISüchtigen, gemessen an den 
Kriminalitätsziffern, halben sprunghaft ,zuge­
nommen. Wir wissen, daß bei den nicht krimi­
nell gewordenen Süchtigen die Dunkelziffer 
außergewöhnlich groß ist. Aber wenn wir als 
Maßstab die von den Gerichten erfaßten 
heranziehen, so war immerhin festzustellen, 
daß von 1967 'bis 1972 die Zahl von 69 Ver­
urteilten auf 1609 angewachsen war und daß 
wir für 1973 mit einer weiteren Steigerung 
von etwa 27 Prozent 'Zu rechnen halben. 

In Anbetracht dieser Situation, Frau Bundes­
minister, gebe ich Ihnen ernstlich zu 'bedenken, 
ob wir nicht durch eine Novellierung des 
Krankenanstaltengesetzes, des Suchtgiftgeset­
zes ·und weiterer einschlägiger Gesetze, allen­
falls der Entmündigungsordnung, uns zu 
neuen Methoden werden durchringen müssen. 

Wir hätten am Beispiel des Tuberkulose­
gesetzes einen Analogiefall. Auch dort hat 
man sich entschließen müssen, behandlungsun­
willige, nicht einsichtige Kranke einer 
Zwangslbehandlung ,zuzuführen. Sehr viel be­
deutsamer, sowohl für den einzelnen Sucht­
giftkranken wie auch für die Allgemeinheit, 
wären solche zwangsweisen Behandlungsmaß­
nabmen ·bei Sucht- und Rauschgiftkranken. 

Ich steHe Ihnen anheim, Frau Bundesmini­
ster, sehr ernstlich zu überlegen, oib wir nicht 
in Analogie ZUilll Tuberkulosegesetz in kürze­
ster Zeit ein Gesetz zur Behandlung Sucht-

giftkranker werden schaffen müssen. Sie wis­
sen, daß die Heilungsaussichten auch unter 
den besten Behandlungsvorausset'Zungen 
immer noch sehr bescheiden sind. Ich glaube, 
die realistischen Statistiken weisen aus, daß 
man nur ein rundes Drittel dieser 'Zumeist 
jugendlichen Personen heilen kann. Was das 
insgesamt für den Volkskörper bedeuten kann, 
das wissen 'wir aus jenen Ländern, in denen 
die Such&r·ankheiten melhr als hei uns gras­
sieren, zum Beispiel aus der Bundesrepublilk, 
welche vor eini'gen Jahren - ich habe die 
Zahl hier schon einmal zitiert - 30.000 
Jugendliche allS unheilbar Süchtige ausge­
wiesen hat, welche berentet werden mußten. 

Meine Damen und Herren! Ich wende mich 
noch einmal ganz kurz dem Thema der Um­
weltschutzpolitik -zu. Ich ha:be schon 'gesagt, 
mit 0,043 Prozent !des Budgets kann eine über­
zeugende Umweltschutzpolitik, selbst wenn 
die Kompetenzen da wären, nicht gemacht 
werden. Aber auch hier, Frau Bundesmini­
ster, muß ich Ihnen vorhalten, daß seIhst jene 
Initiativen, welche dhne wesentliche budge­
täre Belastung durchgeführt werden könnten, 
bisher unterlassen wurden. 

Was haben Sie getan, um das von meiner 
Fraktion eingebrachte Altölbeseitigungsgesetz 
endlich einer Behandlung zuzuführen? Hier 
wie auf anderen Gebieten - es ließen sich 
die Beispiele belielbig vermehren - verfolgt 
die derzeitige Bundesregierung und die der­
zeitige sozialistische Mehrheit Idieses Hauses 
eine eigenartige Taktik. Die Initiativen der 
Opposition we:r:den abgewürgt, nicht (behan­
delt, bleiben liegen, werden nach einer An­
standsfrist von Monaten oder Jahren plagiiert 
und dann als großartige eigene Initiativen der 
Bundesregierung ins Haus -gebracht. 

Das ist ein Verfahren, das nichts mehr mit 
jenem Bekanntnis zu mehr Demokratie zu tun 
hat, das Sie, die Sozialisten, auch in diesem 
Haus gefordert haben, -als Sie mit uns in der 
Minderheit waren. Von einer Stärkung der 
Rechte der Minderheit kann überhaupt keine 
Rede sein. Sie mißachten :die 'derzeit vorhan­
denen Rechte der Minderheit gerade auf dem 
Gebiete der initiativen Opposition. Sie soll­
ten sich wenigstens dort, wo es Ihnen an 
Ideen, an Phantasie dder an Aktivität .fehlt, 
der Möglichkeiten bedienen, die Ihnen die 
Opposition bietet. Sie schreien dann auf, wenn 
Ihre unüberlegten, überhasteten, nicht ordent­
lich durchgeanbeiteten Voulagen ins Haus kom­
men, von uns zerfetzt und kritisiert werden 
müssen und schließlich unsere Zustimmung 
nicht flnlden. 

Frau Bundesminister! Sie hätten also ganz 
unabhängig vom Budget eine ganze Reibe 
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von Möglichkeiten ,gehabt, Initiativen zu er­
greifen. 

Was ist mit dem von Ihnen schon lange 
angekündigten LuftreinhaItegesetz? Es liegt 
ein ganz ausgezeichneter und, wie ich meine, 
einbrirrgungsreifer Entwurf des Städtebundes 
vori Sie müßten ihn nur einmal dem Haus 
vorlegen. Es geschieht nicht! 

Daß Sie mit Ihrem Müllbeseitigungsfonds 
kläglich ·am Herrn PinaIl!zminister gescheitert 
sind, das haben Sie schon im Ausschuß ein­
bekennen müssen. So wird halt in Osterreich 
nach .gänzlich unterschiedlichen Methoden und 
Verfahren gewurstelt und gewirtschaftet. Die 
einen - Gebietskörperschaften, Gemeinden, 
Länder oder wer immer es ist - sind initiativ, 
stürzen sich in schwere Belastungen, die ande­
ren tun wenlg oder 'gar nichts, un1d das Mini­
sterium druckt Propagandamaterial. 

Sie haben in Ihrem Budget eine Reihe von 
Positionen, um Strahlengefä:hrdungen festzu­
stellen. Sie statten verschiedene Institutionen 
mit solchen Geräten aus. Meine ,Prage an Sie, 
Frau Bundesminister: Was aber haben Sie 

schmutzung bedrohlich absinkt. Ein Minus bis 
zu fünf Jahren wurde in einzelnen Städten 
schon fest.gestellt. Was ist diesbezüglich von 
Ihrem Ressort geschehen? 

Meine Damen und Herren! Das ist nur eine 
ganz kleine Auslese aus den Kritiken, die wir 
hinsichtlich der Tätigkeit dieses Ressorts und 
des Budgets, das ihm zur Verfügung steht, 
anzubringen haben. 

Es ist eine un:glückselige Trias, welche die­
ses Ministerium kennzeichnet: Es ist ein Mini­
sterium ohne Kompetenzen, das zwei Jahre 
nach seiner Errichtung noch immer keinen 
annä!hernd überzeugenden Kompetenzbereich 
hat. Es ist ein Ministerium, das ülber keine 
Mittel veI1fügt, die nur in etwa in der Lage 
wären, die gewaltitgen Aufgaben, die zu lösen 
wären, zu lösen. Ich habe, glaube ich, im Haus 
schon darauf hingewiesen, daß schwedische 
Berechnungen ergeben hatben, daß Schweden 
im Jahre 201 1  erwartet, daß das 'gesamte der­
zeitige Bruttonationalprodukt für Aufgaben 
der Gesundheitspolitik und des Umweltschut­
zes aufgewendet werden muß. Und wir ver­
wenden 30 Jahre vor diesem für Schweden 

getan, wenn irgen'dwo, sei es durch einen kritischen Termin ganze 0,75 Prozent des Bud­
Zwischenfall in einem der leider nun in An- gets! 
griff genommenen Atomkraftwenke, sei es aus 
ir.gendeinem von außen kommenden Anlaß, 
tatsächlich Strahlenalarm besteht? W,as haben 
Sie getan, um dafür zu sorgen, daß wenigstens 
der Anfang !gemacht wird, daß hinreichende 
Stra'hlenschutzeinrichtungen geschaffen wer­
den? Nichts ist bisher 'geschehen! 

Aber zu dem Mangel an Kompetenzen und 
zu dem Mangel an Geld kommt noch der 
Mangel an Initiative. Sie haben sich bisher 
vorwiegend darauf :beschrärukt, ein Ankün'di­
gungsministerium zu sein, wobei Sie mit 
Ihren Ankünldi'gungen außerdem nicht immer 
sehr viel, Glück und auch nicht immer viel 

Was ha'ben Sie getan, welche Initiative politisches Fingerspitzen.gefühl bewiesen 
haben Sie ergriffen, um auf dem Gebiete der haben. 
Luftvergiftung durch die Verbrennungsmoto- Das ist selbst der Sozialistischen Partei 
ren Abhilfe zu schaffen? Als ich vor etwa zwei offensichtlich allmählich klargeworden. Wenn 
Jahren ,den Herrn Handelsminister diesbezüg- die Zeitungsnachrichten stimmen, hat man 
lich gefragt :barbe, hat er sich auf die inter- Ihnen in der letzten Zeit einen politischen 
nationale Situation ausgeredet. Was haben Berater, also eine Art Beistand oder Kurator, 
Sie unternommen, um dem Herrn Handels- beigestellt. Ich hoffe, daß er heute auch hören 
minister klarzumachen, daß hier ehestens wird, was die Opposition an kritischen Be­
etwas geschehen muß? Denn wenn es so wei- merkungen anbringt, aber vorerst haben wir 
tevgeht, dann wird das Recht, früher zu ster- uns noch an Sie, Frau Bundesminister, als 
ben, ein Recht der Bewolhner un'serer großen Normadres'satin zu richten. (Abg. Doktor 
Städte werden. K 0 h 1 mai e r: Gesundheitspolitik wird bei 

Internationale Untersuchungen in BaUungs­
zentren Europas - in Rom zum Beispiel wur­
den solche gemacht - haben ergeben, daß 
nicht nur unter dem sicheren Einfluß der Ab-

uns ums Eck gemachtl) Sie wird ums Eck 
gemacht. Es ist jedenfalls ein Eck, an dem bis­
her die Gesundheitspolitik hoffnun:gslos hän­
gengeblieben ist, wie es :den Anschein hat. 

gase, sondern auch natürlich der Rückstän'de Frau Bundesminister! Ich schließe mit einem 
der Hausbrantdanlagen, die Erkrankungs- Thema, das vor einigen Tagen im Haus große 
wahrscheinlichkeiten der Luftwege - insbe- Emotionen hervorgerufen hat. Es ist die Fra·ge 
sondere die gefürchteten Krebserkrankungen I'hrer Äußerungen im Zusammerrhan.g mit den 
der Lungen - in 'diesen Städten ein Viel- Behauptungen einer Zeitung, wonach Sie die 
faches des Durchschnittes :betr,agen und daß österreichischen Gynäkologen und die öster­
die durchschnittliche Lebenserwartung in die- reichischen Frauenkliniken pauschal vel1däch­
sen Ballungsräumen parallel mit der Luftver- tigt haben sollen. 
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Sie haben es lange Zeit unterlassen, auf 
eine solche nicht nur 'die betroffenen Ärzte 
und Krankenanstalten, sondern den 9anzen 
Stand diskriminierende Unterstellung in ent­
sprechender Form zu reagieren. Nach dem 
heutigen letzten StaI1ld meiner Information 
haben Sie zwar inllwischen Ihren Anwalt be­
auftragt, gegen das betreffende Presseorg,an 
eine Klage einzubringen. Ich glaube aber 
- und das wiederhole ich noch einmal, Frau 
Bundesminister -: Wir, das Parlament, haben 
ein Recht, unabhängig von dem, was Sie nun 
in Form von Leserbriefen an die Zeitung oder 
in Form von Mitteilungen über die Massen­
medien gesagt haben - Sie sind dem P.arla­
ment für Äußerungen verantwortlich, die Sie 
als Ressortministerin tun -, wir haben den 
Anspruch darauf, unabhängig von dem, was 
Sie jetzt auf gerichtlichem Wege spät, aber 
dom unternommen haben, hier, hier im Haus 
zu erfahren, was Sie in diesem Zusammen­
hang gesagt haben ! 

Wir legen Wert darauf, daß das hier im 
Hause -geklärt wird, denn allzuoft erleben 
wir es - und es wäre nicht verwunderlich -, 
daß solche und ähnliche Affären vor Gericht 
mit einem Vergleich enden. Es gibt mannig­
fache Interessen, die sich bei einem derarti­
gen Prozeß kreuzen und die Parteien veranlas­
sen können, im Vergleichswege die Sache 
aus der Welt zu schaffen. 

Wir möchten alber von Ihnen nicht nur 
hören: Trifft es zu, daß Sie das gesagt oder 
nicht gesagt haben?, sondern Sie müssen sich 
jetzt nach diesen VOflhaltungen auch positiv 
äußern : Ist es Ihre Meinung, Frau Bundes­
minister, wie es in der "Wochenpresse" stand, 
ist es Ihre Meinung - nicht Ihre Behauptung ; 
das soll das Gericht klären! -, daß ,sich die 
vier Klinikchefs der vier gynäkologischen 
Kliniken Osterreichs deshalb gegen die Fri­
stenlösung gewendet haben, weil sie damit 
ihr SchweigegeM verloren haben? Ist es Ihre 
Meinung, daß sidl die österreichischen Gynä­
kologen, soweit sie über Villen und Paläste 
verfügen, diese Villen und Paläste sozusagen 
im negativen Schutze des alten § 144 gebaut 
haIDen? 

Es ist notwendig, daß diese Rehabilitierung 
der österreichischen Ärzteschaft von der Mini­
sterbank aus erfolgt, ganz gleich, was das 
Verhandlungsergebnis bringen sollte, denn 
wenn Sie diese Äußerungen nicht gemacht 
haben, ist es ebenso wichtig, daß die verant­
wortlichen Redakteure, denen Sie unterstel­
len, daß sie Sie mißverstanden haben, zur 
Kenntnis nehmen, wie die Dinge wirklich lie­
gen; wir stellen ja nicht zum ersten Mal 
fest, daß Sie Äußerungen tun, die Sie nachher 

widerrufen oder von denen Sie sich naChher 
distanzieren. 

Ich erinnere an den Vorfall aus Anlaß der 
Kritik an Ihrem Ministerium - es war eine 
sehr berechtigte Kritik, wie vor allem die 
großen Schadensziffern nachher ausweisen -, 
an Ihrer Passivität anläßlich der Maul- und 
Klauenseuche. Damals haben Sie die öster­
reichischen Landwirte beschuldigt, daß sie 
durch ihr uneinsichtiges und gesetzwidriges 
Verhalten wesentlich zur Ausbreitung der 
Seuche beitragen. Nachher haben Sie sich von 
der Äußerung dadurch distanziert, daß Sie 
gesagt haben, Sie hätten bloß eine Informa­
tion weitergegeben. Aber ich glaube, Frau 
Bundesminister, wenn man solche und ähn­
liche Informationen vom Podium eines Mini­
sters aus weitergibt, dann muß man vorher 
sorgfältiger prüfen. 

Ich glaube, es wird Sie nicht wundern, Frau 
Bundesminister, daß wir bei diesen Voraus­
setzungen nicht in der Lage sind, dem Kapitel 
Gesundheit und Umweltschutz als Freiheit­
liche Partei unsere Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident: Als nächste zum Wort kommt die 
Frau Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (tJVP) : 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir haben in der Rede des Finanz­
ministers gehört, daß die GesundheitspoIitik 
ein besonderes Anliegen der sozialistischen 
Regierung sei, es sei dies eine humane Ver­
pflichtung, und es gelte, hier neue Prioritäten 
für die Versorgung mit Gesundheitsgütern zu 
schaffen. 

Wenn man diese Worte hört - wir haben 
sie dann auch gedruckt lesen können -, dann 
nehmen sich die Zahlen, die für die Aufgaben 
dieses Ressorts vorgesehen sind, sehr beschei­
den aus : Der Anteil des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz am Gesamt­
budget beträgt für 1 974 nicht einmal ganze 
0,7 Prozent. Daher fällt es nicht leicht, an eine 
Schwerpunktsetzung zu glaulben, und vollends 
unbegreiflich wird es, den Optimismus der 
Frau Minister zu teilen, die im Ausschuß ge­
meint hat, es sei ein offenes Geheimnis, daß 
sie Ibei den BUdgetberatungen gut abgeschnit­
ten habe. Ich weiß nicht, Frau Minister, woher 
Sie diese Euphorie schöpfen, alber mit !dieser 
Einstellung scheinen Sie es dem Herrn Finanz­
minister nicht allzu schwer gemaCht zu haben. 

Erlauben Sie mir elmge grundsätzliche 
Uberlegungen. Die Osterreichische Volkspar­
tei hat die Errichtung eines Ministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz begrüßt. Wir 
meinten, da man mit der Führung des Ressorts 
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einen Arzt betraute, daß man damit die Be- gleich-Budget. Dieser Betrag wird nach den 
völkerung glauben machen will, daß es dieser Kautelen, die eine Freig,abe ermöglichen, 
Regierung ein bes<;>nderes Anliegen sei, die kaum relevant sein. 
Aufgaben der Gesundheit zu fördern und die­
sen ein verstärktes Augenmerk zuzuwenden. 

Wie s�hr aber die Errichtung dieses Mini­
steriums aus Gründen einer 'günstigen Optik 
erfolgte, zeigte sich 'zunächst bei der Kompe­
tenzverteilung. Der Herr Bundeskanzler war 
nicht 'bereit, dafür Sorge 'zu tragen, daß dieses 
Ministerium auch ü'ber die lebenswichtigen 
Kompetenzen verfügt. 

Vergegenwärtigen wir uns, daß es ein Ge­
sundheitsministerium gtbt, das keinen Einfluß 
auf das Leistungsrecht der Krankenkassen 
hat - und dies in einem Land, in dem mehr 
als 95 Prozent der Bevölkerung krankenver­
sichert sind ! -, daß also die Sozialversiche­
rung zur ungeteilten Hand in die alleinige 
Verantwortung des Sozialministers ,gehört und 
daß die Frau Gesundheitsminister hestenfalls 
auf das Wohlwollen angewiesen ist, ob man 
ihren Empfehlungen Ge'hör schenkt oder nichtl 
Frau Minister! Mit solch ungünstigem Start 
war es für Sie zweifellos nicht leicht, hier 
Ihre Arbeit zu beginnen. 

Wir haben erst ganz kürzlich beim Za:hn­
ärztekonflikt bemerkt, daß die Frau Gesund­
heitsminister nicht legitimiert war, in diesem 
Konflikt zu vermitteln, denn die Sozialver­
sicherung ist ja bekanntlich nicht in ihrem 
Ressort. 

Meiner persönlichen Meinung nach hätten 
sie vielleicht ad personam vermitteln können 
und vielleicht auch kraft ihrer Funktion als 
Ressortverantwortliche des Ministeriums Ge­
sundheit. Ich glaube, es hätte da ihr Wort 
auch Gewicht gehabt, selbst wenn die Sozial­
versicherung im Ressort des Sozialministers 
ist. Sie hat aber jeden Versuch e:iner Ver­
mittlung im Zahnärztekonflikt unterlassen. An 
welch innerparteilichen Rankünen immer eine 
vernünftige Kompetenzverteilung scheiterte, 
hier hat Sie, Frau Minister, erstmalig der Herr 
Bundeskanzler im Stich gelassen. 

Er hat Sie aber ein zweites Mal im Stich 
gelassen, als es galt, bei einem zugegeben 
harten Finanzminister eine vernünftige oder 
eine ausreichende Dotierung des Ministeriums 
durchzusetzen. 

Wie ungereimt dieses Budget ist, zeigt sich 
daran, daß man es mit kosmetischen Tricks 
ver:bessern will. So erscheint als größte Post 
der Betrag von 400 Millionen Schilling als 
Investitionsföl'derung der Krankenanstalten in 
der Stabilisierungsquote zum Konjunkturaus-

Es gehört eine volkswirtschaftliche Uber­
legung angestellt, alb die dringend notwendige 
Reform der Spitäler wirklich die Inflation an­
heizt. Ich glaube, diese Frage müßte uns der 
Herr Finanzminister beantworten. Ich glaube 
weiter : Wir gehen in der Anna'hme nicht fehl, 
daß diese 400 Millionen Schilling dann verfüg­
bar wären, wenn die ,Meinungsumfrage, die 
kürzlich ja a:bgeschlossen 'wurde, ein Votum 
für eine zusätzliche Steuer 'gebracht hätte. 

Ich darf auf die Meinungsumfrage zurück­
kommen, wo sich eine Mehrheit der Bevölke­
rung - es heißt 78 Prozent - für Einsparun­
gen im Budget ausgesprochen hat, damit man 
die eIifO'rderlichen Beträge aufbringt. Diese 
78 Prozent haben ganz entschieden eine zu­
sätzliche Steuer, eine Gesundheitssteuer abge­
lehnt. 

Ich lese nur, daß das Institut des Abgeord­
neten Blecba, der in einem Kommentar, den 
er, glaube ich, am Sonntag einer Wiener 
Tageszeitung gegeben hat, folgendes meinte: 
Wenn nur 78 Prozent der Befragten wollen, 
daß die erfO'rderlichen Beträge durch Einspa­
rungen des Staates bereitgestellt werden, so 
ist das ein sehr befriedigendes Ergebnis. Da ja  
nur 1 1  Prozent eine sofortige zusätzliche 
Steuer erwarten, so sei das als ein unerwartet 
hohes Resultat anzusehen. - Dann wird des 
langen und breiten ausgeführt, daß 1 1  Pro­
zent an sich ein 'so großer Prozentsatz seien, 
daß man - das bleibt also offen - anschei­
nend doch eine Steuer einführen soll. 

Wenn man hier einen Zahlenvergleich an­
stellt und sieht, daß sich 78 Prozent für Ein­
sparungen im Budget ausgesprochen haben, 
50' hieße das, ein Ergebni1s umfuIl'ktionieren, 
wenn man plötzlich daraus ein Votum für die 
Einführung einer zusätzlichen Steuer abliest. 

Ich glaube, man müßte auch einiges zu dem 
Fragenkatalog sagen. Wenn man nämlich den 
Fragenkatalog so erstellt hätte, daß beispiels­
weise Alternativen aufgeführt werden, zum 

Beispiel : Sind Sie für eine notwendige Reform 
der Spitäler, für den Abbau der großen Kran­
kensäle, für die ausreichende Versorgung im 
ländlichen Raum, oder sind Sie für den Büro­
luxus der UNO-City?, dann wäre, 'glaube ich, 
das EI'gebnis noch ein ganz anderes gewesen. 

Ich glaube, über Meinungsumfragen läßt 
sich ja überhaupt polemisieren. Wenn ich eine 
Meinungsumfrage anstelle, um mir eine Zu­
stimmung für zugegebenermaßen unpopuläre 
Entscheidungen daraus abzuleiten, so muß 
dies einigermaßen problematisch sein. Ich 
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glaube:  Eine Regierung kann eine Verantwor­
tung nicht abwälzen und ihre Meinung nur 
aus IMeinungsumfragen ableiten. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns 
vorstellen, daß ein ähnliches der Herr Mini­
ster Bro'da mit seiner 'großen Strafrechtsreform 
versucht hätte, und wenn er einzelne Bestim­
mungen einer Meinungsumfra'ge unterworfen 
hätte, so kann ich persönlich mir nicht vor­
stellen, daß sich eine Mehrheit für die gene­
relle Herabsetzung der Strafsätze und für die 
Abschaffung 'des AI1beitshauses gefunden 
hätte. (Zustimmung bei der OVP.) Daß Sie 
von der Regierungsfraktion sel1bst Angst hat­
ten, den Themenkreis der Albtreibung einer 
Volksabstimmung zu unterwerfen, das haben 
Sie ja durch Ihre Ablehnung sehr deutlich 
b ekundet. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich entschlos­
sen, die Bevölkerung zu fragen, was ihr die 
Gesundheit wert sei. Vermutlich hat ihn das 
Ergebnis selbst überrascht. Einer neuen Steuer 
können die Osterreicher nichts a'bgewinnen, 
obwohl, wie 'ges agt, das Fragenprogramm zu 
diskutieren gewesen wäre und es wahrschein­
lich s�hr viel deutlicherer Fragen be1durft 
hätte. 

Aber im Fragenikatalog war auch die 
Variante der Zigarettenpreiserhö'hung ange­
boten. Es darf doch in aller Bescheidenheit 
daran erinnert werden, daß die Zigaretten­
preise schon vor einem Jarhr erhöht wurden, 
und zwar unter dem Prätext, zusätzliche Mit­
tel für die Aufgaben der G esundheit zu ge­
winnen. Nur hat damals der Herr Finanzmini­
ster eine Zweckbindung dieser Mittel 'ganz 
entschieden albgelehnt, weil er diese Mittel 
für die Lücken seines Budgets brauchte. 

Wenn die Meinungsumfrage nicht das er­
wünschte oder erhoffte Ergebnis Igebracht hat, 
so verbleiben im Budget .für die Sanierung der 
Krankenanstalten .ganze 250 Millionen Schil­
ling, j ene 250 Millionen Schilling, die nach 
den Kriterien des Burrdeskranlkenanstalten­
planes vergeben werden sollen. 

Frau Minister ! Es darf wiederholt werden, 
was wir im Finanzausschuß gesagt hab en :  Die­
ser Bun1deskrankenanstaltenplan verfügt über 
keinerlei Rechtsnorm. Er schwebt sozusagen 
im luftleeren Raum. Sie 'haben zw·ar im Sam­
mer erklärt, dieser Plan wird der Offentlich­
keit vorgestellt und 'zur Diskussion freige­
g�ben werden, Sie haben aber von der Offent­
lichkeit, so meine ich, das Parlament und den 
Ausschuß ausgenommen. Uber unser Befragen 
haben Sie im Finanzausschuß erklärt, Sie fän-

den es überflüssig, diesen Krankenanstalten­
plan im parlamentarischen Ausschuß zu disku­
tieren. 

Wissen Sie aber auch, Frau Minister, daß 
Sie mit diesem Plan mit :der Verfassung in 
Konflikt geraten? Der BUIl'deskrankenanstal­
tenplan arrogiert sich den Tatbestand der Pla­
nung, der den BUIl'desländern vorbehalten 
bleibt. Und indem er nur jene Spitäler för­
dern will, die sich plankonform verhalten, stel­
len Sie mit Ihrem Mini'sterium fest, wo 
Schwerpunktkrankenrhäuser zu errichten sind 
und wo nicht. Das sind aber ganz eindeutig 
Eingriffe in Länderkompetenzen. 

NU!1 läßt sich zweifellos über Kompetenz­
verschiebungen zwischen BUIl'd und Ländern 
beraten, doch kann 'dies aber kaum über den 
Kopf der Betroffenen 'hinweg geschehen, näm­
lich über den Kopf derer, denen man vielleicht 
Kompetenzen wegnehmen will. Wir meinen, 
daß man zuerst Einvernehmen über den Bun­
deskraIl'kenanstaltenplan erzielen sollte, daß 
man den dann einvernehmlich ersteHt, und 
wenn man hier im Einvernehmen einen Bun­
deskrankenanstaltenplan erstellt hat, dann 
sollten sich an 'diesem 'die Krankenanstalten­
pläne der Länder orientieren. Dann erst wäre 
das eine Vergabebestimmung, die letztlich im 
Interesse der Betroffenen erfol:gt, und keine 
einseitige Vergabe, wie dies derzeit gerade 
durch Ihr ,Ministerium geschieht. 

Daß eine Koor'dinieruIl'g 'ziWischen Bund und 
Ländern, aber auch mit der Sozialversicherung 
dringend geboten erscheint, das wissen wir 
j a . Es liegt j a  auch 'die 2. Novelle zum Kran­
kenanstaltengesetz unerledigt im Ausschuß, 
weil ein Finanzierungskonzept fehlt. Man 
kann nicht eine Typisierung der Spitäler und 
ihrer Mindestausstattung verfügen und diesen 
Spitälern zusätzliche Aufgaben zuweisen, denn 
j eder kennt die triste finanzielle Situation die­
ser Spitäler. Daß hier dringend finanzielle 
Hilfe notwendi'g wäre, vor allem, 'wenn man 
den Spitälern einen ganzen zusätzlichen Auf­
gabenkreis zuweisen will, darüber sind sich 
alle Betroffenen einig. 

Sie haben bei irgendeinem Anlaß gemeint, 
Sie müßten bis 1980 13 Milliarden Schilling 
für die notwendige Sanierung der Spitäler auf­
bringen. Ich darf Sie, Frau Minister, daran 
erinnern, daß die tJsterreichische Volkspartei 
bei den Vorbesprechungen zu den Beratun­
gen im Ausschuß ihre Bereitschaft zum Kon­
s ens ausgedrückt hat. Allerdings haben wir 
keinen Zweifel daran gelassen, daß uns ein 
Alibigesetz zuwenig ist, ein Alibigesetz, das 
als parteipolitischer Erfolg umzumünzen wäre. 
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Unsere Zustimmung können Sie nur dann i eIihöhungen hereinkommen, vöHi-g ausreichen, 
haben, wenn Sie gleichzeitig ein Finanzie- um die Gesundenuntersuchungen zu finanzie­
rungskonzept vorlegen. (Beifall bei der OVP.) ren. Warum dann ein ZUSdlUß von 60 Mil­

Dieses Finanzierungskoruzept sind ,Sie uns 
bis zum heuUgen Tag schuldig -geblieben. Ich 
weiß schon, daß man zur Finanzierung der 
Spitäler aurn die Sozialversicherung wird ein­
binden müssen und daß es nicht ganz leicht 
ist, 'hier eine Einigung zu erzielen, zumal Sie 
ja auch nicht ressortzuständig sind. 

Was assoziiert die ,Bevölkerung mit "Reform 
der Spitäler"? - Die Bettennot, die überfüll­
ten Krankensäle. Jene Krankensäle, Frau 
Minister, die Sie bis zum Jahre 1975, also 
in einer relativ kurzen Frist, umgebaut wis­
sen wollen. Wann wollen Sie denn diese Vor­
haben angehen, wenn wir uns norn ni rnt ein­
mal über die Fra:ge der Finanzierung einig 
sind? Ich glaube, hier ist es hoch an der 
Zeit, ernst zu nehmende Vorschlä!ge vorzule­
gen, diese Vorschläge ,aber zu diskutieren und 
nirnt zu dekretieren. 

Wenn der Herr Bundeskanzler gemeint hat, 
der Mensch sei in den Mittelpunkt seiner 
Politik zu stellen, dann wird er Sie sirnerlich 
in diesem so lsbenswichtigen Bereich unter­
stützen. 

Ein Wort zu den Vorsorgeuntersuchungen. 
Im Budget findet sich ein Betrag von 60 Mil­
lionen Schilling; weitere 60 Millionen sind 
im Stabilisierungsbudget vorgesehen und wer­
den daher k,aiUm flüssi1ggemacht werden. 

Bekanntlich ist eine Projektstudie in -zwei 
Bundesländern, und zwar in Wien und Kärn­
ten, gelaufen und hat ein sehr 'bescheidenes 
Echo 'gefunden. Ich 'habe gehört, daß sich nur 
7 Prozent beziehungsweise 9 Prozent der ein­
geladenen Personen an diesen Untersuchun­
gen beteiligt haben. Da vergleichbare Werte 
in der deutschen BundesrepUJblik 30 Prozent 
und 40 Prozent Teilnehmer aufweisen, kann 
man nur schließen, daß die Offentlichkeits­
arbeit des Ministeriums - scheint es mir -
unzureichend war. Diese Studie ist nun ge­
laufen, obwohl ausreichende EIfahrungen in 
Vorarl'berg zu sammeln wären. Auf diese Er­
fa'hrungen im Bun'desland Vorarl<berg haben 
Sie nicht zurückgegriffen, sondern Sie haben 
eine relativ teure Studie in Auftrag gegeben. 

Sie haben im kommenden J a'hr für die Vor­
sorgeuntersuchungen einen Betrag von 60 Mil­
lionen, v.ielleicht auch 120 Millionen Schilling 
an BUdgetmitteln verfügbar. Es erhebt sich 
nun die Frage : Was geschieht mit den Mitteln, 
die durch die Beitragserhöhungen zur 
29. ASVG-Novelle hereinge:bracht werden? 
Damals eI1klärte nämlich der Herr Sozialmini­
ster, daß jene Mittel, die durch die Beitrags-

lionen oder 1 20 Millionen Schilling zu j enen 
Untersurnungen, bei denen eigentlich der Herr 
Sozialminister schon über -genügend Mittel 
verfügt? 

Wir halben den Verdacht, daß die Gesun­
denuntersuchungen den Deckmantel liefern 
sollen, hier wieder ein kleines Stück Gesell­
schaftspolitik zu verwirklichen, nämlich den 
Bau von Ambulatorien zu finanzieren. Oder, 
Frau Minister, hat die Regierung Dr. Kreisky 
vielleicht auch 'die Absicht, eine unbotmäßige 
Gruppe innerhalb der Bevölkerung, nämlich 
die Ärzte, etwas fester an die Kandare zu 
nehmen? 

Vielleicht sollte man j ener Regierung, die 
sich so gerne der Meinungsumfragen bedient, 
hier eine Meinungsumfrage empfehlen, die im 
Auftrage des Verlban<Ies der Ärzte Deutsch­
lands im April 1973 erhoben wurde, wo näm­
lich gefragt wurde, 'Wofür sich die Patienten 
entscheiden : für die Äflzte in freier Praxis oder 
für j ene Ärzte, die an Gesundheitsämtern und 
bei KrankeI1Jkassen angestellt sind. In Deutsch­
land hat sich ein 'ganz entscheidendes Votum 
für die Ärzte in freier Praxis ergeben. Ledig­
lich 14 Prozent der befragten Patienten akzep­
tieren angestellte Ärzte. Ich Ibin überzeugt, 
daß ähnliche Ergebnisse auch für Osterreich 
zutreffen könnten. 

Frau Minister! Für I'hre 60 Millionen oder 
1 20 Millionen Schilling an Vorsorgeunter­
suchungen würde ich Ihnen gerne eine ,alter­
native Verwendung anbieten. Wir haben am 
Freitag über den Mutter-Kind-Paß diskutiert. 
Die Opposition hat kritisiert, daß die Unter­
suchungen der werdenden Mütter aus den 
Mitteln des Familienlastenausgleiches finan­
ziert werden, den man als Melkkuh für alle 
möglichen Vorhaben :heranzieht. Wie wäre es, 
wenn Sie die Mutter-Kind·Untersuchungen aus 
diesem Titel der VorsoI1geuntersuchungen 
finanzierten? Denn es mutet doch einiger­
maßen grotesk an, wenn Sie lediglich die 
Druckkosten für den Schwangerenpaß in 
Ihrem Budget ha'ben, hingegen die Unter­
suchungen aus den Mitteln des Familien­
lastenaus-gleiches bezahlen lassen. 

An den Untersuchungen betreffend die Vor­
sorgemedizin wird herbe Kritik geäußert. Es 
soll - ich weiß nicht, ob 'das jetzt die letzte 
Variante ist - ein Minimalprogramm sein, 
und die Anamnese soll sich im soziologischen 
Bereich verbreitern. So zielte - ich glaube, 
bei der letzten Version Ihrer Untersuchun­
gen - auch eine Frage nach 'der Anzahl der 
gefahrenen Kilometer, und �ar soll der Pro-

642 
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band gefragt werden, ob er mehr Kilometer 

in der Stadt oder am ,Land fährt. Hingegen 
wird über Karzinome im Magentrakt ge­
schwiegen, und zwar sowohl in der Anamnese 
als auch hei den Untersuchungen, obwdhl die 
Karzinome im Magentrakt, wie ich höre, 
50 Prozent betragen und ger:ade die SteI1blich­
keit der Männer bei Magen'karzinomen beson­
ders 'groß sein s oll. 

Die Maßnahmen des Umweltschutzes, Frau 

Minister, sind besonders kärglich Idotiert. Die 

größten Posten sind die 'Mitgliedsbeiträge bei 

den internationalen Or:ganisaUonen. Ich bin 

mir durchaus bewußt, daß Umweltschutz einer 

internationalen Koordination bedarf, eine Zu­
sammenarbeit j enseits der Grenzen notwen­

dig ist. 

Aber glauben Sie nicht, daß die Zugehörig­
keit und Mitarbeit bei internationalen Organi­
sationen auch bedeutet, Idaß man diese AI1beit 
konsequenterweise ebenso im eigenen Budget 
mit Schrwerpunkten versieht? A!bgesehen von 
den engen finamziellen Möglichkeiten herrscht 
Ü'ber die Aktivitäten in den Fragen des Um­
weltschutzes 8.ibsolute Stille. Was hinderte bis­
her Ihr Ministerium, wenigstens Empfehlun­
gen auszuarbeiten, Mustergesetze 'zu entwer­
fen, Meßmethoden über die Ll1ftgüte und über 
die zulässige Belastung mH Schadstoffen aus­
zuarbeiten? Ihr Gesundheits- und Umwelt­
schutzplan ist bestenfalls eine Aneinanlder­
reihung von A'hsichtsel'klärungen und bleibt 
völlig unverbindlich. 

Frau Minister! Wir erwarten einen Bericht 
über Ihre Aktivitäten und haben einen ent­
sprechenden Entschließungsantrag vorbereitet. 

E n t s c lb. l i e ß u n g s a n t r a g  

'der Abgeordneteten Dr. HUlbineik, Doktor 
Wiesinger, Dr. Pelikan und G enossen zum 
Bundesfinanzgesetz 1914 (880 und 914 der 
Beilagen) !betreffend Vorlage eines Um­
weltschutzberichtes. 

Der Nationalrat iwolle beschließen: 

Die Bundesregierung whd aufgefordert, 
dem Nationalrat alle zwei Jahre einen Be­
richt Ülber die Lage ,auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes vorzulegen. 

Dieser Bericht ist von allen mit Proble­
men des Umweltschutzes befaßten Ministe­
rien zu erstellen und vom Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz 'zu 
koordinieren. Dabei soll ein Uber:blick. über 
Maßnahmen, die vom Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz auf dem 
G ebiet des Umweltschutzes im Berichtszeit­
raum getroffen lWurden, geboten werden. Im 

zweiten Teil dieses Berichtes sollten die 
bereits geplanten, aber noch nicht durchge­
führten Maßnahmen aufscheinen. 

Frau Ministerl Es 'gibt eine Fülle von pri­
v,aten Organisationen, 'die auf Teilgebieten des 
Umweltschutzes agieren. Die Offentlichkeit er­
hält oft wi:dersprüchliche Informationen. Sollte 
man nicht diese durdlaus erfreulidlen priva­
ten Initiativen sammeln, sollte man sie nicht 
in geordnete Bahnen lenken, um ein Um­
weltbewußtsein der Osterreidler zu erreichen? 

Einzelne Bundesländer haJben vorbildlidle 
Landesgesetze erarbeitet. Sie gilt es doch zu 
koordinieren. Nichts dergleichen geschieht! 
Oder haben Sie sich eingeschaltet, um j ene 
Bundesländer, die Umweltschutz als etwas 
Zweitrangiges ansehen, zu Aktivitäten 'Zu er­
muntern? Nichts von alledem. 

Nun noch ein sehr persönlidles Anliegen. 
Ich 'hätte mir gelegentlich eine Aussage er­
wartet zu aktuellen Fragen : zur Apartment­
seuche, zur Zersiedelung der Landschaft, zur 
Zerstörung der Seeufer. Aber Sie 'haben diese 
verhängnisvollen Eingriffe in unsere Umwelt 
anscheinend gar nicht registriert, geschweige 
denn durch eine mutige Aussage vielleich.t 
nie wieder 'gutzumachende Schäden ver:hin­
dert. Denn Ihr Wort, Frau Minister, hätte Ge­
wicht gehabt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran 
erinnern, daß durch d·as mutige Eintreten vie­
ler unbekannter Freunde des Burgenlandes 
vielleicht j ene Gigantomanie des Herrn Lan­
deshauptmannes Kery verhindert werden 
konnte, die Brücke über den Neusieldlersee zu 
bauen. .A:ber, Frau Minister, neue Attacken 
gegen den SeewinJkel werden gestartet. (Zwi­
schenruf des Abg. R 0 b a  k.) Wo bleibt denn 
dann die Meinung der Frau Minister? Zumin­
dest durch eine mutige ,Meinung könnten Sie 
vielleicht dort oder d a  etwas verhindern. 
Ubersehen wir nicht, wir haben eine Frau 
Gesun'dlheitsminister. Und die schweigt, und 
das finde ich unbegreiflich. (Beifall bei der 
tJVP.) 

Ein letztes Wort, Frau Minister, zu Ihrer 
Auseinandersetzung mit einer Wodlenzeitung. 
Sie versuchen, den Eindruck. zu erwecken 
- und ich habe einige Äußerungen in der 
Presse verfolgt -, als ob Sie das unschuldige 
Opfer einer Intrige Iböswilliger Journalisten 
geworden seien. So wirkte auch Ihre Verant­
wortung am Fernsehschirm, die nicht ganz 
überzeugend war. Ich weiß nidlt, was Sie 
tatsächlich gesagt haben und wie Sie es for­
mulierten, aber die behaupteten Äußerungen 
würden von einer gewissen Intimkenntnis des 
Ärztestandes zeugen. Diese FOI1ffiulierungen 
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sind geeignet, einen ganzen Stand zu diffamie­
ren. Denn j eder wird, wenn er über den 
Lebensstandard urteilt, .gewisse Vermutungen 
anstellen ; Vermutungen, Frau Minister, denen 
Sie ganz energisch entgegentreten müßten. 

Wir wissen, daß 'die Mehrzahl 'der Ärzte 
die Abtreibung nicht nur aus ethischen Grün­
den ablehnt, sondern weil sie sie auch nicht 
mit ihrem Hippakratischen Eid für vereinbar 
hält. Ich glaube, diese Gesinnung muß man 
auch als Sozialist respeiktieren. (Beifall bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Tull! Ich spreChe noCh 
immer in der Möglichkeitsform . Es ist in die­
ser Causa noch alles offen. 

Wenn man aber eher annimmt, daß diese 
Äußerungen nicht böswillig oder in böser Ab­
sicht geschehen sind, sondern einfaCh unbe­
dacht waren, dann kann man alber auch diese 
un'bedachten Äußerungen nicht einfach auf siCh 
'berühen lassen. Ich glaube, daß der Frau 
Minister wahrscheinlich erst zu einem späte­
ren Zeitpunkt die Brisanz i hrer Äußerungen 
bewußt war. Daß sie öfter unlbedachte Äuße­
rungen gemacht hat, das harben wir ja auCh 
sChon von der Regierungsbank gelegentliCh 
erlebt. 

Frau Minister! Sie haben erldärt, eis 'gehöre 
nicht zu Ihren Gepflogenheiten, eine Zeitung 
beschlagnahmen zu lassen, und auch der Herr 
Bundeskanzler hätte Ihnen empfohlen, niCht 
zu klagen. 

Nun, der Herr Bundeskanzler hat in der 
Vergangenheit nicht gezögert, sehr schnell 
Zeitungen oder einzelne Redakteure zu kla­
gen. Ich glaube, es war erst vor kurzem, als 
er viel feinnerviger reagierte. Damals hat ihm 
ein Titel in einer Wiener Tageszeitung auf 
der Seite vier nicht gepaßt, und er hat 'diese 
Zeitung sofort vor den Presserat zitiert. Der 
Herr Bundeskanzler - ich nehme an, er hört 
zu, er sitzt ja am Lautsprecher und verfolgt 
die Budgetdelbatte (Hei terkeit bei der OVP), 
er müßte es ,also jetzt bestätigen . . .  (Abg. 
S e  k a n  i n a: Am Sessel sitzt er!) Am Sessel 
sitzt er! Aber er hat �doch 'gesagt, daß er ganz 
gen au die Budgetdebatte verfolgt. Da wird er 
mir ja doch recht geben müssen, wenn ich 
sage, daß er mit Klagen sehr viel schneller 
bei der H and ist. 

Wie nun immer es ist, Frau Minister, wir 
hören, daß Ihr Rechtsanwalt Ibis jetzt so über­
lastet war, daß er biSher nicht die Klage ein­
bringen konnte. Der Arme dürfte über keinen 
Substituten verfügen. Daher, glaube ich, er­
warten wir uns heute, :bei dieser Gelegenheit 
Ihre dezidierte Äußerung : Haben Sie nun die 
Klage eingereiCht oder 'haben Sie es bisher 

unterlassen? Hat I hr Anwalt die Klage bei 
GeriCht deponiert, oder wollten Sie lediglidl 
über die Runden kommen, nämlich über den 
heutigen Tag? 

ICh glaube, 'daß diese Causa im höchsten 
Maße aufklärungsbedürftig ist. Es steht näm­

lich Ihre Aussage gegen 'die Aussage zweier 
bekannter Journalisten. ICh meine, daß die 
Ehre auf beiden Seiten gleich wiegen muß. 
Ich glaube nur, daß die Konsequenzen andere 
wären, nämlich konkret, daß die Konsequen­
zen bei einem Minister weitreichender sein 
müßten. 

Den Ansätzen Ihres Minibudgets, Frau 
Minister, wird die große Opposition keine 
Zustimmung gelben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der Entschließungsantrag ist ge­
nügend unterstützt und steht mit zur Ver­
handlung. 

Als näChster zum Wort kommt der Herr 
Abgeordnete Sekanina. 

Abgeordneter Sekanina (SPO): Herr Präsi- . 
dent ! Hohes Haus! Meine Damen un1d Herren I 
Nach den Ausführungen der Ibeiden Opposi­
tionssprecher, Herrn Primarius Dr. Scrinzi un:d 
der Frau Kollegin Dr. Hubinek, wird es nun 
meine Aufga'b e sein, vom Standpunkt der 
Regierungspartei und der Regierungsfraktion 
zu dem ohne Zweifel aktuellen Thema der 
österreichisChen Gesundheitspolitik und den 
ebenso interessanten und entscheidenden Pro­
blemen des Umweltschutzes Stellung zu neh­
men. (Ruf bei der OVP: Wird nicht leicht 
sein!) Es ist d a her nicht meine Absicht, meine 
Damen und Herren, bei diesen meinen Aus­
führungen auf Details der Budgetansätze ein­
zugehen. Das wird ohne Zweifel nach mir sei­
tens meiner Fraktionskolleginnen und -kolle­
gen geschehen. 

Aber ich glaube, gerade im Hinblick auf 
die Ausführungen von Herrn Pr�marius Doik­
tor Scrinzi und der Frau Abgeordneten Dok­
tor Hubinek ist es notwendig und zutreffend, 
eine Darstellung der grundsätzlichen Auffas­
sungen und Uberlegungen 'der Sozialistischen 
P.artei Osterreichs und des sozialistischen Par­
lamentsklubs über die Fragen der Gesund­
heitspolitik und des Umweltschutzes zu 'geben. 
Wir werden übermorgen, meine Damen und 
Herren, wenn wir ,den Zeitplan einhalten und 
wenn es keine ungebührliChen Zwischenereig­
nisse gilbt, mit dieser Budgetdebatte am Ende 
angelangt sein. (Abg. 0 f e n b  ö c k: Was ist 
"ungebührlich"?) Das sage iCh Ihnen naCh mei­
nen Ausführungen, Herr Kollege Ofenböck, 
dann haben wir mehr Zeit dazu. Bei Ihnen 
dauert es immer ein bißChen länger, bis Sie 
die Dinge verstehen. (Heiterkeit. - Zwischen-

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 72

www.parlament.gv.at



9332 Nationalrat XIII. GP - 95. Sit:z;ung - 17. De:z;ember 1973 

Sekanina 

ruf des Abg. 0 j e n  b ö e  k.) Herr Kollege 
Ofenböck., nachher, natürlich nachher, zu jeder 
Zeit. 

Es ist aber nidtt meine Absicht, hier, meine 
Damen und Herren, eine Analyse des bis­
herigen Verlaufes der Bu'dgetdislkussion :zu 
geben. Aber ich glaube, mit Redlt !behaupten 
zu dürfen - ich sage das vor allem vom 
Standpunikt der Mehrheitsfraktion, vom Stand­
punkt 'der sozialistischen Parlamentsfrak­
tion -, daß bei .allem Respekt vor den 'bisher 
behandelten Budgetkapiteln und vor jenen, 
die wir noch 'Zu behandeln haben, der Ge­
sund'heitspolitik .und dem Umweltschutz für 
die gesamte österreichische Bevölkerung eine 
enorme Bedeutung zukommt. 

Die Gesundheitspolitik, meine Damen und 
Herren, geht jeden an, und jeder von uns und 
die gesamte Bevölkerung - das 'darf ich auch 
in diesem Falle behaupten - ist mit den 
Fragen des Umweltsdlutzes konfrontiert. Dies 
nicht nur in längerfristigem Zeitrahmen, son­
dern, wie wir das erleben können, täglich 

. - ja ich möchte und dies ohne Dbertreibung 
behaupten -, stündlich. 

Daher haben gerade wir als Sozialistische 
Partei uns rechtzeitig mit diesen Fragen aus­
einandergesetzt. Idl möchte in diesem Zusam­
menhang etwas wiedetholen, was ich von die­
ser Stelle aus, was ich im Zusammenlhang mit 
der Diskussion im Ausschuß mehrmals ge­
sagt habe. Ich glaube, daß wir alID besten die­
ser Aufgabe Rechnung tr,agen, wenn wir die 
Fragen der Gesundheitspolitik und des Um­
weltsdmtzes aus kleinlichen parteipolitischen 
Streitigkeiten heraushalten. Ich meine, daß die 
österreichisdle Bevölkerung ein Recht darauf 
hat, zu erfahren, was die politischen Grup­
pierungen dieses Landes zur Frage der Ge­
sundheitspolitik und des UmweHschutzes zu 
sagen haben. 

Meine Damen und Herren ! Kommende 
Generationen - so ist meine Auffassung -
werden uns nidlt nur danach beurteilen, was 
wir im Bereidte der Wirtschaftspolitik, Finanz­
politik und SozialpoliUk, um wichtige Be­
reidte zu nennen, getan haben, sondern sie 
werden unsere politische und parlamentari­
sdle Tätigkeit audt danach beurteilen, welche 
Leistungen wir im Rahmen der Gesund'heits­
und Umweltschutzpolitik gesetzt haben. (Zwi­
schenruf des Abg. A. S c  h 1 a g e l.) Ich weiß, 
Kollege Schlager, daß das Begriffe sind, die 
Sie nicht leicht Ibewältigen. (Beifall bei der 
SPO.) A'ber wenn ,Sie mir ·aufmel1ksam zu­
hören würden, dann würde das auch für Sie 
lÖSibar sein. 

Ich habe sowohl bei den Ausfüihrungen des 
Herrn Primarius Dr. IScriIllZi als auch bei den 
Ausführungen der Frau Dr. Hubinek die rwicb.­
tigsten Positionen dieser Aussagen auf.ge­
schrieben. 

Herr Primarius ,Scrinzil Ich :bestreite nicht 
- ich habe das nie getan - Ihre medizini­
schen Qualitäten, ich 'bin gar nicht imstan:de, 
darüber ein Urteil abzugeben, a'ber ich erlaube 
mir, an den Aussagen des Politikers Doktor 
Scrinzi Kritik zu üben, so wie Sie das in über­
triebenem Maße mitunter gerne tun. 

Wenn ich vom Standpunkt der Regierungs­
fraktion aus zusammenfasse, wie Sie eigent­
lich vorgegangen sind, Herr Ddktor, dann darf 
ich feststellen: Zuerst kam die politische Aus­
sage, ein Ibisserl in Märchendarstellungen aus 
1001 Nacht eingebunden, dann kam der Be­
reich, der Ihnen besser 'Zusagt, der fadlliche 
Bereich, hier h'aben Sie sIdl koIllkret mit 
medizinisdlen :Fragen und Problemen beschäf­
tigt, und dann kam der Zeitpunkt - ,seien 
Sie nicht ungehalten, Herr Primarius -, ab 
dem Sie unsachlich geworden sind . 

Sie haben selbst mehrmals erwähnt, daß 
Sie wissen, daß :zum Beispiel das Kranken­
anstaltenproblem nicht ein Problem ist, das 
in wenigen Tagen, Wodlen oder Monaten ge­
löst werden kann, und Sie selbst haben die 
Formulierung getroffen, daß dieses Problem 
eine Angelegenheit ist, die jahrzehntelang 
nicht mit dem notwendigen Nachdruck betrie­
ben wurde. Sie haben weiters gesagt, daß 
diese Frage schon viele ,Regierungen vor die­
ser Regierung beschäftigt habe. Gleichzeitig 
aber erwarten Sie vom zuständigen Ressort­
chef, von der Frau Bundesminister Dr. Leo­
dolter, daß das zustän!di1ge Mini'Steri'llm und 
die sozi-alistisdle Regierungsmehrheit diese 
Probleme . in einer für die Bewältigung dieser 
Frage kurzen Zeit einer Lösung zufüh­
ren sollen. Sie wissen sel:bst, Herr Prima­
rius . . .  (Abg. Dr. S c  r i n  z i: Nur den Anfang 
einer Lösung!) Ich komme audl noch auf die 
Anfangsaktivi1äten zu sprechen. Sie werden 
sicher von Ihrer Warte aus die Richtigkeit 
dieser Argumentation verfolgen 'können. 

Ich wollte bei der Gelegenheit eigentlich 
etwas ganz anderes sagen ; das gilt auch für die 
Argumentation der IFrau Kollegin Dr. Hubi­
nek: Ihre Argumentation im Zusammenhang 
mit diesem Kapitel war so typisdl und 
symptomatisch für das Verhalten der OVP­
Fraktion während der 'ganzen Diskussion im 
Zusammenhang mit dem Bundesfinanzgesetz 
1974 1 Sie können sich ganz einfach, meine 
Damen und Herren, nicht von Ihrem opposi­
tionellen Stil, den Sie seit 1 970 oder 197 1  
praktizieren, lösen. Wie sieht der aus? Auf 
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den Gebieten, allif denen Leistungen erbradlt 
wurden - und das sind nicht wenige -, 
werden sie von Ihnen negiert, reduziert, ganz 
einfach nicht registriert. Dort, wo Sie glauben, 
Aktivitäten zu set:zen, werden diese Aktivi­
täten so praktiziert, daß es zu einer - wie 
ich behaupte - zügellosen Lizitationspolitik 

kommt. Und diesen Weg machen wir nicht 
mit ! (Beifall bei der SPtJ.) Diesen Weg, Frau 
Dr. Hubinek - das gilt auch für Ihre Kolle­
ginnen und Kollegen -, machen ,wir nicht 
mit !  Verehrte Frau Ko llegin ! Darf idl Ihre 
Vergleiche aufzeigen: Gesundheitspolitik ist 
bei Ihnen ident mit der UNO-City und den 
daraus resultierenden Prdblemen. Da besteht 
doch überhaupt kein Zusammenihangl (Abg. 
Dr. Marga H u b  i n  e k: Das ist eine Alterna­
tive!) Frau Doktor! Das ist keine sachliche Ar­
gumentation, sondern !(jas i'st ganz ·einfadl 
tagespolitische Argumentation ; das kann man 
möglicherweise 'bei anderen Gelegenheiten 
verwenden, aber nicht bei der B ehandlung 
eines für die Bevölkerung so wichtigen und 
bedeutungsvollen Kapitels . (Beifall bei der 
SPO.) 

Wenn ich 'gesagt iha'be, meine Damen und 
Herren der Osterreichischen Volkspartei, daß 
Sie sidl von Ihrem Oppositionsstil, den Sie 
seit 1 970 oder 1 97 1  kreieren, nicht lösen kön­
nen , dann gibt es dafür praktische Beweise. 
Ich möchte nicht vom 'Dhema abschweifen, 
aber ich möchte :bei der Gelegenheit doch 
einige Zwischenbemerkungen machen. Die­
selbe Methodik haben Sie während dieser 
Budget!debatte angewandt, als es um die wirt­
schaftspolitischen Probleme dieses Landes 
ging. Sie haben uns da ohne Rücksicht auf die 
internationale Entwicklungssituation genauso 
kritisiert, als db Sie diese Entwicklung nicht 
kennen würden. Es ging Ihnen dabei nicht um 
die sachliche Argumentation, sondern um die 
kleinlichen parteipolitischen Vorteile. (Abg. 
Dr. Marga H u b  i n e k: Da meinen Sie die 
Preiss teigerungen!) 

Dasselbe, Frau Kollegin Hubine'k, haben Sie, 
Ihre Kolleginnen unid. Kollegen im Zus am­

wieder Ofen!böckl Herr Kollege Ofenböck.1 Im 
habe wirklich den Eindruck, 'für Sie ist der 
schlechteste Tag der Woche der Montag (Abg. 
o t e n b ö c k: Aber tür Sekanina noch 
schlechter!), aber vielleicht 'Wird sich das im 
Laufe der Diskussion noch lbessern. Aber nam 
mehrjähriger Kenntnis Ihrer Hektik, Herr 
Kollege, würde ich Ihnen empfehlen : Redu­
zieren Sie Ihr Temperament, Sie müssen das 
noch mindestens 'bis Mittwodl aushalten. 
(Abg. 0 t e  n b  ö c k: Machen Sie sich um mich 
keine Sorgen!) Da bin ich a'ber sehr froh. 

Meine Damen und Herren l Genauso wie Sie 
sich bei aktuellen politisdlen Fragen im Be­
reiche der Wirtschaftspolitik , Finanzpolitik. 
und Sozialpolitik verhalten, vemalten Sie sidl 
bei Fragen der Gesundheitspolitik und des 
Umweltschutzes . 

Dazu, meine Damen und Herren, eine 'kon­
krete Feststellung seitens der sozialistisdlen 
Parlamentsfr,aktion : Nicht Sie, nicht die Oppo­
si tionsparteien sind es 'gewesen, sondern wir 
waren es, die zuerst der österreichischen Be­
völkerung ein zukunftsorientiertes und rirn­
tungsweisendes Humanprogramm vorgelegt 
haben. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
Marga H u b  i n e k: Leider heißt es nur Pro­
gramm!) Wir lWaren es, die das getan haben ; 
das tut Ihnen weh, das hört man untersdlwel­
lig, verehrte Frau Kollegin Hu1binek, immer 
wieder bei Ihnen heraus. Das sagen Sie ja  
nicht , weil es Ihnen angenehm ist, sondern 
weil Sie einigermaßen heftig darauf reagie­
ren wollen ; deshalb werfen Sie uns auch 
immer wieder vor, daß wir, Sie sagen immer : 
"die Ibestvorbereitete Regierung", Fachleute 
engagiert haben. Sie haben im Bereiche des 
Humanprogramms bis dato nichts Besseres 
bieten können. Erst in der Oppositionszeit 
sind Sie ein bisserl auf Tra!b gekommen; a·ber 
wir haben der österreichischen Offentlkhkeit 
unser Humanprogramm vorgelegt I (Abg. Dok­
tor Marga H u b  i n e k: Leider arbeiten Sie 
nicht danach!) Wir, Frau Kollegin, arlbeiten 

laufend danach. Sie wollen das nur nicht er-
menhang mit der Finanzpolitik praktiziert, kennen, darin besteht der Untersdlied in unse­
dasselbe im Zusammenhang mit der Sozial- rer Auffassung. 
politik; da haben Sie so argumentiert , als 
ob Sie die Erfinder einer fortsdlrittlichen 

Alber la'ssen Sie mich meine Argumentation 

Sozialpolitik wären. Sie hätten von 1 966 bis 
vortragen. Ich komme auf einen Leistungs-
katalog, den auch Sie, Frau Dr. Hubinek, 

1 970 'genug Zeit gehabt, die Dinge einer registrieren können, über dessen Echtheit Sie 
Lösung zuzuführen! Damals hatten Sie die sich ein Urteil bilden können. Wir haben die­
Chance, aber Sie haben nichts getan, weil ses Humanprogramm noch einmal vorgelegt 
für Sie die Sozialpolitik bei weitem nicht das und haben zur Erstellu d' P . . . .. ng leses rogramms, 
Pn�at be:s!tzt WIe andere Uberlegungen. wie ich bereits betont habe, eine große Zahl 
(BeIfall bel der SPtJ.) von hervorragenden Fachleuten engagiert. Wir 

Ich möchte Ihnen des weiteren sagen, daß I sind nach wie vor der Meinung, daß dieses 
Sie . . .  (Abg. 0 f e n b  ö c k: Weil die Oppo- Humanprogramm und daß die Tätigkeit der 
sition damals noch destruktiv war!) Sdlon I im Rahmen des Programms engagierten Fadl-
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leute eine Tätigkeit, ein Beitrag einer Bundes­
regierung war, die wir bei aller Zurückhal­
tung nach wie vor als die bestvorbereitete 
ansehen. (Beifall bei der SPO.) 

Für diesen Bereich, meine Damen und Her­
ren, und das sage ich j a  vor ,allem für die 
Offentlichkeit (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M u s  s i 1) - Herr Dr. Mussil, Sie sind zu 
spät gekommen, i ch  hätte mich gerne früher 
schon mit Ihnen auseinandergesetzt -, für 
den · Bereich der Krankheitsverhütung, wenn 
idJ ein spezielles Thema herausgreifen darf, 
für diesen Bereich der Gesundheitspolitik und 
des Umweltschutzes gibt es j a  heute sChon, 
dank der Tätigkeit und Aktivität des zustän­
digen Ministeriums,' der dort tätigen Beamten, 
der Sozialistischen Partei und ihrer Parla­
mentsfraktion einen durchaus respektablen 
Leistungskatalog . 

Natürlich möchte man vom Standpunkt der 
Oppositionspartei das nicht registrieren, 
natürlich möchte man das nicht zur Kenntnis 
nehmen, aber sie können nicht umhin, meine 
Damen und Herren, zuzugeben, daß wir hier 
einen exakten Nachweis der Leistungen er­
bringen können. 

ICh darf bei der Gelegenheit das wieder­
holend bemerken, was iCh eingangs als Ant­
wort auf die Ausführungen des Herrn Pri­
marius Dr. Scrinzi gesagt hab e :  Die Probleme 
der Gesundheitspolitik, die Fragen des Um­
weltschutzes sind wahrliCh kein Gegenstand, 
den man in wenigen Wochen oder Monaten 
bewältigen kann. (Abg. Dr. B I e n k: Ein paar 
Jahre!) 

Die SozialistisChe Partei - und das ist eine 
zutreffende Meinungsäußerung, meine Damen 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei 
oder überhaupt der Oppositionsparteien -, 
die Sozialistische Partei hat sich als erste 
ernsthaft dieser Probleme angenommen, und 
diese Aktivität der Sozialistischen Partei, diese 
Aktivität der Sozialistischen Parlamentsfrak­
ticm beendete ein j ahrelanges Stagnieren in 
diesem Bereich, ein Stagnieren, das vor allem 
auch durch die Untätigkeit seitens der Oster­
reiChischen Volkspartei ausgelöst wurde. (Bei­
lall bei der SPO.) 

. Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
wir die Dinge leidensChaftslos beurteilen sol­
len, ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
es sinnvoll und zweckmäßig ist, die Realität 
zu sehen. (Abg. Dr. B I  e n k: Aul dem Gebiet 
der Prophylaxe haben Sie jedenfalls zuwenig 
gelernt von Vorarlberg!) Herr Kollege Doktor 
Blenk! Ich würde ein bißchen vorsichtig sein 
mit dem Kopfschütteln. Wie sehr oder wie 
weit Ihre Argumentationen, Herr Kollege Dok­
tor Blenk, Beachtung finden, wie sehr Sie be­
acht'llng finden - darf ich Sie an Ihren Vanldes-

parteitag erinnern? (Heiterkeit bei der SPO.) 
Dort haben Sie aufgrund Ihrer so deutlich 
vorgetragenen Argumente, die die dort sit­
zenden mehr als 300 Delegierten ernst genom­
men haben, die gewaltige Stimmenzahl von 
elf auf sich vereinigen können. Ein deutlicher 
Beweis der Zweckmäßigkeit Ihrer Ausführun­
gen. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k:  
Das ist primitiver als primitiv! Mehr habe ich 
von Ihnen nicht erwartetl) Darf ich Ihnen einen 
Augenblick ein bißrnen eine Chance lassen? 
Das hat damit niChts zu tun, das ist die Ant­
wort auf Ihre Ausführungen. (Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e  k: Man muß mit den gleichen Wal­
len zurückschlagen! In Wien haben Sie auch 
nicht reüssiert!) Frau Kollegin Dr. Hubinekl 
Ich weiß nicht, ob die anderen Damen und 
Herren diese Formulierung gehört haben. 
Aber ich darf es aus Fairneßgründen wieder­
holen : Sie meinen, ich hätte mit gleiChen 
Waffen kämpfen sollen. Ich habe ja auch nicht 
in Wien, sagten Sie jetzt, als Gesundheits­
stadtrat reüssiert. Bitte, das war meine per­
sönliche Entscheidung, die ich getroffen habe. 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Man las es vor 
Tisch anders!) Das war meine persönliche Ent­
scheidung, die aber bitte mit diesen Problemen 
nkhts zu tun hat. Außerdem war ich der Mei­
nung, daß es gar kein Fehler ist, wenn ich hier 
in diesem Kreis weiter tätig bleibe. 

Aber nun zu den Aktivitäten und Leistun­
gen seitens des Ressorts . Ich darf bei der 
Gelegenheit, meine Damen und Herren, kon­
kret feststellen, daß dieses Ressort erst seit 
2 1 .  Februar 1 972 diese seine Aktivitäten auf­
nehmen konnte. Es kann kein Zweifel darüber 
bestehen, daß, wie das auch hier schon von 
anderen ausgesprochen wurde, Gesundheits­
politik gleichzeitig bedeutet, daß die öster­
reichische Bevölkerung, also der Personen­
kreis, der davon unmittelbar betroffen ist, 
einer entsprechenden Information und Auf­
klärung unterzogen wird. (Abg. Dr. B I  e n k: 
Das Niveau des Sekanina endet bei der Gürtel­
linie!) Natürlich erscheint diese Aktivität des 
Bundesministeriums nicht in spektakulärer 
Weise, aber ich darf Ihnen sagen, Herr Kol­
lege Dr. Blenk und auch den anderen Damen 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei: 
Im Zusammenhang mit der Gesundheitserzie­
hung gibt es j a  ausreichende Informationen 
des Bundesministeriums; ich habe nur den Ein­
druck, Sie haben das nicht gelesen. Hätten 
Sie das gelesen, müßten Sie das wissen. Wenn 
Sie das also wissen und hier das negieren, 
dann ist das ohne Zweifel Ihre Vorgangs­
weise, die Sie praktizieren, aber Sie entspricht 
nicht der Realität. 

Darf ich daran erinnern, daß im Bereiche 
der Gesundheitserziehung seitens des Bundes­
ministeriums vor allem im Hinblick auf die 
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Ergebnisse der Vorsorgeuntersuchungen, die 
in Wien und Kärnten durchgeführt wurden, 
entsprechende Vorbereitungen zur Informa­
tion der Bevölkerung über zweckmäßige Er­
nährung getroffen wurden. Hier wird des wei­
teren an bestimmte Personenkreise gedacht, 
weil 'gerade die Vorsorgeuntersuchungen in 
einer Häufigkeit Krankheitsbilder ergeben 
haben, die aus diesem Titel entstehen. Ich 
darf daran erinnern, daß die Aufklärungs­
woche über den Alkoholmißbrauch eine Akti­
vität des Bundesministeriums gewesen ist. 
Ohne Zweifel ein Problem, das die gesamte 
Bevölkerung, die Sozialversicherung, die Wirt­
schaft und alle Bereiche des Landes im wesent­
lichen interessiert. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das 
haben Sie alles erfunden?) Ich erinnere an die 
Tuberkulosenaufklärung : eine Aktivität sei­
tens des Ministeriums. Ich darf an die Polio­
impfaktionen denken, die vor allem seitens 
des Ministeriums unterstützt wurden. Ich darf 
an die Aufklärungstätigkeit, die sehr umfas­
sende Aufklärungstätigkeit des Bundesmini­
steriums im Zusammenhang mit der Drogen­
konsumation oder Drogenabhängigkeit erin­
nern. Ich erinnere an die Aktivitäten des Bun­
desministeriums im Zusammenhang mit der 
Tabakwerbung und mit der Konsumation von 
Tabakwaren oder Zigaretten. (Abg. Doktor 
B I  e n k: Dafür hät ten wir vermutlich ein eige­
nes Ministerium gebraucht?) Das ist ein Teil 
der Aktivitäten des Ministeriums. Sie werden 
meiner Meinung sein, Herr Kollege Blenk, 
daß man ja nur der Reihe nach aufzählen 
kann. Möglicherweise sind Sie imstande, alles 
auf einmal zu sagen, aber zu diesen Speziali­
sten gehöre ich nicht und kann ich mich auch 
nicht zählen. 

Darf ich des weiteren an die Aufklärungs­
arbeit seitens des Ministeriums über die Infek­
tionskrankheiten erinnern. Darf ich weiters auf 
die TäUgikeit im Zusammenhang mH der In­
formation über die Säuglingsbetreuung hin­
weisen. Ich möchte aber in diesem Zusammen­
hang sagen, daß seitens des zuständigen Mini­
steriums und durch die Aktivität der Frau 
Bundesminister auch in fachlichen Bereichen 
Diskussionen, Enqueten und Gespräche durch­
geführt werden und durchgeführt wurden, alle 
mit der Zielsetzung, die Gesundheitspolitik in 
diesem Lande vor allem für die Zukunft orien­
tiert zu gestalten. Ich möchte nicht mehr auf 
den Bereich Mutter-Kind-Paß eingehen, ich 
möchte nicht auf die Projektstudie Vorunter­
suchungen in Wien und Kärnten im Zusam­
menhang mit der Früherkennung von Krank­
heiten eingehen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Diese 
Dinge hätten Sie alle von Vorarlberg lernen 
können!) Herr Kollege ! Ich habe nichts dage­
gen, daß Sie diese Bemerkung machen, aber 
bitte, wir stellen fest, daß das Ministerium 

dort eine Aktivität erzeugt hat, eine Aktivi­
tät im Interesse der gesamten Bevölkerung. 
Was in einem Bundesland ist, muß ja nicht 
sofort in ein anderes Bundesland transferiert 
werden. Es ist sicherlich notwendig, über die 
Fragen zu reden, denn es steht fest, daß das 
Bundesministerium im Zusammenhang mit der 
Früherkennung von Krankheiten erhebliche 
Aktivität erzeugt hat. 

Ich möchte j etzt gar nicht auf die Einzelhei­
ten eingehen, aber es ist notwendig, sie zumin­
dest im globalen zu erwähnen. 

Es war die Leistung und die Aktivität des 
zuständigen Bundesministeriums, der Frau 
Bundesminister und ihrer Mitarbeiter, daß im 
Zusammenhang mit dem Problem Schutz des 
werdenden Lebens, der Säuglinge und Klein­
kinder, entsprechende Maßnahmen eingeleitet 
wurden. Es wird ja immer wieder gefragt: Wo 
gibt es einleitende Maßnahmen? (Zwischen­
ruf der Abg. Helga W i e  s e  r.) Es ist Ihre 
Angelegenheit, Frau Kollegin Wieser, an das 
Rednerpult zu gehen und haarscharf nachzu­
weisen, daß diese Aktivitäten nicht stattgefun­
den haben. Sie müssen sagen: Nein, es ist 
nicht so, daß die Kinderintensivstation in 
Glanzing eröffnet worden ist. Sie müssen 
Schritt für Schritt die Sachlage aufzeigen und 
nicht Allgemeinplätze produzieren und hier 
Dinge erwähnen, die kein Mensch kontrollie­
ren kann! (Präsident Dr. M a l e t a  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Es ist so, daß diese Aktivitäten seitens des 
Ministeriums erzeugt wurden. Wenn Sie im­
stande sind, das zu widerlegen, dann, Frau 
Kollegin, wird sicherlich nicht nur Ihre Frak­
tion, sondern die ganze Offentlichkeit darauf 
warten. Das können Sie bis dato nicht, und ich 
hoffe sehr, daß Sie in der Zukunft in der Lage 
sind, wenn Sie meinen, daß das nicht stimmt, 
einen derartigen Beweis auch zu führen. Es 
wird Ihnen nur nicht gelingen. 

Ich denke an die Enquete über die Risiko­
kinder. Das sind dom Fragen, die nicht in 
wenigen Stunden und Tagen gelöst werden. 
Sie werden das selbst wissen - viel besser 
als ich werden Sie das als Frau und Mutter 
wiSlsen -, welche Probleme hier resultieren. 
Aber Ihr politischer Auftrag heißt, sich hier 
herstellen, die Regierung möglichst in ihren 
Leistungen reduzieren, alles Negative sagen, 
weil das Ihr Oppositionsstil ist. Und Sie als 
erfahrene Hausfrau und Mutter praktizieren 
genauso diese kleinkarierte Parteipolitik wie 
Ihre Parteifreunde ! (Beifall bei der SPO.) Wir 
glauben nicht, daß das die richtige Methode 
ist, Frau Kollegin Wieser! (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Das ist eine schäbige Rede, die Sie halten! 
Traurig für die SPO, daß Sie Spitzenredner 
sind!) Ein Geschlagener rührt sich ununter­
brochen. (Heiterkeit.) 
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Frau Kollegin Wieser! Wir glauben nicht, 
daß die Parteipolitik hier im Vordergrund ste­
hen kann, sondern wir glauben, daß es für 
die Bevölkerung wichtig, wesentlich und maß­
gebend ist, daß hier entsprechende Resultate 
erzielt werden. 

Darf ich auf den weiten Bereich des Gesund­
heitsschutzes für Jugendliche verweisen, auf 
die Aktivitäten, die die Frau Bundesminister, 
ihre Mitarbeiter und das Ministerium erzeugt 
haben. Sie wollen das nicht zur Kenntnis neh­
men. Sie wollen das nicht registrieren, weil es 
Ihr Oppositionsstil ist. Man darf Leistungen 
nicht anerkennen, das dürfte eine interne An­
weisung für die OVP-Abgeordneten sein. Wir 
machen bitte einen solchen Weg nicht mit . 

Nun ein ganz spezielles Problem. Frau Dok­
tor Hubinek, das wird Sie wahrsdleinlich 
besonders interessieren, ich weiß Ja und war 
Ohren- und Tatzeuger daß Sie ,sich 'sehr 
bei dieser Frage engagiert haben : Kranken­
pflegegesetz. Was haben Sie - darf ich das 
bitte höflidlst formulieren -, was haben Sie 
und Ihre Fraktion alles aufgeführt! Chaotische 
Zustände haben Sie uns prophezeit. Nur die 
Jahre vorher haben Sie nichts gemacht, als 
Sie an der Regierung gewesen sind. Wir 
waren es, die das begonnen haben. (Beifall 
bei der SPO.) Chaotische Zustände haben Sie 
uns prophezeit, drunter und drüber wird es 
gehen im Zusammenhang mit der Ausbildung 
des Pflegepersonals. (Abg. Dr. Marga H u b  i­
n e  k: Was hat es denn mehr gebracht in den 
Bundesländern? Nichts!) Und wie haben Sie 
gewettert im Hinblick auf die Herabsetzung 
des MindestaHens von 17 Jahren auf 15 Jahre 
im Zusammenhang mit der Ausbildung! 
Die Aktivität des Ministeriums, die Aktivität 
der zuständigen Ressortchefin, die Aktivität 
der sozialistischen Parlamentsfraktion führten 
zur Lösung eines Problems ,  das Sie j ahrelang 
nicht bewältigen konnten, überhaupt nicht be­
wältigen konnten. Meine Damen und Herren! 
50prozentige Zunahme der Anmeldung im 
Vergleich zum Vorjahr fast in allen Bundes­
ländern: Das ist Leistung im Interesse der 
österreichischen Bevölkerung! Nur so können 
wir das feststellen und titulieren, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe der Abg. Dr. Marga H u b  i n e k.) 
Ich kann ja nichts dafür, Frau Abgeordnete 
Hubinek, daß Sie nicht recht behalten haben. 
Aber Sie können bitte aufstehen, hier her­
kommen und bei der nächsten Wortmeldung 
sagen: Der Sekanina hat nicht recht, das 
stimmt nicht ! Wir weisen Ihnen nach, daß 
diese Aktivität in Ordnung ist, daß damit 
eines der größten Probleme im Zusammen­
hang mit der Betreuung der Bevölkerung ge­
löst wurde, und hier ist es unbestritten der 
Aktivität des zuständigen Ministeriums zu 

verdanken, daß das geschehen ist. (Neuerliche 
Zwischenrufe der Abg. Dr. Marga H u b  i n e k. 
- Abg. Dr. F i s  c h e r: Frau Kollegin! Wir 
hören ja nichts! Wir möchten so gerne hören, 
was Sie uns zu sagen hätten! Aber von hin­
ten?!) 

Ein weiteres Problem, meine Damen und 
Herren, sei noch ganz kurz erwähnt im Zu­
sammenhang mit dieser Aussprache über das 
zuständige Kapitel. Der Herr Primarius Doktor 
Scrinzi und auch Sie, Frau Dr. Hubinek, wenn 
ich nicht irre, haben vom Krankenanstalten­
gesetz gesprochen, von der notwendigen No­
vellierung, von den damit zusammenhängen­
den Problemen. So nebenbei haben Sie sich 
gedacht, Frau Kollegin: Vielleicht kann ich 
diese sozialistische Parlamentsfraktion gleich 
so im Vorbeigehen treffen. - Und ich habe 
es gerade registriert, als Sie der Frau Bundes­
minister vorwarfen, sie hätte keine Aktivität 
erzeugt im Hinblick auf den Zahnärztekon­
flikt. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k :  Reden wir 
jetzt vom Krankenanstaltengesetz oder von 
den Zahnanstalten?) Ich komme gleich dazu, 
ich wollte das nur anbringen, damit ich Ihnen 
sage, was Sie hier argumentiert haben. Mir 
ist es bei dieser Afigumentation auch so gegan­
gen wie Ihnen im Augenblick: Ich habe mich 
nicht ausgekannt. Aber ich werde das von 
meiner Warte gleich aufklären ; bei Ihnen ist 
mir das nicht ganz gelungen. 

Sie haben also den Zahnärztekonflikt er­
wähnt und gemeint, die Frau Bundesminister 
hätte das Problem lösen sollen. (Abg. Doktor 
Marga H u b  i n e k: Nein, vermitteln sollen 
dazu!) Vermitteln, natürlich ! Vermitteln. Sie 
kennen ja die Zuständigkeit in diesem Bereich, 
das müßte Ihnen bekannt sein. Da gibt es 
einen anderen Aktivisten, er sitzt neben Ihnen, 
fragen Sie den Herrn Dr. Günther Wiesinger. 
Er könnte Ihnen einiges erzählen, wie solche 
Probleme mitunter schwierig zu lösen sind. 
Er hat ja auch Aktivität erzeugt. Ganz gut 
ist sie ihm zwar nicht bekommen im Kreise 
der ÄrZlte, aber so etwas wird im Laufe der 
Zeit, wie ich meine, wieder reparabel sein. 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Er hat zumindest 
versucht, zu vermitteln!) 

Von diesem Problem zurück zu dem von 
mir angezogenen und aufgezeigten Problem 
Krankenanstalten. Es ist richUg, daß es hier 
eine Reihe von schweren Problemen gibt, deren 
Lösung bis dato noch nicht durchgeführt 
wurde. Sie sagen j a  sel'bst, Frau Dr. HUJbinek : 
Ja,  da gibt es j a  Länderkompetenzen, und in 
diese Länderkompetenzen kann man ja nicht 
so ohne weiteres eingreifen. Da1s ist eben mit 
ein Grund, daß die Realisierung der gestellten 
Aufgabe einige Zeit in Anspruch nimmt. Und 
ich darf, ohne den Bemerkungen oder Ant­
worten der Frau Bundesminister vorzugreifen, 
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sagen: Wir sind gar nicht mehr so weit ent­
fernt von einer generellen Lösung dieses Fra­
genkomplexes, wir glaUJben aber, daß, bevor 
es zu einer entscheidenden Aussprache oder zu 
einer Beschlußfassung in diesem Hohen Haus 
kommt, es notwendig ist, daß wir das tun, 
was wir bereits ohne Aufforderung prakti­
zieren: im geeigneten Augenblick mit den zu­
ständigen Stellen zu reden, damit die Versor­
gung der österreichischen Bevölkerung mit 
Krankenanstalten, mit Krankenbetten gewähr­
leistet wird. 

Und wenn hier Ziffern genannt wurden, über 
die ich im Detail gar nicht mehr reden möchte, 
8 1 .000 Betten und dann 96.000, 1 5.000 dazu 
bis zum Jahre 1980, gibt es ohne Zweifel, das 
wurde auch von den oppositionellen Sprechern 
gesagt, eine Reihe von Gründen, die dazu 
führen, daß die Lösung dieses Problems so 
schwierig ist und doch einige Zeit in Anspruch 
nimmt. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Die Vor­
arbeiten macht man vorher, bevor die Regie­
rungsvorlage ins Haus kommt!) 

Mit ReCht kann ich aber behaupten, Frau 
Dr. Hubinek, daß wohl Ihre Meinung, daß man 
so oder so vorgehen hätte können, durchaus 
vom Standpunkt der Oppositionsparteien oder 
des oppositionellen Politikers verständlich ist. 
Wir glauben aber auch, daß die sozialistische 
Parlamentsfraktion die entsprechenden Vor­
arbeiten leistet. Wir glauben vor allem, daß 
das zuständige Bundesministerium und die 
dortigen Mitarbeiter weitestgehend die Akti­
vitäten erzeugt haben, um gerade auch diese 
für die Bevölkerung so wichtige Frage einer 
Lösung zuzuführen. (Beifall bei der SPO.) 

Es wäre verlockend, meine Damen und Her­
ren, würde man über diese Fragen der Ge­
sundheitspolitik und des Umweltschutzes viel 
längere Zeiträume zur Aussprache in An­
spruch nehmen können, als es im Rahmen die­
ser BudJgetdi.skussion möglich ist. Alber lassen 
Sie mich zum Abschluß folgende grundsätz­
liche Bemerkungen meiner Fraktion an Ihre 
Adresse, meine Damen und Herren, übermit­
teln. 

Nach wie vor gilt für uns der Grundsatz, 
daß wir bei unserer politischen Tätigkeit und 
bei unseren Aktivitäten im Zusammenhang 
mit der Gesundheits- und Umweltpolitik uns 
nach den Grundsätzen und Richtlinien des von 
uns und von so vielen hervorragenden Fach­
leuten geschaffenen Humanprogramms orien­
tieren. 

Wir glauben, daß dieses Programm eine 
bedeutende und entscheidende Voraussetzung 
ist für die Bewältigung der großen Aufgaben, 
die uns in diesem Bereich ins Haus stehen. 

Meine Damen und Herrenl Nach Auffassung 
unserer Fraktion ist die Erhaltung der Gesund­
heit und die Krankheitsverhütung für uns vor­
rangiges Problem und besitzt für die soziali­
stische Fraktion Primat. Es ist unsere Mei­
nung, daß Gesundheit nicht Privatsache sein 
kann, sondern Aufgabe der Gemeinschaft ist. 
Wir behaupten als sozialistische Parlaments­
fraktion, als Sozialistische Partei : Den Gesund­
heitsproblemen kommt ständig größeres Ge­
wicht zu. Die Ursachen liegen in einer immer 
mehr wachsenden Bedrohung, in einem Wan­
del der gesellschaftlichen Verhältnisse, die Ur­
sachen liegen in den dadurch :bedingten ver­
änderten Lebensformen, in den geänderrten 
sozialen Beziehungen, in den Arbeitsbedin­
gungen, nicht zuletzt - wie wir meinen und 
wie wir es im Humanprogramm aussprachen 
- in der vöLlig gewandelten Umwelt. 

Wenn wir sagen, daß Gesundheitspolitik 
Gemeinschaftsaufgabe ist, meine Damen und 
Herren, dann stellen wir gleichzeitig fest, daß 
dem einzelnen gar keine Möglichkeit gegeben 
ist, diese so enormen und bedeutungsvollen 
Aufgaben einer Lösung zuzuführen. Gesund­
heit - das ist unsere Auffassung als soziali­
stische Parlamentsfraktion - kann nicht von 
einer Behörde, so sagten wir in unserem 
Humanprogramm, oder von oben herab ge­
plant werden. Der einzelne ist aber bei dieser 
Uberlegung trotzdem und nach wie vor für 
uns der wichUgste und ausschlag,gebendste 
Faktor. 

Ein wesentlicher Bestandteil dieser unserer 
Uberlegung, wie ich eingangs betonte, ist das 
humanpolitische Konzept in Osterreich, das 
wir von der Sozialistischen Partei der Offent­
lichkeit vorgelegt haben. Der Ausbau, die 
Reorganisation der gesundheitlichen und sozia­
len Infrastruktur, die Sanierung der Umwelt 
sind die Ziele, meine Damen und Herren, die 
wir uns als Sozialistische Partei gestellt haben. 
Ich darf feststellen, daß in diesem Bereiche 
vom zuständigen Ressort bis dato und in der 
Kürze der Zeit eine hervorragende Arbeit 
geleistet wurde. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Wiesinger. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (OVP) : (Ruf 
bei der SPO: Viel Glück zur ersten Rede!) 
Danke schön. Vielleicht ist das mich den vor­
hergehenden Ausführungen wirklich notwen­
dig. (Beifall bei der OVP.) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus I 
Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
hätte mir wirklich gewünscht, wenn ich die 
Ehre habe, das erste Mal hier vor Ihnen spre­
chen zu dürfen, in einem Haus und an einem 
Platz, der wie kein anderer so große Bedeu-

643 
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tung für die G eschicke und die Geschidlte 
unseres Landes hat, daß ich dann das Wort 
ergreifen darf, wenn die Situation weniger 
ernst und weniger kritisch wäre, als in einer 
Situation, die in der Folge meiner Ausführun­
gen manch harte Kritik bringen muß. Aber 
j edes freie, offene Wort, das in diesem Hohen 
Haus gesprochen wird, ist ein hörbarer und 
verstehbarer Nachweis für die Einhaltung und 
die Erhaltung j ener Grundfreiheiten, für die 
nicht zuletzt hier in diesem Saale sehr hart 
und sehr lang gekämpft werden mußte. (Bei­
fall bei der OVP.) Somit stellt dieses österrei­
chische Parlament nicht nur ein Symbol, son­
dern auch den Mittelpunkt unserer auf Frei­
heit und Achtung der Menschenwürde abzie­
lenden Gesellschaftsform dar. 

Ich stehe heute vor Ihnen als Sprecher mei­
ner Fraktion, als Arzt und als Gesundheits­
apostel, wie wir auch manchmal apostrophiert 
werden. Dies bedeutet für mich mehreres. Zum 
ersten scheint mir, daß es mehr denn je not­
wendig ist, die engere Zusammenarbeit zwi­
schen den Wissenschaften - und in diesem 
Fall speziell zwischen der medizinischen Wis­
senschaft und den Ärzten - als ein ganz zen­
trales Anliegen der modernen Gesellschafts­
politik, zu erkennen. Wir haben nämlich in 
der Zwischenzeit erkannt, daß wir nicht mehr 
in der Kategorie der Quantität, sondern auch 
in der Kategorie der Qualität an die anste­
henden politischen Grund- und Sachfragen 
herangehen müssen. 

Nach der Phase des Wiederaufbaues, der 
unmittelbaren Bedarfsdeckung und der Pri­
märorientierung an den Kriterien des Wachs­
tums in allen Bereichen müssen wir uns immer 
stärker um die Probleme der menschenwürdi­
gen Ausgestaltung des mensdllichen Lebens 
kümmern. Die Frage der Erhaltung der Ge­
sundheit hat Vorrang, und die Stopptafel, die 
dieses Budget einer modernen Gesundheits­
politik den Vorrang nimmt, ist falsch. (Beifall 
bei der OVP.) 

Es hat bereits in den letzten Jahren in allen 
politischen Lagern, Gott sei Dank, ein erfreu­
licher Umdenkprozeß begonnen. Die Gesund­
heitspolitik ist nicht mehr ein Anhängsel der 
Sozialpolitik, sondern sie wird in ihrer ganzen 
Dimension erkannt als eine Frage an viele 
Bereiche der klassischen Politik, der Wirt­
schaft und in weitestem Sinne auch der Kultur. 
Aber es ist audl nicht zu verhehlen, daß 
Gesundheitspolitik eine eminente gese11-
schaftspolitische Dimension besitzt. Erst das 
Menschenbild, das wir vor Augen haben, kann 
uns die politisdlen Ableitungen diktieren, und 
daher auch unsere klare Ablehnung der Fri­
stenlösung! Aber von daher kommen und ent-

stehen jene Spannungen, die zwischen den 
großen Parteien im Bereiche von Gesundheits­
und Umweltpolitik in Osterreidl bestehen. 

Als christlicher Demokrat sehe ich im Staat 
nur die dienende Funktion gegenüber dem 
MensChen. Terminologisch geht es ja um mehr 
als nur um konkrete Zuständigkeiten, es geht 
um die Schaffung dessen, was die Angelsach­
sen als "quality of life" bezeiChnet haben, das 
wir nur ungenügend als "Lebensqualität" 
definitorisch zu erfassen versuchen. "Quality 
of life" ist die Form, die Ordnung und die 
Gestaltung des menschlichen Lebens, politisch 
gesehen jene Summe von MögliChkeiten, die 
eine Gesellschaft ihren Bürgern vermittelt. 
Und deshalb gestatten Sie mir eine Feststel­
lung: Nur der Freiheitsraum, den wir in der 
Politik zu sichern haben, läßt den Menschen 
echte Lebensqualität finden. Ein Mensch, dem 
der Moloch Staat die Freiheit entzogen hat, ist 
ein Mensch ohne Lebensqualität, ist ein 
Mensch, der selbst bei Deckung aller materiel­
len Bedürfnisse sein Leben nicht voll erfüllen 
und erleben kann. (Beifall bei der OVP.) 

Nun sind wir zweifellos aus der individua­
listischen Phase in der Gesundheitspolitik 
herausgetreten. Das will sagen, daß die Medi­
zin sozusagen nicht mehr ausschließlich aus 
einem persönlichen Verhältnis zwischen Arzt 
und Patienten besteht. Der einsame Mediziner, 
der einem einsamen Kranken gegenübersteht, 
ist nicht mehr der klassische Fall. Auf beiden 
Seiten haben sich Apparate und Institutionen 
herausgebildet. Der Arzt braucht seinen 
Nebenmann, der praktische Arzt den Facharzt, 
der Facharzt das Spital, das Laboratorium, die 
Intensivstation. Der Patient wiederum ist 
krankenversichert, Mitglied einer Kranken­
kasse, nimmt öffentliche Einrichtungen in An­
spruch, zahlt Steuern, sodaß wieder viele Ein­
richtungen in Anspruch genommen werden 
können, die mit diesen Steuern finanziert wer­
den. Kurzum : die Vielschichtigkeit und die 
Vielfältigkeit i1st an die SteMe des zweiseiti­
gen Verhältnisses getreten. 

& � furnff � ��s ���, � 
wesentliches Element zu beobachten. Unser 
europäisches Gesundheitswesen ist aus Ein­
richtungen der christlichen Nächstenliebe ent­
standen und entspringt der im Christlichen 
begründeten Liebe des Menschen zum Men­
schen. Deshalb begrüßen wir aber j etzt mehr 
und mehr die Selbstverständlichkeit, mit der 
der Anspruch auf medizinische Leistungen zu 
einem Grundrecht des Menschen gegenüber 
dem Staate wird. Denn das liegt auf der Ebene 
eines neuen Begriffes von der Funktion des 
Staates in unserer Zeit, der zwar einerseits 
zum Giganten erwachsen ist und dabei sehr 
leicht den Versuch unternimmt, den Menschen 
in seine Gewalt zu bekommen, aber anderer-

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 72

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 17. Dezember 1973 9339 

Dr. Wiesinger 

seits gerade im Bereiche der Gesundheits- und 
Sozialpolitik erst die Möglichkeit eines gerech­
ten Lastenausgleiches und einer gerechten Ris­
kenverteilung schafft. Und an der Grenzzie­
hung, meine Damen und Herren, scheiden sich 
die Geister, an der Ordnung, an den Normen 
der Gestaltung des GesundheitswBsens wei­
sen sich die weltanschaulichen Kräfte aus. 

Meine Damen und Herrenl In diesem Sinne 
bekenne ich mich dazu, daß Gesundheitspolitik 
j ener Bereich ist, in dem für mich und meine 
politischen Freunde die ideologisch-welt­
anschaulichen Prämissen alle anderen, etwa 
praktische, technokratisch-positivistische und 
auch rein finanzielle Uberlegungen, dominie­
ren. Wir können nicht zulassen, daß der 
Mensch aus dem Mittelpunkt der Politik im 
allgemeinen, der Gesundheitspolitik aber im 
ganz besonderen verdrängt wird. 

Die Frau Gesundheitsminister, Primaria 
Dr. Leodolter (Zwischenruf des Abg. S e k a­
n i n a) - ich komme gleich auf Sie zu spre­
chen, Kollege Sekanina - hat in einem Arti­
kel in den "Salzburger Nachrichten" geschrie­
ben, daß nach ihrer Auffassung Gesundheit 
keine Privatsache sei. 

Eine sehr ähnliche Erklärung hat vor einigen 
Minuten Herr Abgeordneter Sekanina hier 
abgegeben. Die Frau Bundesminister hat -
sofern ich annehmen darf, daß sie sich diese 
Frage auch gründlich überlegt hat - offen­
sichtlich eine Formulierung gewählt, die mehr 
als mißverständlich ist. 

Gesundheit ist primär Sache des einzelnen, 
und Gesundheitspolitik darf daher nicht dazu 
mißbraucht werden, den noch Gesunden oder 
Kranken in die Abhängigkeit des Staates oder 
einer Institution zu bringen. (Beifall bei der 
avp.) 

Die Gesundheitspolitik muß als subsidiäre 
Aufgabe . . .  (Abg. S e k a n  i n a: Lesen Sie 
das Protokoll nach! Ich habe gesagt: Nicht nur 
Privatsache!) Vor allem Privatsache ! Aber wir 
haben sicher Gelegenheit, nachher noch dar­
über zu diskutieren, denn ich bin Ihrer Mei­
nung, daß wir hier nicht genügend Zeit dazu 
haben. 

Die Gesundheitspolitik ist also nach diesen 
zwingenden Ausführungen eine subsidiäre 
Aufgabe quasi als Dienstleistung des Staates 
gegenüber dem einzelnen. Der Staat muß dort 
helfen, dort unterstützen und dort einspringen, 
wo der einzelne trotz der bestehenden Hilfe 
des Arztes und der Medizin aus eigener Kraft 
ganz einfach nicht mehr gesund werden kann. 

Gesundheitspolitik darf also nicht dazu füh­
ren, daß durch diese neuen großen Aufgaben 
neue Abhängigkeiten geschaffen werden. Das 

lehnen wir ein für allemal ab. Der Oster­
reicher soll ge sünder, Osterreich aber nicht 
sozialistischer werden I (Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Die Volkspartei hat der Er­
richtung eines eigenen Ministeriums für Ge­
sundheit und Umweltschutz vor zwei Jahren 
grundsätzlich ihre Zustimmung erteilt. Bei der 
Vorlage des kleinen Kompetenzgesetzes 
jedoch mußten wir erhebliche Bedenken anmel­
den. Der Aufgabenumfang des neu zu er­
richtenden Bundesministeriums für Gesund­
heit und Umweltschutz bot keine Gewähr 
dafür, daß effiziente Aribeit geleistet werden 
konnte. 

Heftig haben wir die mangelnde Einfluß­
möglichkeit des Gesundheitsministeriums auf 
die soziale Krankenversicherung bedauert. 

Aber es hat leider nicht allzu lange ge­
dauert, bis die Zweigleisigkeit - hie Ge­
sundheitsminister, hie Sozialminister, sprich 
Krankenkassa - ihre negativen Folgen für 
die österreichische Bevölkerung zeitigen sollte� 

Gesundheitspolitik kann in einem Staate, 
dessen Bevölkerung zu 95 Prozent von der 
sozialen Krankenversicherung erfaßt ist, nicht 
unter Ausschluß der Krankenversicherungs­
politik gemacht werden. Die OVP fordert 
daher nach wie vor eine Ausdehnung der 
Kompetenz des Gesundheitsministeriums auf 
alle Fragen des Leistungsrechtes der Sozial­
versicherung in gesundheitlicher Hinsicht. 

Einen anderen Kompetenzmangel sehen wir 
im Bereiche des Umweltschutzes. Umwelt­
schutzmaßnahmen können nur dann wirksam 
sein, wenn die zU'ständi1gen Behörden eChte 
Koordinierungsaufgaben haben. Die OVP muß 
daher nach wie vor verlangen, daß das Ge­
sundheitsministerium nicht als dritte Koordi­
nierungsstelle neben dem Bundeskanzleramt 
und dem Bundesm'inisterium für Wissenschaft 
und Forschung dahinvegetiert, sondern die 
alleinige Koordinierungskompetenz in Um­
weltschutzfragen zugewiesen erhält. 

Wir betrachten die Gesundheitspolitik als 
eine Sache des ganzen Volkes. Gute Lösungen 
können aber nur dann getroffen werden, wenn 
es gelänge, einen Konsens aller Parteien her­
zustellen. 

Ein wirksamer Umweltsmutz wird darüber 
hinaus zwangsläufig Fragen der Kompetenz­
verteilung zwischen Bund und Ländern berüh­
ren, und hier sind Verfassungsfragen ange­
sprochen. 

Wiederholt habe ich als Gesundheitsspre­
cher der Volkspartei der Frau Bundesminister 
die Zusammenarbeit angeboten. Eine Zusam­
menarbeit ist jedoch nur dann möglich, wenn 
man nicht eine hauchdünne Mehrheit dazu 

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 72

www.parlament.gv.at



9340 Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 17. Dezember 1973 

Ur. Wiesinger 
ausnützt, in gesellschaftspolitischen Fragen ti sche Medizin, so ist das eine unwahre Unter­
eine Diktatur der 5 1  Prozent zu schaffen. (Bei- stellung, die man nicht deutlich -genug zurück-
fall b ei der OVP.) weisen kann! (Beifall bei der OVP.) 

Ich bestreite nämlich entsdlieden, daß die 
Mehrheit immer redlt hat. (Abg. L i  b a 1: 
Schlagworte, die Sie da bringen! - Zahlreiche 
Gegenrufe bei der OVP.) Es ist nicht sehr 
leicht, das zu verstehen, aber Sie können es 
dann im Protokoll nachlesen. 

Vor eineinhalb Jahren wurde vom Gesund­
heitsministerium der Gesundheits- und Um­
weltschutzplan vorgelegt. Dieser sogenannte 
Plan, der bestenfalls eine Zusammenstellung 
des Istzustandes enthält, bringt lediglich eine 
Aneinanderreihung von Absidltserklärungen. 
(Abg. L i  b a 1: Dr. Wiesinger bringt Schlag­
worte, sonst nichts! - Abg. M i t  t e r e r: Das 
war ein Eigengoal! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Also, bitte ein biß­
dlen beruhigen, sonSJt Isdlädi.gen Sie die Ge­
surudheit! 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (fortsetzend) : 
Konkret wird ja leider der Plan des Mini­
steriums in keinem einzigen Punkt, und, was 
offenbar ganz typisch für die Politik des Ge­
sundheitsministeriums ist, nirgends gibt es 
Finanzierungsgrundlagen! 

Die Art und Weise, wie in dieser Regie­
rung an die Finanzierungsaufgaben im Bereich 
des Gesundheitswesens herangegangen wird, 
gleicht einem Debakel. Die Frau Minister hat 
einmal sogar erklärt, daß sie die Finanzierung 
nichts anginge. Von dieser sicherlich unbe­
dachten Äußerung abgesehen, müssen wir fest­
stellen, daß sie sidl bedauerlicherweise auch 
gegenüber dem Herrn Finanzminister nicht 
durchsetzen kann, denn die budgetäre Aus­
stattung des Ressorts ist höchst unerfreulich, 

Ich habe hier einige Zahlen, die ich bringen 
wollte. Dies würde aber zu weit führen, weil 
sdlon andere Redner darauf eingegangen sind. 

Aber folgendes möchte ich klar und deutlich 
zum Ausdruck bringen: Was auf dem Sektor 
der Vorsorgemedizin gemacht wird, ist bei­
spiellos, und zwar deshalb beispiellos, weil 
man sowohl von der Seite der Finanzierung 
her, als auch von der Seite der medizinischen 
Ausstattung dieser Vorsorgeuntersuchungen 
und nicht zuletzt von der Seite der Konzen­
tration und Organisation her nicht imstande 
ist, das Problem zu bewältigen. Das bedauern 
wir ganz aufrichtig und ehrlidl. Denn, Frau 
Bundesminister, Sie wissen, daß wir für die 
Vorsorgemedizin immer eingetreten sind. 
Wenn in Rundschreiben und Prop agandaschrif­
ten der Sozialistisdlen Partei erklärt wurde, 
die Osterreichische Volkspartei sei gegen die 
Vorsorgeuntersuchungen und die prophylak-

Wir sind j a  gewohnt, daß bei den Soziali­
sten in letzter Zeit ein gewisser Denkprozeß, 
den man so sdlön als "Bewußtseinsbildungs­
prozeß" bezeidlnet, einsetzt. (Abg. Dr. M u s­
s i  1: Sehr langsam!) Das zeigt sich auch bei 
den Finanzierungsfragen der Gesundheits­
und Vorsorgeuntersuchungen. 

Idl verstehe aber nicht ganz, warum man ein 
Jahr dazu benützt hat, eine mehr oder weni­
ger erfolgreiche Projektstudie in zwei Bundes­
ländern, die man auch willküI1lidl -ausgewählt 
hat, durchzuführen, wo man doch die Erfah­
rungen von Vorarlberg mit wirklich positiven 
Ergebnissen zur Verfügung gehabt hätte und 
zum al j a  die Vorsorgeuntersuchungen nicht in 
Osterreich erfunden wurden. Meine Damen 
und Herren! Seit Jahren wird das in Deutsch­
land durchgeführt. Wir kennen gen au die 
Negativersdleinungen, die dort aufgetreten 
sind, die wir beseitigen hätten können. Aber 
nein, wir müssen unseren eigenen Weg gehen, 
weil wir glauben, wir müssen die gleichen 
Fehler noch einmal madlen! Doch das ist mir 
zu teuer ! (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf noch auf einen Punkt zu sprechen 
kommen, den Kollegin Dr. Hubinek schon an­
geschnitten hat, den man aber, wie ich glaube, 
noch einmal sehr deutlich herausstreichen 
muß. 

Wenn der Herr Bundeskanzler im Vorjahr 
erklärte, daß man das Volk fragen werde, was 
ihm die Gesundheit, konkret beispielsweise 
der Ausbau und die Sanierung der Spitäler 
wert seien, dann war damit nicht eine Volks­
abstimmung nach Artikel 43 Bundes-Verfas­
sungsgesetz geplant, sondern bloß Meinungs­
umfragen. Hier kann gar nicht ausdrücklich 
genug davor gewarnt werden, daß Meinungs­
befragungen demokratisdle Willens bildungen 
ersetzen können. 

Die Schaffung von Spitalsbetten ist aber 
ohne Zweifel eine öffentliche Aufgabe. Wohin 
kämen wir, wenn eine Regierung, die sich auf 
die Mehrheit in diesem Hause stützt, bei Er­
füllung anderer öffentlicher Aufgaben j eweils 
Meinungsforschungen unter den Bürgern be­
triebe? 

Das Ergebnis, meine Damen und Herren, 
hat genau das gezeigt, was die Osterreichi­
sche Volkspartei bereits bei der Vorlage ihres 
Spitalskonzeptes gesagt hat. Diese 500 Mil­
lionen Schilling, die einen minimalen Bruch­
teil des Gesamtbudgets darstellen, können 
durdl Umschichtungen eingebracht werden. 
Und erst dann, wenn man uns glaubhaft nach-
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weist, daß dies nicht möglich ist, muß man 
sich überlegen, welche neuen Finanzierungs ­
möglichkeiten herangezogen werden können. 

Aber mit Meinungsbefragungen mit einer 
sehr seltsamen Fragestellung können wir uns 
nirnt einverstanden erklären. Wir glauben 
nirnt, daß man die Krankenhausmisere, das 
"kranke Krankenhaus" in astereich, auf diese 
Art und Weise heilen kann. Darüber sind wir 
ehrlich traurig. 

Denn, meine Damen und Herren, wir wären 
glücklicher - das können Sie mir wirklich 
glauben -, würde die Regierung im Bereirne 
der Gesundheitspolitik keine Angriffsflärnen 
bieten, denn wir glauben, daß Gesundheits­
politik dem Menschen und nicht der Partei 
dienen soll . (Beifall bei der OVP.) 

Die Bundesregierung macht - soweit sie 
überhaupt eine Politik auf diesem Sektor be­
treibt - aber vielfach nur den politischen Ver­
surn, gesellschaftspolitische Änderungen 
durchzusetzen, die aber dem Patienten gar 
nichts bringen. 

Eine weitere Frage, die uns gemeinsam be­
rührt und die von der Bundesregierung in 
ihren Ankündigungen an die Spitze ihrer 
Tätigkeit auf diesem Sektor gestellt wurde, 
die zu einem zentralen Thema der Regierungs­
politik gemacht wurde, bildet die Säuglings­
sterblichkeit. 

Was wurde hier tatsächlich getan? Es wur­
den einige Spitäler - Kollege Sekanina hat 
auf Glanzing hingewiesen - etwas besser 
ausgestattet. Sehr ,wohl, sehr gut. Wir akzep­
tieren das. Meine Damen und Herren! Doch 
damit allein kann man die Säuglingssterblich­
keit kaum bekämpfen. Die Säuglingssterblich­
keit kann man nur dann bekämpfen, wenn 
man die gesamte praktizierende Ärzteschaft 
in die Beratung der Schwangeren und der 
Mütter miteinbezieht. Die Säuglingssteflblich­
keit kann man nur dann bekämpfen, wenn 
man etwa über j eden Todesfall eines Säug­
lings eine gen aue Analyse durchführt, wenn 
man wirklich alle modernen Erkenntnisse, die 
uns Herr Professor Oz:ermak seit Jahren pre­
digt, auch tatsächlich in die Tat umsetzt. 

Auch Beratungsstellen für Familienplanung 
und Ehe'beratung wertden errichtet. Meine 
Damen und Herren! Das sind punktuelle Maß­
nahmen, mit denen man sich brüsten kann, 
die aber der einzelnen Osterreicherin kaum 
sehr viel nützen werden. 

Familienplanung und Eheberatung kann nur 
dadurch ermöglicht werden, daß die frei prak­
tizierende Ärzteschaft, zumindest aber die 
praktischen Ärzte und die Gynäkologen ent­
sprechend geschult, entsprechend honoriert 

werden und ihnen dadur<h auch ein Anreiz 
geboten wird, diese wichtige Aufgabe zu er­
füllen und sich dadurdl den notwendigen Zeit­
aufwand überhaupt leisten zu Ikönnen. 

Jetzt komme ich auf ein Gebiet zu sprechen, 
das nicht nur vom Gesundheitsministerium, 
sondern auch vom Herrn Albgeordneten 
Sekanina als Erfolg dargestellt wurde, näm­
lich auf das Krankenpflegegesetz . Erfolgs­
ziffern melden, daß die Misere in kürzester 
Frist beendet sein wird und die Kranken­
pflegeschulen überfüllt sein werden. 

Meine Damen und Herren! Es stimmt, die 
Osterreichische Volksp,artei war ,gegen dieses 
Gesetz. Wir ZlWeifeln auch 'heute noch den 
Wert -dieses Gesetzes an, denn wir befürmten 
negative Auswirkungen für die Zukunft. Herr 
Kollege Sekaninal Die Wahrheit ist nämlich 
die, daß bereits vor Beschlußfassung dieser 
Novelle geeignete Bewerberinnen abgewiesen 
werden mußten, daß die Schulen in den ersten 
Jahrgängen, vor allem in -den Bundesländern 
stets überfüllt waren. Das echte Problem a,ber, 
die vorzeitige Abwanderung der .Alb­
solventinnen 'Clieser Sdlulen, wurde mit die­
sem Gesetz nicht 'gelöst. Dies dürfte unseren 
Informationen nach sogar noch verschärft 
worden sein. 

Wir hatten Gott sei Dank nie einen Mangel 
an Beweflberinnen, aber wenn Sie sich -die Zu­
stände in den Spitälern anschauen, so müssen 
Sie zugeben, daß der Krankenschwestern­
mangel noch weiter 'Zugenommen hat. Das ist 
der .große Unterschied! Spitals abteilungen 
stehen nach wie vor leer. Es müssen heute in 
Osterreich noch Menschen sterben - erkennen 
Sie doch bitte die Schwere dieses Problems -, 
weil wir für die Nierendialyse nicht genügend 
geschultes Personal haben. Das sind Probleme 
der echten Gesundheitspolitik! (Beifall bei der 
OVP.) 

Hier liegt in diesem Zus ammenhang noch 
ein Problem vor. Sie wissen, daß wir seit lan­
gem für die Besserung des Loses der chronisch 
Kranken kämpfen. Ich verweise auf unsere 
Anträge bei der 29. ASVG-Novelle, auf 
unseren Plan 1 ,  auf unseren Entschließungs­
antrag 'beim Kapitel Soziales. Aber bis jetzt 
haben Idie sozialistischen Kollegen leid'er alle 
unsere Vorstöße auf diesem Ge'biet - für 
mich persönlich völlig unverständlich 
zurückgewiesen und ahgelehnt. 

Das ist nicht alles I Aum das Gesundheits­
ministerium weigert sich, das Krankenpflege­
gesetz 'da\hin ge'hend zu novellieren, den neuen 
Zweig einer Diplornschwester für chronisch 
Kranke gesetzlich anzuerkennen. Es ist be­
dauerlich, daß nicht das Ministerium von sich 
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aus auf diesem Gebiet aktiv geworden ist. 
Nein, es ist nicht einmal :bereit, das Laxen­
burger MO'dell, 'das durch private Initiative 
entstanden ist, zu fördern, zu unterstützen 
und zu akzeptieren! 

Hohes Hausl Wir IhCliben deShalb einen Ent­
schließungsantrag eingebracht, und ich darf 
audt Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion, bitten, folgendem Ent­
schIießungsantrag Ihre Stimme zu geben. 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a 'g 

der Abgeordneten Dr. Wiesinger, Doktor 
Hubinek, Dr. Schwimmer und G enossen be­
treffend Novellierung des Krankenpflege­
fachdienstgesetzes. 

Die Pflegerinnen für Betagte und chronisch 
Kranke nehmen eine Sond�rstellung zwi­
schen den Stationsgehilfinnen einerseits und 
den diplomierten Krankenschwestern 
andererseits ein. Im Krankenpflegefach­
dienst fehlen jedoch derzeit die entsprechen­
den Bestimmungen 'zur Regelung dieser 
Ausbildung. 

G erade der Pflege der Betagten und chro­
nisch Kranken kommt aber in einem moder­
nen gesundheitspolitischen Konzept große 
Bedeutung zu. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher folgenden Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle besChließen : 

Die Frau Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz wird aufgefordeI;t, dem 
Nationalrat eine R egierungsvorlage für eine 
Novelle zum Krankenpflegefachdienstgesetz 
zuzuleiten, durch die eine entsprechende und 
ausreichende gesetzliche Grundlage für die 
Ausbildung von Pflegerinnen für Betagte 
und chronisch Kranke geschaffen wird. 

Meine Damen und Herren! Das ist keine 
Angelegenheit der OVP, 'das ist eine Ange­
legenheit, die uns alle im Innersten berühren 
müßte. Wir brauchen die Spitalsabteilungen 
für chronisch Kranike, wir IbrauChen die Lei­
stungen der Krankenkassen für die chronisCh 
Kranken, wir brauchen vor allem aber ein 
geschultes Pflegepersonal in ausreichender 
Zahl. (Abg. S e k a n  i n a: Anträge im Bereich 
des Krankenversicherungsträgers Wiener 
Gebietskrankenkasse zur Schaffung von Ein­
richtungen für chronisch Kranke wurden aber 
von den Vertretern der Arbeitgeber, die in 
Ihren Reihen sitzen, abgelehnt!) 

Hochverehrter Herr Kollege Sekaninal Ich 
weiß niCht, wie es in Ihrer Krankenkasse zu­
geht; ich weiß aber, daß in diesem Hause 
unsere Anträge a'bgelehnt wurden. Das ist 

die Wahrheit. Hier wurden sie abgelehnt. 
(Beifall bei der OVP.- Abg. S e k a n  i n a: 
Das ist Doppelzüngigkeitf) 

Ich akzeptiere die Bedeutung des Selbst­
verwaltungsk<;>rpers in der Krankenikasse. 
Aber die Entscheidungen in der G esunlCllheits­
und Sozialpolitik werden nicht in der Wiener 
Gebietskrankenkasse, sondern in diesem 
Hohen Haus getroffen. Bitte, nehmen Sie das 
auch zur Kenntnis !  (Beifall bei der OVP.) 

Es müßte eine S elbstverständlichkeit für 
j eden Volksvertreter sein, seinen größten Ehr­
geiz darin zu sehen, die eI1schütternde Not 
j ener Mitbürg,er zu lindern, die wohl wie kein 
anderer in diesem Staat unserer Hilfe be­
dürfen. (Beifall bei der .aVP.) 

Meine Damen und Herren! Solange ich 
meine Stimme in diesem Hohen Haus erheben 
kann, so lange wird dieser Punkt nicht mehr 
von der Tagesordnung verschwinden. (Beifall 
bei der OVP.) 

Zum KrankenanstaHenproblem als solches 
möchte ich grundsätzliCh sagen : Natürlich sind 
wir alle einer Meinung, daß d ieses Gesetz 
novelliert gehört. Die Frau Bundesminister 
wird uns 'bestätigen, daß wir von AIlifang an 
unsere Zusammenarbeit angeboten haben, daß 
wir vor Einbringung der Novelle in dieses 
Hohe Haus bei ihr waren und sie gebeten 
haben, sie noch einmal zu überarbeiten. Denn 
man kann einem Gesetz, das auf der einen 
Seite nur eine kosmetische Retusche darstellt 
und j edem essentiellen Problem des Kranken­
anstaltenwesens ausweicht, aber auf der 
anderen S eite durch die Erweiterung der 
Ambulanztätigkeiten sehr wohl eine gesell­
schaftspolitische Tendenz aufzeigt, die keine 
Planungs- und Finanzierungsgrundsätze ent­
hält, nicht zustimmen. 

Die Beschlußfassung und Durchführung 
dieses G esetzes ist a!ber notwendig, Frau 
Bundesminister! Daher lautet meine Bitte:  
UberIegen Sie sich die Prableme, so wie Sie 
sie als praktizierende Ärztin und Spitals­
leiterin kennen: G ehen Sie davon ab, poli­
tische Doktrinen hier zu vertreten! Uberlegen 
Sie vielmehr aus Ihrer Praxis, ,was notwendig 
ist ! (Beifall bei der OVP.) 

Wir sind weiters der Auffassung, daß es 
falsch ist, einen Bundeskrankenanstaltenplan 
zu entwerfen, wenn nicht gleichzeitig eindeu­
tig durch den Gesetzgeber fixiert wurde, 
welche Aufgahen der Bundeskrankenanstal­
tenplan hat und welche Aufgaben den Landes­
krankenanstaltenplänen ,zukommen. Was man 
hier vorhat, meine Damen und Herren, ist der 
praktische Versuch, da es kleinen Planungstat­
bestand in der Verfassung gibt, diese Bundes-
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verfassung auszuhöhlen, einen im gesetzes­
leeren Raum ,befindlichen Akt zu vollziehen 
und damit zu einer Aushöhlung des 
Föderalismus beizutragen. Dieser Aushöhlung 
werden wir aber nicht zustimmen. 

Hohes Haus ! Die Frage des Spitalslbettes 
des Osterreichers ist keine Sache der Partei­
politik. Es .geht ausschließlich um brauchbare 
Lösungen. Ich wiederhole nochmals : Dabei 
können Sie aUif unsere ehrliche Mitarbeit rech­
nen. 

Ich muß noch auf eine Frage zu sprechen 
kommen, und 'zwar auf -das Problem des In­
stitutes für Gesundheits'wesen. Herr Alb ge­
ordneter Primarius Scrinzi hat Ibereits auf 
dieses Problem hingewiesen, und es werden 
Freunde meiner Fraktion das noch im Detail 
tun. A:ber eines möchte ich grundsätzlich fest­
stellen. So geht das nicht ! Dieses Institut 
wurde als Fonds konstruiert - man kann sich 
des Eindrucks nicht ganz entledigen -, vor 
allem deshalb, um seine Tätigkeit der par­
lamentarischen Kontrolle zu entziehen. 

Gerade j ene Bundesregierung, die mit dem 
Schlagwort der "Transparenz" angetreten ist, 
die als erste behauptet hat, es gehe nicht an, 

daß öffentliche Posten nicht ausgeschrieben 
werden, und j enes Bundesministerium - Fr.au 
Bundesminister, Sie gehören dieser Regierung 
an, Sie sind keine Einzelerscheinung, Sie sind 
ein Glied dieser Bundesregierung! - weigern 
sich, Posten für diese Institutionen aus­
zuschreiben und ebenso Aufträge durch klare 
Ausschreibungen der Offentlichkeit kundzu­
tun. Einem solchen Vorgehen können wir nicht 
unsere Zustimmung erteilen. 

Zur Frage -des Umweltschutzes möchte ich 
ganz kurz folgendes sagen : Natürlich haben 
Sie einen Kompetenzendschungel. Das ist 
schon richtig. Aber man hat es j etzt bei der 
Beschlußfassung des Ministeriengesetzes 
neuerlich verabsäumt, hier eine Klärung zu 
schaffen, Ihnen und vor allem auch Ihren Be­
amten die Möglichkeit zu gelben, hier eine 
positive Leistung zu erbringen. Denn heute 
sind es nur die Länder - das muß deutlich 
gesagt werden -, die Gemeinden und Länder, 
die die praktischen Träger des Umweltschutzes 
sind. Diese Aktivitäten kann man auch von 
dieser Stelle nicht hoch genug anerkennen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Abschließend möchte ich in einer Ange­
legenheit nicht schweigen, die ich persönlich 
zutiefst bedauere. Die Lösung der Problem­
stellung der Gesundheitspolitik ist nur dann 
möglich, wenn 'zwischen der Ärzteschaft in 
Osterreich und den verantwortlichen Poli­
tikern ein Verhältnis der Zusammenarbeit und 

des Vertrauens Ibestelht. Ich muß dieses Hohe 
Haus nicht nachdrücklich darauf aufmerksam 
machen, daß dieses Vertrauensvethältnis lei­
der auf das schwerste gestört ist. Die Frau 
Bundesminister soll gewisse Äußerungen ge­
macht haben, die eine ernste, ja kriminelle 
Unterstellung gegenüber den Ärzten in die­
sem Land bedeuten, 'wenn sie tatsächlich ge­
fallen sind. Die Frau Bundesminister hat 
dementiert, zwei angesehene Journalisten be­
haupten, die Äußerungen der Frau Minister 
genau 'wiedergegeben zu haben. Die Standes­
vertretung hat eine Untersuchung eingeleitet. 
Wir nehmen an, daß die Frage auch gericht­
lich .geklärt wird. 

Es ist nicht meine Aufga'be, diese Klärung 
hier herbeizuführen. Es ist auch nicht meine 
Aufgabe, hier als Anwalt der ärztlichen Stan­
desvertretung aUifzutreten. Aber ich glaube, 
eines ist notwendig, Frau Bundesminister: 
Stellen Sie das Vertrauen zu der Ärzteschaft 
wieder her ! Seien Sie der vermittelnde Anwalt 
zwischen Ihrer Partei und den österreichischen 
Ärzten. Machen Sie auch innerhalb Ihrer Par­
tei klar, welche Prdbleme die Ärzteschaft auch 
tatsächlich bewegen und daß Mediziner nimt 
leichtfertig auf die Straße -gehen, um Streiks 
durchzuführen, wenn sie nicht dazu gezwun­
gen werden. 

Denn eines ist klar, und das müssen Sie 
erkennen : Nur mit den Ärzten und nicht gegen 
die Ärzte können wir eine erfolgreiche Ge­
sundheitspolitik betreiben! (Beifall bei der 
OVP.) 

Hohes Haus ! Wir lehnen dieses Bundes­
budget 1974 für den Bereich des G esundheits­
ressorts nicht deshalb a'b, weil wir die Vergabe 
von Mitteln rur G esundheit und Umweltschutz 
für überflüssig erachten, ,ganz im Gegenteil. 
Wir meinen, daß gewisse Vorprobleme und 
nicht zuletzt das Kompetenzproblem dieses 
Ressorts vorweg gelöst werden müssen und 
daß man hier keine Almosenpo'liitiik betreiben 
kann, die weit davon entfernt ist, die aus­
stehenden Probleme auch tatsächlich zu be­
wältigen. An unserer Bereitschaft zur Sanie­
rung unbefriedigender Rechtsgrundlagen wird 
es nicht fehlen, auch nicht an der Bereitschaft, 
weiterhin im Sachlimen Lösungen gemeinsam 
zu suchen. Ich danke Ihnen. (Lebhafter Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Wiesinger und 
Genossen, der verlesen wurde, ist genügend 
unterstützt IUnd steht 'daher mit in Behandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Samwald. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Samwald (SPO) : Herr Präsi­
dent l Hohes Haus I Wenn man heute hier die 
Reden der Spredler 'beziehungsweise auch 
einer Sprecherin, in dem Fall der Frau Doktor 
Marga Hu'binek, genau verfolgt hat, kann man 
feststellen, daß 'die Qsterreichische Volks­
partei gegen alle Maßnahmen ist, die bisher 
vom Bundesministerium tfür Gesundheit und 
Umweltschutz ,gesetzt worden sind. 

Aber in diesem Zusammenhang möchte iCh. 
auch p ersönlich an die Adresse des Herrn 
Primarius Wiesinger eines zum Ausdruck 
bringen, nämlich daß wir uns eigentlich von 
der ersten Rede des Herrn Primarius, der zu­
gleich auch der Gesundheitssprecher der OVP 
ist, vor allen Dingen mehr Sachlichkeit und 
weniger Phrasen erwartet haben. (Beifall bei 
der 8Pt]. - Zwischenrufe bei der OVP.) Alber 
bitte, Herr Kollege, ich dar.f Ihnen auch etwas 
anderes sagen : Dies erklärt auch, meine 
Damen und Herren von der OVP, warum Sie 
sich gerade wegen sol eiter Forderungen, die 
finanziell astronomisch sind, <die nie erfüllt 
werden können, 'so aufregen. Sie haben bis 
heute keine ProfiUerung gefunden. Sie waren 
einmal vier Jahre lang, von 1 966 ,bis 1 910, eine 
Alleinregierung. Wissen Sie, warum Sie heute 
hier auf den harten Unterlagen der Opposi­
tionsbänke sitzen müssen? (Zwischenrufe bei 
der OVP.) Wetl diese Politik, die Sie betreiben, 
unglaubwürdig ist und weil Sie auf diese 
Politik von der österreichischen Bevölkerung 
eindeutig die Antwort bekommen haben. (Bei­
feHl bei der SPtJ. - Zwischenrufe bei der 
tJVP.) 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei ! Nein ! Man sollte 
nicht so leicht die Fragen der Gesundheit 
übergehen, denn gerade bei diesen Fr,agen der 
Gesundheit und des Umweltschutzes hätten 
Sie echte Chancen mitzuarbeiten, weil gerade 
diese Fragen, Frau Kollegin Wieser, die Mit­
arbeit aller erfordern. Und nicht so, wie Sie 
es tun, sich leichtferUg Jhier vor das Redner­
pult zu stellen und kundzutun, im G esund­
heitsministerium und seitens der Frau Ge­
sundheitsminister wäre nichts geschehen. Das 
ist mehr als billig, das nimmt Ihnen nie­
mana wb. (Beifall bei der 8PO.) 

.A:ber wenn Sie wollen, kann ich Ihnen auch 
noch etwas ,anderes sagen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s  s i 1.) Aber, Herr General­
sekretär Mussil ! Im SO'zialstopp Ihrer Regie­
rung von 1 966 bis 1 910 ist j a  gerade auch der 
Stopp in den Fragen der Gesundheit gelegen, 
und erst als wir Sozialisten 1 970 die relative 
und 1 97 1  die absolute Mehrheit bekommen 
haben und auf Grund unseres Human­
programms vor allen Dingen die Fragen der 
Gesundheit in neue Bahnen zu lenken 'be-

gannen, ist dies anders geworden. Sie können 
auch versichert sein, daß wir Sozialisten aus­
gehend von diesem Humanprogramm bereits 
verschiedene Schwerpunkte auch in der Frage 
der Gesundheitspolitik setzen konnten. 

Es ist auch keine Frage, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, daß gerade von 
diesen wichtigen Fragen der Gesundheits­
politik, die vor uns stehen, in dieser kurzen 
Zeit nicht alles verwirklicht werden konnte, 
daß manchmal nur Teillösungen möglich ge­
wesen sind. Aber von einem sind wir 
Sozialisten immer ausgegangen, und das 
möchte ich Ihnen persönlich sagen : daß in der 
Frage der Gesundheit in diesem Staat, in 
unserem Heimatland jedem Menschen ohne 
Rücksicht auf seine soziale Herkunft gleiche 
Chancen und die modernsten Erkenntnisse 
der Wissenschaft zur Verlfügung stehen 
müssen ! (Beifall bei der 8PtJ.) 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, 'Wurden ganz gleich, ab in sozial­
medizinischer oder gesundheitspolitischer Hin­
sicht, Maßnahmen durch die Frau Bundes­
minister, Maßnahmen durch das Bundes­
ministerium getroffen, die 'bei den Nicht­
geborenen beginnen, di�e Neugeborenen, die 
Kindergartenkinder, die Schulkinder und 
Jugendlichen einschließen und, wenn Sie 
wollen, vor allen Dingen auch die ältere 
Generation erfassen. 

Wenn hier die Frau Kollegin Dr. Hubinek 
und auch der Herr Primarius Wiesinger die 
Vorsorgeuntersuchungen und die Projekt­
studie Wiens und Kärntens angeführt hat, 
so möchte ich sagen, hier irrt die Frau Kol­
legin Dr. Hubinek; denn es sind nach den 
neuesten Erfahrungen und Berichten bisher 
nicht 9 Prozent, sondern jetzt schon 25 Prozent, 
die sich an dieser Vorsorgeuntersuchung in 
Wien und Kärnten beteiligt haben. Sie selbst 
wissen, daß 1 00.000 Personen erfaßt worden 
sind, daß von 5000 Personen die Einladungen 
zurückgesendet wurden und daß von den rest­
lichen 95 .000, die im Rahmen dieser Unter­
suchung erfaßt wurden, immerhin 22.056 Per­
sonen teilgenommen haben, also von diesen 
95.000 rund 22.000, also ungefähr 25 Prozent. 

Wir wissen aber auch, daß die vorerst ge­
ringe Teilnahme an dieser Voruntersuchung 
sicherlich auch darauf zurückzuführen war, daß 
vielleicht zuwenig Information gegeben wor­
den ist und daß besonders ,auch - und das 
zeigt diese Statistik genau - die weniger bil­
dungsberÜ'hrten und informations offenen 
Sozialschichten, wie Landwirte, Frauen und 
Arbeiter, bei den Vorsorgeuntersuchungen 
unterrepräsentiert waren. Ich möchte aber 
sagen, mit diesen 25 Prozent und den Erfah-
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rungen, die sich aus den Vorsorgeunter­
suchungen in Wien und in Kärnten ergeben 
haben, haber wir auch international einen 
Stand erreicht, der ungefähr im inter­
nationalen Durchschnitt liegt. 

Nicht ohne Bedeutung, und auch das ist von 
der Frau Dr. Hubinek hier angeführt worden, 
ist auch die Tatsache, ,daß sich allein in Wien 
von Juni bis Ende September 81 Prozent der 
Probanten, das waren insgesamt 16 1 8  Per­
sonen, von freipraktizierenden Ärzten haben 
untersuchen lassen und nur 13 Prozent in den 
Gesundenuntersuchungsstellen der Gemeinde 
Wien, sodaß man hier nicht von einer Bevor­
zugung der Ambulatorien sprechen kann. 

Wir wissen, meine Damen und Herren die­
ses Hohen Hauses, daß erstmals mit Jänner 
1 914 diese Voruntersuchungen, die sich bereits 
auf den Raum Wien und Kärnten erstreckt 
halben, für Gesamtösterreich zum Tragen ikom­
men und daß wir vor allen Dingen auch hier 
in der Vorsorgeuntersuchung ein medizini­
sches Programm erstellen lassen, damit ge­
sundheitspolitisch jene Maßnahmen gesetzt 
werden können, die für eine echte Gesund­
heitspolitik absolut notwendig sind. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen ,auch 
feststellen, daß diese Vorsorgeuntersuchungen 
für alle Teile der Bevölkerung Osterreichs 
eine besonders demokratische Einrichtung sind 
und vor allen Dingen auch die Gleichheit des 
Staatsbürgers vor dem Gesetz auch auf diesem 
Sektor 'garantieren. 

Die gesamte erwachsene Bevölkerung, und 
zwar Frauen ab dem 30. und Männer ab dem 
45. Lebensjahr, werden unabhängig davon, 
ob sie versichert oder nicht versichert sind 
und welcher Versicherung sie angehören, das 
Recht auf diese kostenlosen Gesundenunter­
suchungen 'haben. 

Was aber diese Vorsorgeuntersuchungen so 
ganz besonders wertvoll macht und vielleicht 
uber das bisher ver,gleichbare Programm ähn­
licher Aktionen im Ausland - weil Sie heute 
Westdeutschland hier zitiert haben - hinaus­
gehen läßt, ist vor allen Dingen die Tatsache, 
daß nicht nur Krankheiten bereits schon im 
Frühstadium aufgespürt, sondern daß darüber 
hinaus auch Risiikofaktoren erkannt werden 
sollen, 'Wobei es hier vor allen Dingen um die 
Erfassung von Kreislauf- und Herzerkran­
kungen geht. Zu diesem Z'weck. wird zugleich 
eine Sozialanamnese erhoben, in der vor allen 
Dingen die Streßfaktoren, der Anbeitsplatz, 
das Rauchen, das Autofahren, das Lebens­
milieu und andere für die Gesundheit des 
Menschen so wichtige Umweltfa'ktoren fest­
gehalten ,wetden sollen. 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, von 
nicht minderer Bedeutung ist auch die Ein­
führung des Mutter-Kind-Passes, wobei hier 
vor allen Dingen vier Untersuchungen der 
schwangeren Mutter und eine Untersuchung 
des Neugeborenen nach einem bestimmten 
Plan erfolgen sollen. Mir tut es leid, daß j etzt 
Frau Dr. Hubinek nicht im Saal anwesend ist 
(Ruf bei der avp: Ich werde es ihr sagen!), 
weil ich gerade an ihre Adresse diese Worte 
richten möchte: .daß gleichzeitig mit der Er­
höhung der Geburtenbeihilfe von bisher 
2000 S auf 4000 S durch die sozialistische 
AUeinregierung auch die Auszahlung dieser 
GeburtenbeihHfe an die Untersuchung gebun­
den ist, nicht wie unter der OVP-Allein­
regierung von 1 966 bis 1910, wo im Zuge der 
Verwaltungsreform diese Untersuchungen 
fallengelassen wurden, was unzweifelhaft, 
meine Damen und Herren, eine gesundheits­
politisch völlig falsche Maßnahme war, die 
meiner Meinung nach auch zu einem Anstei­
gen der Säugtlingssterfblichkeit geführt hat. 

In diesem Zus,ammenhang selhr wichtig wird 
auch die Errichtung von peri- und neonatolo­
gischen Zentren sein, die besonders wichtig 
bei Risiko- und Frühgeburten sein werden. 
Aber auch der AUSbau weiterer lokaler 
Schwangerschaftsstellen wird forciert werden. 

Aber eindeutig, meine Damen und Herren, 
wird der Schwerpunkt dieses Budgets auf dem 
Gebiet der Krankenanstalten liegen. Sie wis­
sen selbst, daß bereits 1913 'Zur Realisierung 
beziehungsweise zur Einleitung der Struktur­
reform des KrankenhausIwesens von der 
sozialistischen Alleinregierung 250 Millionen 
Schilling an Burrdesinvestitionszuschüssen ein­
gesetzt wurden. Heute, nach diesem Jahr, 
Ende 1 913, können wir feststellen, daß gerade 
die Vergabe dieser ,Mittel nach den gesund­
heitspolitischen Zielvorstellungen beziehungs­
weise dem Prioritätenkonzept des G esund­
heitsministeriums erfolgt ist und nicht so, wie 
Sie von der Osterreichischen Volkspartei es 
verlangt haben, nach Ländern, Kopfquoten und 
nach dem Gießkannenprinzip : ein jeder ein 
bisserl was. 

Meine Damen und Herrenl Der 'Sachlichkeit 
halber sei noch festgestellt, daß die Vergabe 
dieser Investitionsmittel im Einvernehmen mit 
den Bundesländern erfolgt ist. Alle sechs 
OVP-Landeshauptmänner waren zufrieden. 
Auch hier war, meine Damen und Herren 
von der OVP, von einer OVP-Bundesländer­
front gegen die Bundesregierung nichts zu be­
merken. (Abg. M i t  t e  r e r: Das sagen Sie 
doch immer! Das haben Sie erfunden!) 

Lm Budget 1914 werden nun neben dem bis­
herigen Bundeszuschuß ,zum Betriebsabgang 
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der Spitäler in der Höhe von 1 8,75 Prozent 
- das werden umgerechnet zirka 387 Mil­
lionen Schilling sein -, den zusätzlichen 
250 Millionen Schilling Investitionszuschuß 
und vor allen Dingen auch durch die im 
Stalbilisierungspaket enthaltenen 400 Mil­
lionen Schilling 'für die Krankenanstalten erst­
mals über 1 ,Milliarde Schilling zur Verfügung 
stehen. 

Natürlich - und das können ,Sie jetzt mit 
Recht sagen - wird die Auszahlung dieser 
400 Millionen Schilling an bestimmte Voraus­
setzungen, wiJe Normkostenzuschüs,se, geibun­
d en s·ein, unid es wir1d lauch nach einem Prio­
ritätenkatalog vorgegangen werden. 

Ich glaube aber auch, meine Damen und 
Herren, daß in Anbetracht dieser großen 
Summe, die der Bund in Zukunft für das 
Krankenanstaltenwesen zur Verfügung stellen 
wird, sich auch die Fra'ge nach einer völlig 
neuartigen Finanzierung der österreichischen 
Krankenanstalten, vielleicht wie vorgesehen 
etwa in Form eines Bundeskrankenanstalten­
fonds ergeben wird. Hier könnte vielleicht 
auch so vorgegangen werden, daß für die 
Bereitstellung der Finanzierung von Investi­
tionen für Krankenanstalten Bund und Länder 
Hilfe leisten, während die Aufbringung der 
Verpflegskosten im Binnenverhältnis zwischen 
Sozialversicherungsträgern und Spitalserhal­
tern, also Ländern unld Gemeinden, zu regeln 
wäre. 

Sehr erfreulich ist vor allen Dingen auch 
- das ist auch heute von meinem Kollegen 
Sekanina hier schon angezogen worden -, 
entgegen den düsteren Prophezeiungen der 
Frau Kollegin Dr. Hulbinek, die Situation und 
die Entwicklung im Krankenpflegedienst ge­
worden. Wir wissen, daß durch die im März 
dieses J·ahres erfolgte Novelle zum Kranken­
pflegegesetz die Möglichkeit geschaffen 
wurde, den Auslbildungsbeginn bereits mit 
15 gegenüber früher 17 Jahren festzusetzen. 
Wir wiss,en, daß der Andrang derart groß war, 
daß Schülerinnen zum Teil abgewiesen werden 
mußten und daß sim natürlich aus dieser Tat­
sache heraus für uns in nächster Zukunft die 
Notwendigkeit ergeben wird, vor allen Dingen 
einen forcierten B au von Schwesternheimen 
durchzuführen, um auch auf diesem Gebiet 
echt weiter so wie :bisiher wirlksame Maß­
nahmen setzen zu können. 

Heute ist von allen Rednern bereits auch 
die Novelle zum Krankenanstaltengesetz an­
gezogen worden. Sie wissen selbst, daß diese 
Novelle kurz vor der Beschlußfassung steht, 
wobei hier vor allen Dingen f01gende Schwer­
punkte gesetzt werden: Hefibeiführung einer 
Änderung des Krankenanstaltenbegriffes und 

Typisierung der Spitäler in Standard-, Schwer­
punkt- und Zentra1kranikenhäuser. Auch die 
Anhebung des medizinischen Standards, die 
Abschaffung vor allen Dingen der dritten 
Spitalsklasse, die Schaffung von Tag- und 
Nachtabteilungen sowie die Errkhtung von 
Abteilungen für chronisch Kranike und die Ab­
schaffung der Großraumsäle wird in dieser 
Novelle enthalten ,sein. 

Hohes Haus I Meine Damen und Herren I 
Es ist bereits das zweite Budget in diesem 
Haus, das zu Gruppe 1 ,  Innenverwaltung, Ge­
sundheit und Umweltschutz beschlossen wer­
den wird, seitdem 'dieses Gesundheits­
ministerium besteht. Ich möchte auch hier um 
der W,ahrheit zum Licht zu verhelfen, saigen: 
Sowohl Sie, meine Damen und Herren von 
der OVP, als auch die Kollegen von der 
Freiheitlimen Partei ,waren damals dagegen; 
dagegen vielleicht aus einem Nichterkennen 
der Tatsame, daß gerade im letzten Drittel 
des 20. J ahrlhunderts, in einer technisch so 
rasant fortschreitenden Zeit, wie es die unsere 
ist, in der gerade die Frage der Gesundheit 
und die Frage des Umweltschutzes eine unge­
heure Bedeutung erlangt hat, aum besondere 
Maßnahmen zu setzen sin1d. (Beifall bei der 
SFO .- Zwischenruf des Abg. Dr. M u s s i 1.) 

Es ist daher eindeutig - Herr General­
sekretär Mussil, das ist j etzt an Ihre 'Ä!dresse 
gerichtet - das Verdienst der sozialistischen 
Alleinregierung, ,gerade die Bedeutung des 
Gesundheitswesens erkannt und die richtigen 
Maßnahmen gesetzt zu haben. (Neuerlicher 
Beifall bei der SFO.) 

Es wäre aber, meine Damen und Herren, 
auch unrealistisch, und wir sind nicht so ver­
messen als ISozialisten, ni mt zu wissen, daß 
gerade in der Gesundheitspolitik noch viele 
Fragen und viele, viele Probleme einer Lösung 
bedürfen. Hier gibt es einen albsoluten Nach­
holbedarf. Allein die Frage der Finanzierung 
wird in Zukunft von entscheidender Bedeu­
tung sein. Sie selbst 'wissen ganz genau, daß 
uns gerade in den Fragen der Finanzierung 
die größten Schr,anken auferlegt sind. 

Herr Kollege Primarius Dr. Wiesingerl 
Gerade Sie als Gesundheitssprecher der 
OVP - das . Remt steht Ihnen natürlich zu -
halben in den letzten iMonaten und gerade auch 
in der letzten Zeit eine große Anzahl von 
Projekten vorgeschlagen, aber auch Attacken 
gegen das Bundesministerium und gegen die 
Frau Bundesminister geführt. Aber an sich 
sind Sie uns bis heute - auch Ihrer heutigen 
ersten Rede war das nicht zu entnehmen -
j ede Aussage schuldig geblieben, wie Sie Ihre 
Proj ekte finanzieren wollen. 
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Ich muß Ihnen aurn. persönliCh sagen, was 
ich heute eingangs meiner Rede schon an die 
Adresse der Gesamt-OVP gerichtet halbe: Auch 
Sie kritisieren um jeden Preis, ohne wiriklich 
eine echte Alternative zu bieten. (Zustimmung 
bei der 8PtJ. - Zwischenruf des Abg. Doktor 
W i e  s i n g e r.) 

Was wir brauchen, Herr Primarius Wie­
singer - das möchte ich auch der Frau Doktor 
Hubinek sagen -, sind keine Ideensammlun­
gen, sondern echte Aussagen und konkrete 
Taten. Beides sind Sie uns bis heute schuldig 
geblieben. Sie urgieren nur das Beste. Sie 
urgieren nur das Teuerste und wissen selbst 
ganz genau, daß Sie es niemals finanzieren 
können! (Abg. Dr. W i e  s i  n g" e r: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Ich kann Ihnen abschließend zu Ihrer Be­
ruhigung sagen, daß die sozialiSttische 
Alleinregierung und auch das Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
in den Fragen der Gesundheit, gerade in der 
Frage der Gesundheitspolitik, ihre Zielvor­
stellungen halben (Abg. Dr. M u s  s i 1: VölJig 
daneben!) und diese Zielvorstellungen auch 
zum Wohle aller Osterreicherinnen und Oster­
reicher durchsetzen werden. (Beifall bei der 
8PO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Sie können auch versichert sein - weil Sie 
mich persönliCh ansprechen, Herr Primarius 
Wiesinger -: Was für alle anderen Ressorts 
in diesem Bundeshaushalt, in diesem Bundes­
budget gilt, das gilt im 'besonderen Maße auch 
für das Gesundheitsressort, weil gerade die 
Gesundheit das höchste Gut des Menschen ist. 
Sie hahen diese Fragen angezogen: Es ist 
und kann die Gesundheit der Menschen nicht 
allein Angelegenheit der Ärzte, der Kranken­
kassen, der Gesundheitsämter sein, sondern 
nur Aufgabe einer 'gemeinsamen zu'kunfts­
orientierten Gesellschaftspolitik. Gerade der 
Frage der Gesundheit kommt nicht nur Primat 
zu, Gesundheit ist niCht nur Privatsache, son­
dern sie ist im höchsten Maße auch eine Auf­
gabe unserer Gemeinschaft! (Beifall bei der 
SPO.) 

Mit zalhlreichen Bundesgesetzen und Ver­
ordnungen, deren Aufzählung im einzelnen 
zuviel Zeit  kosten würde, mit weiteren noch 
im Hohen Hause zu beschließend'en Regie­
rungsvorlagen hat das Gesundlheits­
ministerium die ersten erfolgreichen Schritte 
zu einer aktiven G esundheitspolitik gesetzt. 
Auch dieses Budget ,für 1974 ist wieder ein 
wichtiger Schritt dazu. 

Wir Sozialisten bekennen uns zu den Maß­
nahmen und Aktivitäten des Bundes­
ministeriums (Zwischenruf des Abg. G r a f), 

und zur Frau Bundesminister. Ich kann linien 

nur eines sagen, meine Damen und Herren 
- das ist auch an Sie gerichtet, Herr Kollege 
Graf (Abg. G r a f: Was wollen Sie von mir?); 
daß Sie mitstimmen ! - ;  Wer gegen dieses 
Budget stimmt, der stimmt gegen eine aktive 
und wirkungsvolle Gesundlheitspolitik l (Bei­
fall bei der 8PO. - Zwischenrufe. - Abg. 
G r a f: . . .  aber was will er denn von mir?) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 

ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. Ich 

erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreicb (FPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Mein Vorredner hat sich mit gro­
ßem Eifer bemüht, den Staub vom Gesund­
heitsministerium wegzuwischen, den Staub, 
der sich seit der Begründung darauf ange­
sammelt hat, denn die Aktivitäten, von denen 
hier die Rede war, sind, wie die Praxis zeigt, 
ja leider äußerst 'dürftig. 

Wir haben nämlich, im Gegensatz zu der 
Meinung des Kollegen Samwald, ,gegen dieses 
Ministerium nicht etwa desh·allb "gestimmt, 
weil wir nicht wissen, daß die Problematik 
des Umweltschutzes und die Notwendigkeiten 
der Gesundheitsvorsorge und der Gesund­
heitspflege von -größter Bedeutung sind, son­
dern deswegen, weil wir diese Fehlentwick­
lung, die sich bis jetzt getan hat, voraus­
gesehen haben. Wir waren uns darüber klar, 
daß man bei der überhapps und oIhne exakte 
Vorbereitung -getroffenen Entscheidung zu 
einem neuen Ministerium nichts geschaffen 
hat, das erfolgreich arbeiten kann, sondern 
einen Torso, der nicht in der La·ge ist, seine 
Aufgaben zu bewältigen .  

E s  i s t  sehr schön, daß sich die sozialistische 
Fraktion immer wieder auf die Mitarbeit be­
ruft, die von seiten der Oppositionsparteien 
geleistet werden sollte, un(l d'aß sie ständig 
ihr Humanprogramm zitiert. Wenn man a,ber 
genauer hinsieht, dann zeigt es sich, daß von 
dem Humanprogramm bisher s o  gut wie nichts 
verwirklicht worden ist, und wir haben die 
Halbzeit der Regierungszeit schon über­
schritten, und dann zeigt sich auch, daß diese 
Mitar:beit Arbeit voraussetzen würde, und von 
der ist auf der SPO-Seite und auf seit/en des 
Ministeriums nur sehr, sehr wenig zu spüren. 

Ich hab e  nicht den Eindruck, daß die 
Aktionen, die gesetzt oder angekündigt wer­
den, überhaupt schon auf einer klaren Grund­
lage 'basieren, daß sie ein klares Konzept 
haben. Wenn Kollege Sam wald 'gesagt hat, 
die Novelle zum Krankenanstaltengesetz steht 
sozusagen vor der Beschlußfassung, dann ist 
das j a  ein Zeichen dafür, wie eilig es die 
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Regierungspartei 'hat, Idie schüchternen An- gen dazu sind schon zu einem Zeitpunkt wirk­
sätze von Aktivität schon als na'hezu fertiges sam geworden, als die Kollegen der soziali­
Produkrt zu präsentieren: meines Wissens ist stischen Fraktion sich damit noch nicht befaßt 
diese Novelle noch keineswegs im Unteraus- haben. 
schuß in Behandlung, sodaß von einem Vor-

Immerhin hat auch die Freiheitliche Partei 
der-,Beschlußfassung-Stehen wirklich nicht die in ihrem Parteiprogramm einen Passus, der 
Rede sein 'kann. auf diese gesamte Problematik hinweist (Abg. 

Wenn ich mir ansehe, daß der Kollege S c  h e i  b e n g r a f: Ein Fortschritt/), den ich 
Sekanina sehr mühsam eine Reihe von klei- gern zitieren möchte, weil er zeigt, daß wir 
neren Aktivitäten aufgezeigt hat, die nahezu uns mit diesen Problemen auch außerhalb des 
durchwegs vorher von meinem Kollegen Dok.- Parlaments schon sehr frühzeitig auseinander­
tor Scrinzi kritisiert wurden, dann vermisse gesetzt haben. Es wird hier angeführt : 
im bei all dem, was hier genannt wurde, "Die Erhaltung des Waldes, die Reinheit 
jeglkhe echte Aktivität auf dem G�biet des von Wasser und Luft sowie die Lärmbekämp­
Umweltschutzes. Da ist 'bisher noch kein ein- fung sind Lebensfragen für alle kommenden 
zi'ger Schritt .gemadlt worden. Generationen. Voraussetzung eines umfassen-

Obwohl ich dem Kollegen Se'kanina nur zu- den Naturschutzes sind die Erarbeitung wis­

stimmen kann, daß diese Frage Gesundheit senschaftlicher Erkenntnisse und deren An­

und Urnweltsmutz ,aus dem kleinlichen Par- . wendung bei den erforderlichen gesetzlichen 

teienstreit herausgenommen werden sollte, Regelungen im Sinne von Schutz und Vor­

und auch wenn der Kollege Wiesinger recht sorge." 

hat, daß ein Konsens über diese Fragen er- Diese Forderung nach gesetzlichen Regelun­
reicht werden muß, hat das dom zur grund- gen, um die Voraussetzungen für einen wirk­
sätzlimen Basis die Tatsache, daß die Regie- samen Umweltschutz zu schaffen, ist von uns 
rung die Voraussetzungen dafür zu schaffen immer wieder erhoben worden. Trotzdem ist 
hat, daß ein eigens eingerichtetes Ministerium es nicht gelungen, bisher wirklich zielführende 
die ersten Schritte setzen muß und die Grund- g esetzliche Maßnahmen zu erreichen. Wir 
lagen beibringen soll. haben in schöner Regelmäßigkeit bei den Bud-

getdebatten immer wieder auf die Notwen-
Ich kann es nicht begreifen, daß sich Kollege digkeit der Kompetenzbereinigung hingewie-

Sekanina so vehement auf die , ,'bestvoI1berei- sen und haben im Jahr 1 970 eine Entschlie­
tete Regierung" ·  herufen und darauf hinge- ßung präsentiert mit der Aufforderung, Klar­
wiesen hat, daß die Regierung durch das heit über die Kompetenzen in den Fragen 
Humanprogramm so gut auf ihre Aufgabe des Umweltschutzes zu schaffen. Dieser Ent­
vorbereitet sei. Ich habe eher den Eindruck, schließung haben sich damals die beiden ande­
sie hat bisher die Gelegenheit noch nicht er- ren Parteien angeschlossen. Deshalb wurde 
griffen, diese Chancen, die in dem Human- dann ein erstes Gutachten von seiten des 
programm sicherlich als Möglichkeiten auf- Verfassungsdienstes geliefert, das fe,stgestellt 
gezeigt sind, wahrzunehmen. Wenn die hat, daß eigentlich, um es etwas überspitzt 
sozialistischen Abgeordneten noch immer von auszudrücken, alles in Ordnung ist, daß die 
dieser "bestvorbereiteten Regierung" sprechen Kompetenzregelung ohnehin klar ist, weil 
und das immer wieder betonen, dann kann dort, wo nichts in der Bundesverfassung aus­
ich dazu nur sagen : Ich v,ermis'S'e den B ewußt- gesagt sei, die Kompetenz selbstverständlich 
seinsbildungsprozeß, von dem in der letzten bei den Ländern liege. 
Zeit so viel gesprochen wird und von dem 
ich annehme, daß er zumindest schon in der Diese unbefriedigende Auskunft und die un-

B evölkerung eingesetzt haben wird, den Be- befriedigende Situation in der Kompetenzauf­

wußtseins,bildungsprozeß nämlich, daß es sich teilung hat uns veranIaßt, am 1 4. März 1 972 

bei der sozialistischen Regierung keineswegs eine Entschließung einzubringen, die auch die 

um die "bestvorbereitete Regierung" han1delt. Zustimmung aller Parteien gefunden hat, und 
auf die der Bundeskanzler bereits im Dezem-

Der Kollege Sekanina hat auch darauf hin- ber vorigen Jahres mit einem Zwischenbericht 
gewiesen, daß seiner Meinung die Sozialisti- geantwortet hat. Diese Entschließung hat zum 
sche Partei die Problematik des Umweltschut- Ziel gehabt, einen Uberblick über den Kom­
zes entdeckt habe, daß sie sozusagen als erste petenzwirrwarr, einen Uberblick über die Ver­
auf diese Problematik hingewiesen habe. Da teilung der Regelun:gen in den verschiedensten 
muß im doch sagen : Ich kann ihm nicht recht Landes- und Bundesgesetzen zu gewinnen, 
geben, denn mein Kollege Dr. Scrinzi hat hat zum Ziel gehabt eine Uberprüfung, ob 
schön seit seinem Eintritt ins Parlament immer diese Regelungen zweckmäßig und zielführend 
wieder die Offentlichkeit auf dieses Thema sind, oder ob sie nicht im Sinne einer höheren 
hi.nzuweisen versucht, und seine Ausführun- Effizienz geändert werden sollten, ob sie nicht 
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einer Abänderung, einer Korrektur bedürften, 
um den Aufgaben, die uns heute im Umwelt­
schutz gestellt sind, auch wiridich Rechnung 
zu trag'en. 

Der Zwischenbericht des Bundeskanzleram­
tes besagt, daß man tätig ist, diese Probleme 
zu beleuchten, besagt, daß man bemüht ist, 
hier Informationen herbeizuschaffen. Dieser 
Bericht ist uns vor mehr als einem Jahr zu­
gegangen. Wir warten noch immer auf eine 
klare Zusammenstellung der Kompetenzen, 
auf eine klare Zusammenfassung der gesetz­
lichen Grundla'gen und auf die Uberprüfung 
ihrer Zweckmäßi'gkeit. 

Es ist sehr betrüblich, daß zwar in der Zwi­
schenzeit, am 1 .  Mai 1 973, ein Katalog von 
Landesgesetzen durch die Verbindungsstelle 
der Bundesländer herausgegeben wurde, daß 
aber das Ministerium seinerseits, das ja größ­
tes Interesse daran haben müßte, diesen Wirr­
warr zu beseitigen, das größtes Interesse daran 
haben müßte, Klarheit und damit Aktions­
fähigkeit zu gewinnen, bisher nicht in der 
Lage war, selbst einen Anstoß zu geben, da­
mit auch vom Bundeskanzleramt dieser end­
gültige Bericht präsentiert wird. 

schlitten für den Staatsbürger in allen Bundes­
ländern sicher die gleichen sind. Daher sollten 
die Bestimmungen nicht bundesländerweise 
verschieden, sondern doch bundeseinheitlirn 
getroffen werden. 

Dassel'be gilt für Idas Lulftreinhaltegesetzt 
aber noch in wesentlich krasserem Maße. Dies­
bezüglich haben wir nämlich ein Beispiel des 
Landes Vorarlberg vorliegen, das bereits im 
Jahre 1 97 1  ein solches Gesetz erlassen hat 
und damit zeigt, daß es ein sehr fortschritt­
limes und problembewußtes Bundesland ist. 
Gerade Vorarlberg ist aber der Beweis dafür, 
daß die LuftreinhaItebemühungen nicht erfolg­
reim sein können, wenn nicht in den benach­
barten Bundesländern, wenn nicht überhaupt 
in den benachbarten Staaten ähnlime Rege­
lungen getroffen werden. Die Luft rein zu 
halten ist ein Problem, das sicher nicht inner­
halb eines Bundeslandes gelöst werden kann. 
Es bedarf gemeinsamer Anstrengungen! Das 
sollte sehr rasch dazu führen, daß man dies­
bezüglich die Kompetenz des Bundes wirksam 
werden läßt. 

Weiters wurde der Schutz der biologischen 
Umwelt, wenn ich das richtig besehe, bisher 

Da hilft es uns nichts, daß man immer wie- von der Regierung noch nirnt ausreichend zur 
der darauf hinweist, daß das Ministerium Kenntnis genommen. Die einzelnen Bundes­
ohnehin eifrig tätig ist, daß man immer wieder länder haben diese Problematik in Natur­
erklärt, daß ohnedies die eine oder andere smutzgesetzen, Jagdgesetzen, Fischereigeset­
Verbesserung im Gesundheitswesen durchge- zen, Feldschutzgesetzen, Kulturpflanzenschutz­
führt wird. Wenn wir nämlich einen Blick gesetzen und Tierschutzgesetzen geregelt. Es  
darauf werfen, welche Regelungen in den gibt dann regionale Differenzierungen, wie ja 
einzelnen Ländern getroffen worden sind, zu erwarten, so zum Beispiel spezieller Schutz 
dann wird doch klar, daß hier der Schrei nach der Almen in Kärnten. So aber entstehen 
einer Bundeskompetenz in Einzelbereichen zu Schutzmaßnahmen wegen dieser vielfältigen 
hören ist. Es gibt ja zahlreiche Beispiele in 

I Regelungen völlig uneiIllheitJlich. 
anderen Staaten, daß man eine Bundeskompe-
tenz erfolgreich festlegen kann. Das ist ganz drastisch. narnzuweisen an dem 

Betrachten wir als Beispiel die Gesetze be­
treffend Motorschlitten, bezüglich deren in 
Salzburg, Tirol und Vorarlberg eine Regelung 
vorliegt. In allen anderen Bundesländern ist 
aber bisher noch keine Regelung getroffen 
worden, und das, obwohl kein Zweifel dar­
über bestehen kann, daß die Probleme in den 
anderen Bundesländern genauso vorhanden 
sind und daß der Bund ein Interesse daran 
haben müßte, hier eine gemeinsame und ein­
heitliche Regelung zu erreichen. Man braucht 
sich ja  nur überlegen, was es für die Produ­
zenten in Osterreich bedeutet, wenn zu guter 
Letzt dann jedes Bundesland ohne Rücksicht 
auf sein Nachbarbundesland spezielle Vor­
schriften über die Ausrüstung und über die 
Benutzung von Motorschlitten erläßt. Die Her­
steller sind dann . gezwungen, je nach Bundes­
land eine eigene Variante zu erzeugen. 

Beispiel der Jagdgesetze und der damit ver­
bundenen Schutzmaßnahmen für bestimmte 
Tiere Schutzmaßnahmen für Greifvögel oder 
Vogeiarten, wie das sehr illustrativ in einem 
Artikel in der "Presse" vom 5. Dezember 1 973 
aufscheint. Dort wird unter dem Titel "Kan­
tönligeist" die seltsame Haltung gerade gegen­
über unseren Greifvögeln, im speziellen Fall 
gegenüber dem Mäusebussard, dargestellt, der 
nicht nur zu unterschiedlimen Zeiten geschont 
wird, sondern der in dem einen Bundesland 
überhaupt unter Naturschutz gestellt wird, im 
anderen Fall aber als "Raubzeug" angesehen 
wird. Hier werden die Jäger, wenn sie aus­
nahmsweise von einem Bundesland in ein 
anderes zur Jagd fahren, vor seltsame Pro­
bleme gestellt, denn der Schutz eines gefährde­
ten Vogels sollte wie der Schutz von erhal­
tenswertem Naturbestand überhaupt doch zu­
mindest nach einheitlichen Richtlinien erfolgen 

Ganz abgesehen davon, daß die negativen und nicht so zersplittert sein, wie es dieses 
Auswirkungen der Benutzung von Motor- Beispiel zeigt. 
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Die Sozialistische Partei hat in ihrem 
Humanprogramm eine Fülle von Maßnahmen 
angekündigt, das Gesundheitsministeriuin sei­
nerseits hat diese Ankündigungswelle fort­
gesetzt und durdl. die Vorlage seines Gesund­
heits- und Umweltschutzplanes gezeigt, daß 
es zumindest die Absicht hat, einige Initiati­
ven in die Wege zu leiten. Bei dieser Absicht 
ist es bislang noch geblieben, und es ist 
typisch, daß als einziges Beispiel aus dem 
Katalog der Kritiken meines Kollegen Doktor 
Scrinzi die Sanierung des Krankenanstalten­
wesens angeführt wurde. Von den anderen 
Detailpunkten war keine Rede. Auf die ande­
ren Vorwürfe ist in keinem einzigen Punkt 
eingegangen worden. Man hat sicb von seiten 
der sozialistischen Redner darauf beschränkt, 
auf die Tätigkeit dieses Ministeriums Lobhym­
nen zu singen, aber auf die kritischen Bemer­
kungen ist man nur in dem einen Fall einge­
gangen. 

Es ist evident, daß die Sanierung des Kran­
kenanstaltenwesens eine Aktion ist, die nicht 
innerhalb von zwei Jahren beendet werden 
kann. Alle anderen Dinge könnten aber sehr 
wohl ordnungsgemäß in Angriff genommen 
und erfolgreich. gemeistert werden, denn es 
ist nicht einzuse'hen, warum zum Beispiel bei 
der Frage der Vorsorgeuntersuchung die For­
mulare, wenn schon großartig eine Aktion für 
1914 angekündigt wird, dann erst Anfang 
Feber zur Verfügung stehen werden. Aber man 
läßt sich nicht ein, über diese Details zu dis­
kutieren, man bewegt sich im großen und 
möglichst intensiv in Polemiken, damit nur 
ja die Impotenz des Ministeriums nicht zu 
deutlich wird, wobei ich gerne zugebe, daß 
sie bei diesen verfassungsrechtlichen Schwie­
rigkeiten im wesentlichen in der mangelnden 
Kompetenz begründet liegt. 

Aus diesem Umwelt- und Gesundheits­
schutzplan des Bundesministeriums möchte ich 
zwei Beispiele als typisch herausstellen, bei 
denen wir Freiheitlichen die Zusammenstel­
lung des Verfassungsdienstes - Bundeskanz­
leramt dringendst erwarten, um einen Uber­
blick über die Kompetenzen zu gewinnen, wo­
bei wir zusätzlich die UberpTÜfung auf die 
Sachdienlichkeit und Zweckmäßigkeit drin­
gendst erwarten, denn sie ist die Basis für 
die zentrale politische Entscheidung, die die 
Wirksamkeit des Umweltschutzes für die näch­
sten Jahre bestimmen wird. 

Wenn es uns nicht gelingt, in kürzester 
Zeit zu einer klaren Bewertung der bisher 
bestehenden Kompetenztatbestände zu kom­
men, wenn wir keine klare Ubersicht darüber 
gewinnen, dann wird dieses Ministerium wei­
terhin ein Popanz sein, eine Demonstration 
nach außen, daß man ohnehin etwas tut, aber 

gänzlich ohne W:irks,amk.eit und gänzlich ohne 
Erfolg für den Staatsbürger. 

Das läßt sich als erstes sehr deutlich am 
Lärmschutz beweisen, bei dem die Regelungen 
in so vielfäHiger Weise verteilt sind, obwO'hI 
man weiß, daß die Lärmbelästigung und die 
Lärmbelastung immer stärker zunehmen. 
Wenn zum Beispiel bekannt wird, daß etwa 
49 Prozent aller bewohnten Wohnungen als 
lärmbelästigt anzusehen sind und sich - wie 
aus den IS-Informationen hervorgeht - 26 Pro­
zent der Wohnungs inhaber als sehr stark be­
lästigt empfinden, dann ist das doch der Be­
weis dafür, 'daß es großer EHe bedarf, diesem 
Problem Herr zu werden, einem Problem, das 
zahlreichen Staatsbürgern unter den Nägeln 
brennt und für jeden einzelnen unangenehme 
Folgen hat. 

Es gibt zwar Lärmschutzverordnungen in 
den verschiedensten Bereichen, es gibt ver­
schiedenste Regelungen in den unterschied­
lichsten Gesetzen - von der Gewerbeordnung 
angefangen bis zu den Lärmschutzverordnun­
gen zum Beispiel in Innsbruck -, aber die 
Bauwirtschaft, die mit ein wesentlicher Lärm­
erreger ist, versucht vergeblich, zu einer bun­
des einheitlichen und klaren Regelung zu kom­
men. Man kann auch von diesen Unternehmen 
nicht verlangen, daß sie je nach dem Arbeits­
platz, an dem sie gerade tätig sind - und große 
Baufirmen arbeiten in verschiedenen Bundes­
ländern -, ihre Aggregate j eweils nach den 
Landes-, Orts- oder Gemeindevorschriften aus­
statten. Hier wäre es dringend notwendig, eine 
Gesamtlösung zu finden, hier wäre es dringend 
erforderlich, einheitliche Richtlinien zu schaf­
fen. 

Dasselbe gilt zweitens für die Problematik 
der Müllbeseitigung. Im Budgetausschuß hat 
sich herausgestellt, daß die angekündigte Er­
richtung eines Müllbeseitigungsfonds auf Bun­
desebene offensichtlich auf einen so vehemen­
ten Widerspruch des Finanzministers gestoßen 
ist, daß in dieser Richtung nunmehr keine 
Initiativen zu erwarten sind. 

Es stellt sich aber die Frage : Wie soll denn 
das weitergehen? Werden jetzt die einzelnen 
Bundesländer, wie es bereits anläuft, diese 
großen, sehr te uren Anlagen j eweils auf Lan­
desebene oder auf der Ebene einzelner Müll­
besei tigungsgemeindeverbände überprüfen? 
Werden j etzt die einzelnen Müllbeseitigungs­
verbände nach Bundesländern verschieden 
- die einen das eine Konzept, die anderen ein 
anderes - diverse Konzepte der Müllbeseiti­
gung praktizieren? Werden die am Markt 
verfügbaren Maschinen, Zerkleinerungs- und 
Sortiermaschinen, nach Bundesländern ver­
schieden, womöglich parallel und nicht abge­
stimmt, ausprobiert werden? Wird man dann 
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im nachhinein feststellen, daß Teile der Inve­
stitionen völlig umsonst, falsch eingesetzt und 
unzweckmäßig waren sowie ihre Aufga1?e nicht 
erfüllten, oder wird es doch gelingen, hier 
letztlich zu einer Form zu kommen, die dem 
Bundesministerium die Möglichkeit gibt, ziel­
gerichtet und zweckentsprechend die Maßnah­
men zu setzen, die für unsere Umwelt deshalb 
notwendig sind, daß man von vornherein eine 
Verschmutzung durch Müll und Abfälle ver­
hindert? 

In diesem Umweltschutzprogramm sind wei­
tere Aktionen angekündigt, ist eine ganze 
Reihe von einzelnen Maßnahmen ins Auge 
gefaßt. Wenn ich hier lese, daß man beabsich­
tigt, gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie eine Um­
weltsdmtzeinsatzgruppe zu schaffen, die über 
Fahrzeuge verfügt, die mit modernen Meßge­
räten zur Feststellung und Analyse von Luft­
verunreinigung, Staub, Lärm, Erschütterungen 
und anderen schädigenden Umwelteinflüssen 
ausgestattet sind, dann frage ich doch: Wieweit 
sind solche Dinge bereits gediehen? Hat man 
mit dem Handelsministerium Kontakt aufge­
nommen? Wie weit werden diese angekündig­
ten Meßgeräte und Meßeinheiten bei der Be­
triebsanlagengenehmigung Einsatz finden und 
hier objektive Kriterien bieten? Wie lange 
wird es nom dauern, bis die gesetzlichen Vor­
schriften zum erfolgreimen Einsatz dieser Meß­
geräte auch wirklich gegeben sind? 

Auch in Ubereinstimmung mit dem Bundes­
ministerium für Handel, Gewerbe und Indu­
strie ist angekündigt worden, Richtlinien für 
die Reduktion der zulässigen Schadstoff-Emis­
sion durch die Kraftfahrzeuge ausarbeiten zu 
lassen. Aum hier wäre es interessant zu wis­
sen, wie weit die Arbeiten gediehen sind? Ins­
besondere deshalb, weil - wenn ich mich 
recht erinnere - die Technische Hochschule 
in ihrer letzten Veröffentlichung sehr inter­
essante Ausführungen über Untersuchungen 
auf diesem Gebiet vorgelegt hat. 

Vor allem aber auch deshalb, weil ich im 
"Kurier" von heute lese, daß Osterreich ein 
Geheimrezept gegen die Benzinkrise prüft. Da­
bei ist ins Auge gefaßt, den Treibstoff mit 
Alkohol zu strecken. Das ist zwar ausgespro­
chen erfreulich und hört sich auch ganz gut 
an. Ich hoffe, daß das Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz hier vorsorg­
lich aktiv wird. Denn es wäre j a  denkbar, 
daß die schädlichen Auswirkungen des Ben­
zins ersetzt werden durch schädliche Auswir­
kungen des Alkohols und daß das Einatmen 
der Autodämpfe dann zu einer neuen Form 
von österreichismer Heurigenseligkeit führt. 
Ich glaube doch, daß man diese Vorschläge 
sehr genau auch vom Standpunkt der Gesund­
heit wird überprüfen müssen, damit nicht eine 

Entwicklung einsetzt, die dann letztlich nach­
teiHgere folgen hätte wie eine weitere Ein­
schränkung der Kraftfahrzeugbenutzung, eine 
weitere Einschränkung der Fahrtätigkeit auf 
Osterreichs Straßen. 

Zuletzt, meine Damen und Herren, möchte 
ich einen Antrag einbringen, der alljährlich 
von der Freiheitlichen Partei zum Budgetkapi­
tel Umweltschutz eingebracht wurde und der 
heuer im Sinne der differenzierten Opposi­
tionspolitik auch von der Osterreichischen 
Volkspartei übernommen worden ist, die 
neuerdings gern auf die bewährten Vorbilder 
der Freiheitlichen Partei zurückgreift. 

Dieser Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Scrinzi, Dr. Stix, Hanreich und Ge­
nossen liegt hier vor. Ich möchte ihn gerne 
zur Verlesung bringen. 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der .A!b.geordneten Dr. Scrinzi, Dr. Stix, 
Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen betreffend 
Bericht der Bundesregierung über die Lage 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bun'<iesregierung wiI1d ersucht, dem 
Nationalrat jährlich einen Bericht über die 
Lage auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
vorzulegen. 

Dieser Bericht, der unter der Federführung 
des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz von allen mit diesen Fragen 
befaßten Ministerien zu erstellen ist, soll 
alle Aspekte des Umweltschutzes in Oster­
reich umfassen und dem Nationalrat einen 
Uberblick über den aktuellen Stand der in 
diesem Zusammenhang ·getroffenen Maßnah­
men vermitteln. Hiebei sollen auch Maßnah­
men, die von den Ländern, Gemeinden und 
von privater Seite unternommen werden, 
Berücksichtigung finden. 

Darüber hinaus sollen aum die jeweiligen 
Pläne und Bedürfnisse für die Zukunft dar­
Igelegt weroen. 

Wir fordern die Kollegen der beiden ande­
ren Parteien auf, unserem Antrag zuzustim­
men, denn wir erwarten uns davon eine prä­
zisere Darlegung über den derzeitigen Stand 
der Tätigkeit in Samen Umweltschutz, eine 
exaktere Darlegung dessen, was das Mini­
sterium tatsächlich in Angriff genommen hat 
und was es in der nämsten Zeit durchzuführen 
vorhat, damit wir uns nicht mit den langfristi­
gen Uberlegungen, die sich im Gesundheits­
und Umweltsmutzplan ohne Zeitangaben und 
ohne Finanzierungsvorstellungen befinden, zu­
friedengeben müssen. Wir glauben, daß es im 
größten Interesse des Parlamentes ist, den 
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Stand der Umweltschutz aktivitäten j eweils auf 
den letzten Stand gebracht kennenzulemen. 
(Beifall bei der FPö.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag Dr. Scrinzi und Genossen, den der 
Redner verlesen hat, ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Pelikan. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Pelikan (OVP) : Herr Prä­
sidentl Meine sehr geehrten Damen und Her­
renl Ich schicke voraus, daß ich nüht die Ab­
sicht habe, die Frau Bundesminister für Ge­
sundheit und Umweltschutz in eine harte poli­
tische Konfrontation zu verwickeln. Ich tue 
das nicht ·aus gewissen Regeln der Courtoisie 
einer Frau gegenüber, vor allem, wenn sich 
diese Frau, wie sich gezeigt hat, politisch noch 
nicht emanzipiert hat. 

Meine Kritik richtet sich vielmehr gegen 
diese Regierung im gesamten. Denn gerade 
dieses Budgetkapite[, das sich Budgetkapitel 
"Gesundheit und Umweltschutz" nennt - für 
viele nicht ganz verständlich -, zeigt, daß 
dIese Regierung nidlt in der Lage ist, drin­
gende und wichtige Probleme zu lösen. 

Wir sind es gewohnt, von dieser Regierung 
ständig mit Minimalprogrammen konfrontiert 
zu werden - ein Ausdruck, der im übrigen 
nicht von 'mir stammt, sondern vom seiner­
zeitigen Klubobmann der SPO -, mit Pro­
grammen, die nur Scheinlösungen anbieten. 
Aber das, was diese Regierung auf dem Ge­
biet der Gesundheit und des Umweltschutzes 
zu bieten hat, ist weniger als ein Minimal­
programm. Es ist - gelinde gesagt ---., eine 
Farce. (Beifall bei der ,ÖVP.) Ich erinnere in 
diesem Zusammenhang an die Ziffern, die 
von meinen Vorrednern smon des öfteren er­
wähnt wurden. 

Der gesamte Budgetansatz beträgt 0,13 Pro.­
zent vom Ausgabenrahmen. Für Umweltschutz 
selbst ist der Anteil sogar nur 0,045 Prozent 
- 45 Hundertstel, meine Damen und Herrenl 

Der Herr Abgeordnete Sekanina hat heute 
offenbar versucht, sich als Nachfolger für die 
Frau Bundesminister zu profilieren, ein Ver­
such, der, wie idl glaube, ihm nicht ganz ge­
lungen ist. Aber ich stimme trotzdem mit ihm 
darin überein, daß diese wichtigen Fragen der 
Gesundheit und des Umweltschutzes aus dem 
täglichen politischen Streit herausgehoben 
werden sollten. Nur, meine Damen und Herren, 
dann muß man auch etwas tun, was alle Frak­
tionen dieses Hauses befürworten können. 

Vor allem darf man dann nicht einen sehr 
zweifelhaften Mut 'beweisen, indem man die 
Bevölkerung fragt, was ihr die Gesundheit 
wert ist. Ja hat man denn gedadlt; die Bevöl-

kerung werde auf jubeln und sagen: Nehmt 
uns ruhig etwas weg, wir sehen ein, daß die 
Regierung nidlt in der Lage ist, für so wichtige 
Aufgaben wie Gesundheit und Umweltschutz 
etwas aufzubringen? War das vielleicht der 
Grund, warum dieses Budget so gering dotiert 
ist? 

Das Recht, meine Damen und Herren, auf 
ausreichende Maßnahmen für Gesundheitsvor­
sorge ist meiner Meinung nach eine Selbst­
verständlichkeit. Es ist geradezu ein Grund­
recht der Staatsbürger, genauso wie das Recht 
auf Arbeit, das Recht auf Wohnung und das 
Recht auf einen ausreichenden Lebensstandard. 

Die Regierung ist mit dem Slogan angetre­
ten, daß nur sie die Regierung wäre, die Pro­
bleme löst, die in der Lage dazu sei. Das hat 
der Herr Bundeskanzler wiederholt zum Aus­
druck gebracht, unter anderem auch in Fern­
sehdiskussionen. Ich stelle aber hier mit allem 
Nachdruck. fest, daß es dieser Regierung nicht 
gelungen ist, auch nur eines der anstehenden 
Probleme zu lösen, weder das Problem des 
Kampfes gegen die Armut noch die Frage 
einer ausreichenden Gesundheitspolitik und 
gar nicht zu reden von der Wirtschaftspolitik, 
deren ganze Malaise sich gerade j etzt in An­
betracht der hohen Inflationsrate und der Ver­
sorgungskrise zeigt. 

Ich sage aber noch einmal, daß sich meine 
Kritik nicht so sehr gegen die Frau Bundes­
minister richtet, denn sie dient ja genauso wie 
der arme Herr Brigadier Lütgendorf nur als 
Tarnkappe für den Bundeskanzler, um seine 
eigenen Schwächen zu überdecken. 

Damit keine Mißverständnisse auftreten, 
komme ich nicht umhin, vorbeugend festzu­
stellen, daß die wirklich großen Gesetzeswerke 
dieses Jahres, wie Strafrechtsreform, Arbeits­
verfassung, Gewerbeordnung, nicht das Ver­
dienst dieser Regierung sind. Die Strafrechts­
reform basiert auf den jahrzehntelangen Vor­
arbeiten der Experten. Die Arbeitsverfassung 
ist das Verdienslt unseres permanenten Krisen­
managements der Sozialpartnerschaft, und die 
Gewerbeordnung ist ebenfalls ein Gesetz, an 
dessen Zustandekommen am wenigsten der 
jetzt amtierende Handelsminister beteiligt ist. 

Ich sage das, weil idl die Beweihräucherung 
der zuständigen Ressortminister in Zukunft 
schon im Ohr klingen habe. 

Doch zurück zum eigentlichen Problem, zum 
Problem Gesundheit und Umweltsmutz. 

Warum wir ein eigenes Ministerium brau­
chen, das praktisch mit keinen Kompetenzen 
ausgestattet ist außer einer Koordinierungs­
kompetenz, hat j a  kaum j emand verstanden. 
Daß aber dieses Ministerium sozusagen als 
ersten Akt ein neues Institut ins Leben rufen 
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muß, ist noch weniger verständlich ;  es handelt 
sich um das sogenannte Bundesinstitut für 
Gesundheitswesen. Ich möchte vorerst fest­
stellen, daß wir nicht gegen ein derartiges 
Institut waren, wenn dieses Institut Aufgaben 
übernehmen soll, die das Ministerium nkht 
übernehmen kann oder will. Wir waren nur 
gegen die Art der Konstruktion, gegen die 
rechtliche Konstruktion. Und unsere Kritik 
richtete sich dagegen, daß das Ministerium 
primär selbst diese Aufgaben übernehmen 
hätte sollen, weil die Gründung von außerhalb 
der Ministerien liegenden Instituten oder Ein­
richtungen eigentlich nur dazu dient, die so 
hochgejubelte Transparenz zu verhindern. Eine 
Transparenz, die vor allem dadurch nicht ge­
geben ist, daß die Ausschreibung der leitenden 
Stellen und des Geschäftsführers dieses Insti­
tutes nicht vorgesehen ist'; darauf ist schon 
hingewiesen worden. 

Meine Damen und Herrenl Es liegt dem 
Hohen Hause bereits der Entwurf für ein Aus­
schreibungsgesetz vor, das vorsieht, daß die 
leitenden Stellen in der Verwaltung in Hin­
kunft ausgeschrieben werden sollen, und zwar 
öffentlich ausgeschrieben werden sollen. -
Ein Gesetz, über das wir noch sehr viel dis­
kutieren werden, weil es unserer Meinung 
nach viel zu ungenügend und unvollständig 
ist. 

Die beste Methode aber, ein derartiges Aus­
schreibungsgesetz nicht wirksam werden zu 
lassen, ist die Schaffung von neben den Mini­
sterien bestehenden Organen, Körperschaften, 
Vereinen, Instituten, oder wie immer man das 
nennen will, um dann diese Institute - auch 
der Transparenz hohnsprechend - mit Leuten 
zu besetzen, die eben nach dem eigenen Ge­
schmack. sind. Das ist das eine ! 

Zum anderen ergibt sich aus dieser Tatsache 
eine - und auch das haben wir immer wieder 
aufgezeigt - Aushöhlung der Ministerver­
antwortlichkeit. 

Der zweite Kritikpunkt gegenüber dem In­
stitut für Gesundheitswesen ist, daß dieses 
Institut auch für Fragen der Umwelthygiene 
und für Fragen des Umweltschutzes zuständig 
sein soll. Dagegen ist an und für sich nichts 
einzuwenden. Die Vorbereitung umweltpoli­
tischer Maßnahmen durch dieses Institut für 
das Gesundheitsministerium ist aber für die 
gesamte Wirtschaftspolitik von Bedeutung. Es 
ist deshalb nicht einzusehen, warum in diesem 
Institut, und zwar im Kuratorium dieses In­
stitutes, nicht die Vertreter der Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerverhände einen Sitz haben. 

Ich bringe deswegen einen Antrag ein, der 
dIe Einbeziehung der Bundeskammer der ge­
werblichen Wirtschaft, des österreichischen 
Atbeiterkammertag'e5, der Präsidentenkam-

mer der Landwirtschaftskammern Osterreichs, 
des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes 
und der Vereinigung österreichischer Indu­
strieller in das Kuratorium des Bundesinstitu­
tes für Gesundheitswesen vorsieht. 

Des weiteren zielt dieser Antrag mit Rück.­
sidlt auf den Verantwortungsbereich des Ge­
schäftsführers darauf ab, dessen Bestellung 
durch das Kuratorium auf Grund einer öffent­
lichen Ausschreibung vorzunehmen, um sicher­
zu stellen, daß damit eine besonders qualifi­
zi erte Person betraut wird. Der Antrag lautet : 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung und insbesondere die 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz werden ersucht, dem Natio­
nalrat so ba�d wie mÖ1glich eine Regierungs­
vorlage einer Novelle zum Bundesgesetz 
über das Osterreichische Bundesinstitut für 
Gesundheitswesen vorzulegen, mit der die­
ses Bundesgesetz in der Weise geändert 
wird, daß die in der Begründung genannten 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände mit 
ihren Vertretern in das Kuratorium aufge­
nommen werden. Weiters soll mit diesem 
Bundesgesetz die öffentliche Ausschreibung 
des GesdIäftsführers angeordnet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nachdem dieses Budgetkapitel Gesundheit 
und Umweltschutz und dieses Bundesministe­
rium nun einmal Ministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz heißt, möchte ich einige 
Gedanken zum Problemkreis des Umweltschut­
zes ausführen. 

Das Problem des Umweltschutzes und der 
Umweltschädigung liegt bekanntlich darin, daß 
die fortschreitende Technisierung und Indu­
strialisierung unserer Welt und die explosive 
Bevölkerungsvermehrung zu einem Abbau der 
biologischen Substanz der Natur geführt hat, 
zu einem Verzehr der natürlichen Reserven 
und damit zu einer Störung des ökonomischen 
und ökologischen Gleichgewichtes. Dazu einige 
Fakten. 

In der Bundesrepublik Deutschland fallen 
jährlich 8 Millionen Tonnen Kohlenmonoxyd, 
5 Millionen Schwefeldioxyd, 1 Million Tonnen 
Stickoxyde, 6 Millionen Kubikmeter Abwasser 
und 1 Million Tonnen Müll an. Das sind Zif­
fern, die man in der Bundesrepublik ziemlidI 
exakt errechnet hat, etwas, was bei uns bis 
dato noch nicht möglich war. 

Ein weiteres Problem ist, daß sich daraus 
ergibt, daß man ganz einfach zu spät erkannt 
hat, daß auch die Natur ein knappes Gut ist, 
das entsprechend bewirtschaftet werden muß. 
(Zwischenruf des Abg. Ing. S e h e  i b e n-
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g r a  f.) Und so gesehen, bewahrheitet sich das 
Gesetz von Robert Malthus, Herr Kollege 
Scheibengraf, aber in einer anderen Hinsicht : 
Nicht verhungern werden die Menschen, son­
d€rn sie werden, wenn sie nicht rasch ausrei­
chende Maßnahmen ergreifen, in ihrem eige­
nen Müll und Unrat ersticken. 

Vielfach wurde - nicht zuletzt audl vom 
Herrn Bundeskanzler - bezüglich des soge­
nannten Verursacherprinzips, die Ansicht ver­
treten, daß die Kostenzurechnung der Umwelt­
schutzkosten dort vorzunehmell sei, wo diese 
Kosten eben anfallen. Die Frage, die sich dabei 
erhebt, die berechtigte Frage, ist : Wie stellt 
sich die Frau Bundesminister zu diesem Ver­
ursacherprinzip? Wir haben wechselhafte 
Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers dazu 
gehört, zuletzt in Alpbach, aber die Frau Bun­
desminister hat sich bis dato dazu noch nicht 
geäußert. Auf jeden Fall glaube ich,  daß in der 
Diskussion um das Verursacherprinzip allzu 
viele Oberflächlichkeiten mitspielen. Denn das 
Verursacherprinzip ist jedenfalls keine 
Methode, für die der bekannte Spruch gelten 
kann: "Wasch mir den Pelz und mach mich 
nicht naß." Auch nicht die seinerzeitige Be­
schwörung des heiligen Florian: "Verschone 
mein Haus und zünd das des Nachbarn an." 
Was ich damit ausdrücken möchte ist nichts 
anderes, als daß das Verursacherprinzip in 
Wirklichkeit alle trifft, j eden Staatsbürger, den 
Produzenten genauso wie den Konsumenten. 
Es wäre vollkommen irrig, nur eine Gruppe 
einseitig damit belasten zu wollen. 

Ich möchte deshalb dieses Problem in einen 
etwas größeren ökonomischen Zusammenhang 
stellen. 

Die Umweltproblematik des 20. Jahrhun­
derts ist zu vergleichen mit der Problematik 
der Arbeit im 19 .  J1a1hrhundert. So wie damals 
die Arbeitskraft nicht richtig bewertet wurde, 
wird heute die volkswirtschaftliche Gesamt­
rechnung durch die Nichtbewertung der Um­
weltschutzkosten verfälscht. Dozent Dr. Hof­
mann aus Linz hat dies anläßlich der Umwelt­
schutztagung in Bad Isml im September 1 97 1  
treffend ausgeführt. 

Die OECD, meine Damen und Herren, schätzt 
die Umweltschutzkosten für österreich in 
Höhe von 5 bis 6 Prozent des Bruttonational­
produktes, das wären rund 20 Milliarden Schil­
ling. Es ist vollkommen irreal zu glauben, 
daß unsere Volkswirtschaft diesen Betrag auf 
einmal aufbringen kann. Aber auch wenn es 
nUr 10 Milliarden sind oder nur 1 Milliarde, 
wird es schwierig sein und wird dies nicht 
auf einmal gehen, das ist klar. Aber im Ver­
gleich zu diesen Summen, meine Damen und 
Herren, nimmt sich der Budgetansatz von 
0,045 Prozent des gesamten Ausgabenrahmens 
wirklich läppisch aus. 

Eines wird daraus aber klar: Ohne Wirt­
schaftswachstum werden wir das Problem des 
Umweltschutzes nicht lösen können. Deshalb 
möchte ich hier mit aller Deutlichkeit denje­
nigen entgegentreten, die aus Gründen der 
Umwelthygiene das sogenannte Nullwachstum 
propagieren und damit glauben, das Patent­
rezept zur Lösung dieser Probleme gefunden 
zu haben. Ich glaube vielmehr, daß jene Leute, 
die sich im sogenannten Club of Rome unter 
der Führung des amerikanischen Professors 
Meadows zusammengefunden haben, wider 
besseres Wissen die Faulheit als Ideologie 
propagieren! Die Thesen von Meadows sind 
zum Glück. inzwischen mehrfach widerlegt wor­
den, unter anderem deswegen, weil es erstens 
gelingen wird, und das hoffen wir alle, neue 
Technologien zur Lösung der Umweltproble­
matik zu finden, und zweitens, weil ja auch 
die Energiereserven der Welt falsch einge­
schätzt werden. Denn es ist nicht wahr, daß 
wir nur auf Erdöl als einer der wichtigsten 
Energiequellen angewiesen sind. Wenn man 
nämlich weiß, daß es 40mal mehr Kohle auf 
der Welt gibt als Erdöl, dann erscheint auch 
die Energiekrise in einem vollkommen neuen 
Licht. Dann wird einem auch klar, daß es weni­
ger Hunger, Armut und Arbeitslosigkeit auf 
der Welt geben müßte, wenn man sich recht­
zeitig mehr auf diesen Energieträger umge­
stellt hätte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Idl glaube, daß es auf dem wichtigen Gebiet 
des Umweltschutzes zu einem Umdenken in 
allen Bereichen kommen muß : in der Bevölke­
rung, beim Konsumenten wie auch be�m Pro­
duzenten. Der Konsument wird einsehen müs­
sen, daß sein Wohlstandsmüll eine Belastung 
für die Allgemeinheit darstellt und daß er 
selbst einiges dazu beitragen kann, diese Be­
lastungen in Grenzen zu halten. Der Produzent 
auf der anderen Seite wird sich darauf ein­
stellen müssen, daß der maximale Ausstoß 
Hand in Hand mit minimaler Verschrnutzung 
gehen muß und daß er im verstärkten Maße 
darangehen sollte, die anfallenden Abfallpro­
dukte wieder zu verwerten: das sogenannte 
Recycling, indem die Abfallprodukte der Pro­
duktion wieder in den Produktionsablauf ein­
gebaut werden, eine sogenannte Kreislaufwirt­
schaft also. Das ist an und für sich nichts 
Neues. 1864, als der Siemens.,Mal1tin-Ofen sein 
Debüt feierte, konnte zum ersten Mal der 
bisher wertlose Schrott wieder zu Eisen und 
Stahl verarbeitet werden. Seit 1861  wird das 
bei der Salzgewinnung anfallende Kali jährlich 
zu 30 Millionen Tonnen hochwertigem Dünge� 
mittel verarbeitet, und der Chlorwasserstoff, 
der bei der Sodaerzeugung nach dem Le-Blanc� 
Verfahren anfäHt, wird in Ohlorkali umge­
wandelt, das als Bleichmittel für die Textil­
industrie dient. 
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Dr. Pelikan 

Dies nur eInIge Beispiele zur Illustration Beamten ihrer Tätigkeit, die sie durch Jahre 
dessen, was ich vorhin gesagt habe. hindurch im Sinne der Allgemeinheit geleistet 

haben, berauben würde. 
Aber auch in jüngster Zeit gibt es eine 

Reihe von Beispielen, es gibt eine Reihe von 
Betrieben, die sich dieses wichtige Kriterium 
zunutze gemacht haben, sei es in Form von 
Müllverbrennungsanlagen und Rückgewin­
nung dieses Mülls als Energieträger oder sei 
es auch bei Abwasserreinigung in der Papier­
industrie. 

Die Frage, die ich nun an die Frau Bundes­
minister aber stellen möchte, ist: Wie fördert 
die Regierung die Forschung auf diesem Ge­
biet? Was gibt sie für die Forschung im Um­
weltschutzsektor aus? Der Betrag von 1 ,5 Mil­
lionen Schilling, der hiefür vorgesehen ist, 
nimmt sich wohl mehr als bescheiden aus. 
Und nicht einmal das in der Forschungskon­
zeption des Wissenschaftsmini,steriums enthal­
tene steuerpolitische Programm zur Lösung 
oder zur Erleichterung dieses Problems, zur 
Erleich.terung von Umweltschutzinvestitionen 
unter anderem, ist bis jetzt verwirklicht wor­
den. Die vorzeitige Abschreibung für Investi­
tionen ist immer nur möglich, wenn die In­
vestition ausschließlich dem Umweltschutz 
dient, nicht jedoch, wenn Nebeneffekte, die für 
die Produktion erleichternd wirken können, 
also wieder die Rückgewinnung des Abfalls 
zum Beispiel, damit erzielt werden. Warum ist 
auf diesem Gebiet, Frau Bundesminister, noch 
nichts geschehen? Es ist unbegreiflich, warum 
in Anbetracht der Größe dieses Problems hier 
so engstirnige fiskalische Uberlegungen ein 
Hindernis bilden. 

Die Frage der Kompetenzen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes ist bereits erwähnt wor­
den. Wir werden j a  immer wieder konfrontiert 
mit der Tatsache, daß, wenn eine Initiative 
ergriffen werden soll, man sich hinter Kompe­
tenzschwierigkeiten verschanzt. Wir lehnen es 
aber ganz entschieden ab, daß man den Län­
dern ständig den Schwarzen Peter zuschiebt. 

Eine gewisse Ausführungsgesetzgebung 
durch den Bund und eine Vereinheitlichung 
derselben ist durchaus zu begrüßen. Ein Weg­
fall der Länderkompetenz aber ist abzulehnen, 
aus zwei Gründen: Zum einen widerspricht 
dies dem Grundsatz der Unmittelbarkeit der 
Verwaltung, denn nur der örtliche Verwal­
tungsbeamte weiß um die Probleme der ein­
zelnen Region, und zum anderen möchte ich 
darauf verweisen, daß zum Beispiel in der 
steiermärkischen Landesregierung, und das ist 
ein Beispiel, das sicher für alle gelten kann, 
Experten seit Jahren, man kann fast sagen 
seit Jahrzehnten an dieser Problematik arbei­
ten, und es wäre nicht richtig, wenn man 
durch Streichung der Länderkompetenz diese 

Ich fasse zusammen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Die umfassende Umwelt­
sanierung ist eine Gemeinschaftsaufgabe aller 
Staatsbürger. Ein Gesetz allein wird den Aus­
weg daraus nicht weisen können. Der Ausweg 
kann nur in einer Umweltplanung und in der 
Erzeugung einer Umweltgesinnung gefunden 
werden. 

Hier erlaube ich mir eine konkrete Anre­
gung dazu, Frau Bundesminister: Erklären Sie 
zum Beispiel jeden ersten Sonntag im Monat 
zu einem Tag des Umweltschutzes, an dem 
jeder Osterreicher einen aktiven Beitrag zum 
Umweltschutz leisten soll, an dem er nicht 
mit seinem Fetisch Auto in den nächsten Wald 
oder zum nächsten Bach fährt, um dort einen 
Olwechsel vorzunehmen, sondern an dem er 
aktiv etwas tut, um das Problem Umweltschutz 
lösen zu helfen, um die Umweltschutzgesin­
nung verbreitern zu helfen, damit wir alle 
dieses Problem in der Zukunft meistern wer­
den können. (Beifall bei der OVP.) 

Schieben Sie aber nicht der Bevölkerung 
den Schwarzen Peter zu, sondern tun Sie �elbst 
etwas ! Denn mit einer Ausgabenwirtschaft, die 
keine sachlichen Prioritäten kennt, wird dieses 
Problem nicht gelöst werden können. Aber 
diese Regierung gleicht einem Korken, der 
willig tanzt, wohin ihn die Wellen treiben. 
- Das ist das Schlimmste, was diesem Staat 
passieren kann. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Pelikan und Ge­
nossen, den der Redner verlesen hat, ist ge­
nügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich die Frau Bun­
desminister Dr. Leodolter. Ich erteile es ihr. 

Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz Dr. Ingrid LeodoIter: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Aus Anlaß der 
bevorstehenden Verabschiedung des Budget­
kapitels Gesundheit und Umweltschutz möchte 
ich Iihnen anders als mit bloßen Zahlen vor 
Augen führen, welche umfassenden Bemühun­
gen mein Ressort für ein System der Gesund­
heitssicherung und für einen effizienten Um­
weltschutz unternommen hat. 

Zunächst möchte ich a:ber doch festhalten, 
daß allein das Gesundheits'budget in den 
Jahren der sozialistischen Alleinregierung 
eine Steigerung um 150 Prozent eIlfahren hat. 
(Beifall bei der SPO.) 
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Was mir weiters wesentlicher erscheint, ist, 
daß es im großen Maße gelungen ist,  Sozial­
versicherung, Ärzteschaft und Gesundheits­
verwaltung zu konzertierten Aktionen aufzu­
rufen. 

Das Ziel, das ich mir vor zwei Jahren bei 
Ubernahme des Gesundheits- und Umwelt­
schutz-Ressorts gesteckt habe, war, einen 
Bogen gesundheitspolitischer Maßnahmen 
über die Bevölkerung österreichs zu spannen, 
Maßnahmen, die sich von noch nicht 'gebore­
nen bis zum alten Menschen erstrecken sollen. 
Viele dieser ,Maßna!hmen konnten wir in­
zwischen vef'WiI1ldichen, wie zum Beispiel den 
Mutter-KinJd-Paß, die Kleinkindufiltersuchun­
gen, die Schulkinduntersuchungen, die Unter­
suchungen bei Jugendlichen; die Vorsorge­
untersuchungen der Erwachsenen stehen be­
vor. 

Lücken gibt es noch, zum Beispiel wird ein 
spezielles Programm ,für die a'lten Menschen, 
die zwar in ärztlicher Behandlung s1:ehen, 
denen aber in 'gesundheitspolitischer Hinsicht 
besondere Beachtung geschenkt werden muß, 
ausgearbei tet. 

Mit dem Mutter-Kind-Paß können wir den 
Kampf gegen die Säuglingssterblichkeit, die 
Krankheitshäufigkeit der MüHer und die 
Krankheitshäufigkeit der Kin:der sehr entschei­
dend beeinflussen. Für die Vorschul'kinder 
sind im Mutter-Kind-Paß zusätzlich sieben 
programmierte Untersuchungen vorgesehen, 
deren Durchführung derzeit der Mutter und 
dem Kind finanziell noch nicht honoriert wird. 
Die Eintragungen werden von Iden Gesund­
heitsbehörden sehr empfohlen, besonders die 
Untersuchung in der sechsten Lebenswoche 
des Kindes ist wichUg und daher wünschens­
wert. 

Die Schuluntersuchungsbögen sind vom Ge­
sundheitsministerium in ZusammenaJ1beit mit 
der Arbeitsgemeinschaft für Vorsorgemedizin 
ausgearbeitet worden. Die Bögen wurden dann 
vom Gesundheitsressort in ganz Ost erreich 
verteilt ; in den einzelnen Bundesländern wird 
im unterschiedlichen Ausmaß danach gearbei­
tet. 

Die Jugendlichenuntersuchungen werden ge­
mäß dem ASVG weiter .ausgebaut, sodaß auch 
die nicht im Arbeitsverhältnis stehenden 
Jugendlichen untersucht werden können. 

Die Vorsorgeuntersuchungen werden ab 
1 974 wieder nach einem gemeinsam erarbei­
teten und gut ausgewogenen Programm durch­
geführt werden ; wieder hat die Arbeitsge­
meinschaft für Vorsorgemedizin, die Ärzte­
kammer, der Hauptverband der Sozialver­
sicherungsträger und mein Ressort die Grund-

lagen dafür erarbeitet. Hier, Frau Dr. Hubinek 
und Herr Primarius Wiesinger, ist das Pro­
gramm der Vorarlberger Vorsorgeunter­
suchungen miteinbezogen, unser Programm 
geht aber weiter als das Programm aus Vor­
arlberg. Die Ubernahme eines Programms, das 
in einzelnen Bundesländern der Bun'desrepu­
blik durchgeführt wird, ist nicht das, was wir 
wollten, sondern wir wollten, um alle ZlWei­
gleisig'keiten zu vermeiden, in einem nicht zu 
großen Programm, damilt es eben durch!führbar 
ist, alle Untersuchungen machen, die wir für 
nötig erachten, um eine Aussa'ge tun zu kön­
nen. Es werden Frauen ab dem 30. Lebensjahr 
und Männer ab dem 45 . Lebensj ahr diese 
Untersuchungen in Anspruch nehmen können. 
Das Bundesministerium wird sich mit einem 
Drittel an den Kosten 'beteiligen, also Ibis 'zu 
100 Millionen Schilling. Alle Vermutungen, 
die in eine Richtung gehen, daß wir hier 
irgend etwas beabsichtigen, was nicht mit dem 
zusammenhängt, was ich Ihnen .gleich sagen 
werde, sind irrig, denn wir machen die Beteili­
gung des Gesundheitsressorts davon abhängig, 
daß auch Nichtversicherte untersucht werden 
sollen. Das ist eine Errungenschaft, die es 
bisher noch nicht gegeben hat und die beson­
ders dem ländlichen Raum und den sozial 
unterprivilegierten Schichten sehr zugute 
kommen wird (Beifall bei der SPO), eine 
Maßnahme, die zutiefst den Grundsätzen der 
Demokratie entspricht, nämlich der Gleichheit 
aller Staatsbürger. Das gleiche wird beim 
Gesundheitspaß der Fall sein. 

Zweitens, sie ist an die Bedingun:g geibun­
den, daß auch Risikofaktoren erfaßt werden 
soUen, ein Programm, das über die Aufgaben 
des ASVG hinausgeht. 

Und drittens:  Die Auswertung der Erge'b­
nisse dieser Untersuchungen nach modernen 
EDV -Methoden für weitere gesun'dheitspoli­
tische Aktionen ist unerläßlich i daher muß sie 
auch finanziert werden. 

Die Vorsorgeuntersuchungen bei der Pro­
j ektstudie wurden zuletzt übrigens von 25 Pro­
zent der Eingeladenen Ibeansprucht, während 
anfangs nur 10 Prozent dieser Einladung ge­
folgt sind. Wir führen diesen Erfolg auf die 
Veröffentlichung der ZwischeneI'geibnisse zu­
rück, wonach 1 7  Karzinome in einem Früh­
stadium gefunden werden konnten und somit 
eine fast 1 00prozentige Heilung zu verzeich­
nen war. So ist eigentlich 'der von mir gedachte 
Bogen der Gesundheitsvorsorge fast erfüllt. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Gesundheits­
plans - es wurde heute oft darauf hinge­
wiesen - und nun unser größtes Anliegen 
bei der Versorgung der Kranken ist die Ver­
besserung des Krankenhauswesens. Wir ha-
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ben im Bundesinstitut für Gesundheitswesen 
die Bedarfsplanung bis 1 980 für ganz Oster­
reim erstellt, sie in der ersten Fassung des 
Bundeskrankenanstaltenplanes vorgelegt und 
den Ländern als Diskussionsgrundlage über­
mittelt. Diese Bedarfsplanung wurde auf 
Grund der Kriterien, die das Bundesministe­
rium in der 2. NoveUe zum Krankenanstalten­
gesetz festgelegt hat, erarbeitet. 

Die parlamentarisme Behandlung dieser 
Novelle im GesundheitsaussdlUß wurde nom 
niCht abgesChlossen, weil sich die Spitals­
erhalter, inS'besondere die Länder, ,außerstande 
sahen, eventuelle zusätzliche Aufwendungen 
zur Verhesserung der Krankenanstalten auf­
zubringen. Dabei muß aber deutlich hervor­
gehoben werden, daß es im Jahr 1 973 seit 
Bestehen der weiten Repu'blik zum ersten 
Mal einen BundeszusChuß für die Kranken­
hausinvestitionen gegeben hat ; der Bund hat 
hier eine Vierte1 Milliarde Schilling investiert. 
(Beifall bei der SPtJ.) Das Geld ist ÜJbrigens 
bereits ausgegeben. Und ein gleich hoher 
Betrag ist auCh für 1 974 budgetiert. 

Das Gesundheitsministerium hat alles unter­
nommen, um zusätzliche ,Mittel für den Be­
trieb der Krankenanstalten zu er'halten. Im 
Sta'bilisierungsbudget 1 974 ist ein weiterer 
Betrag von 400 Millionen SChilling für den 
Normkostenzuschuß für die Krankenanstalten 
vorgesehen. Es ist anzunehmen - die Berech­
nungen sind jetzt :gerade im Gang -, daß die 
Finanzierung der Kran'kenansta1ten im Früh­
jahr zwischen Bund und Ländern einvernehm­
lich geregelt werden wird und daß so eine 
solide finanzielle Basis der Krankenhäuser 
für den Betrieb und den Ausbau geschaffen 
werden ,wird. Mit dem Beschluß der Kranken­
anstaltengesetz-Novelle und dem Finanzie­
rungs'konzept wird somit auf diesem Sektor 
der Gesundheitspolitik ein besonders positiver 
Akzent gesetzt werden. 

Dieses Gesetz ,wird in seiner Auswirkung 
noCh viel weitergehend sein, als es die Kran­
kenpflegegesetz-Novelle war, die heuer im 
Frühjahr im Hohen Haus beschlossen wurde 
und die trotz des seinerzeitigen Pessimismus 
von mancher Seite ,als absolut großer Erfolg 
gewertet werden muß. (Beifall bei der SPtJ.) 

In Wien, Herr Abgeordneter Dr. Wiesinger, 
war wirklich ein Dritltel der Krankenpflege­
schulen leer, und wir mußten zusätzliche 
Klassen installieren, weil wir die Schüler 
überhaupt nicht untergebracht haben, ja wir 
mußten eine neue Schule ins Leben rufen. 
(Abg. Dr. W i e  s i n g e r: Und in den Bundes­
ländern? - Weitere Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herrenl Sicher sin'd noch 
Projekte offen, die ich mir vorgenommen 
hatte; so das Selbstmordverhütungsinstitut. 
Hier ist die Realisierung schon in Aussicht. 
Inzwischen wurde aber eine vielleicht in der 
Offentlichkeit zuwenig bekannte Aktion 'gegen 
Vergiftungen - eine häufige Selbstmordart -
durch die Vergiftungsinformations�entrale an 
der I. Medizinischen Klin1k in Wien geschaf­
fen. Sie wurde vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz dotiert. Es ist 
übrigens die erste ihrer Art, und sie wird dem 
gesamten Bundesgebiet zur Ver.fügung steiben. 

Als Schwerpunkte im nächsten J a'hr werden 
eine Reihe weiterer gesundheitspolitisCher 
Maßnahmen folgen, die unsere im Jahr 1 973 
begonnenen Vorhaiben 'Weiter ausbauen sollen. 
Vier Neonatologie�Intensivzentren in Oster­
reich zur Senkung der Säuglingssterblichkeit 
sind im nächsten Jahr vorgesehen, nachdem 
die Ausstattung von ge'burtshilflichen und 
Neugeborenen-Stationen in den Krankenhäu­
sern in ganz Osterreich von meinem Ressort 
schon in diesem J anr durch 20 Millionen Schil­
ling gefördert wurde. 

Der weitere Aushau des Ärztefunkdienstes, 
heuer mit 5,8 Millionen Schilling gefördert, 
ist im Zuge, 'was eine allmähliche Entspan­
nung beim Landärzteproblem bringt. Ebenso 
ist der Ausbau der Dialysestationen, die der 
Behandlung mit der künstlichen Niere dienen, 
vorgesehen. Die Betriebskosten, die uns heute 
große Schwierigkeiten machen, werden mit 
den Normkostenzuschüssen zu regeln sein. 

20 Gesetzesmaterien wurden heuer vorbe­
reitet, acht davon wurden vom Parlament be­
schlossen, vier 'befinden sich noch in parla­
mentarischer Beratung. Für das nächste Jahr 
sind davon als wichtige Materien :beispiels­
weise vorgesehen: das Tierärztegesetz, eine 
Novelle zum Ärztegesetz, um die Partnerschaft 
von Senior- und Juniorpartnern, Lehrpraxen 
und Praxisg·emeinschalften ,zu ermöglichen. 

Amfiang des Jahres hat idie Maul- und 
Klauenseuche die Bevölkerung in Ostöster­
reich, besonders aber die Bauernschaft stark in 
Mitleidenschaft gezogen. Die Seuche konnte 
schließlich durch die aufopfernden Bemühun­
gen aller beherrscht werden. AUen Beteiligten 
gebührt unser Dank. (Beifall bei der SPO.) 

Wir haben aus diesem Seuchenzug die 
Lehre gezogen und haben eine der modernsten 
Regelung,en zur Bekämp,fuJlIg :der Tierseuchen­
vorbereitet, die bereits bei Verdacht auf die 
epidemischen Krankheiten umfangreiche 
Sperrrnaßnahmen ermöglicht und in ausrei­
Chendem Maße die wirtschaftliche Entschädi­
gung der unschuldig Betroffenen vorsieht. 
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Auf dem Sektor des Umweltschutzes wur­
den bisher vielleicht etwas weniger .spektaku­
läre, dafür aber 'Sehr wichtige, grundlegende 
Arbeiten vorgenommen, die dem Koordinie­
rungsauftrag des Bundesministeriums entspre­
chen. Es wurden gleiche Meßgeräte, gleiche 
Meßmethoden fur Lärm und Schadstoffe in der 
Luft erarbeitet, 'den Bundesländern Meßgeräte 
und Alarmwa·gen zur Verfügung gestellt und 
in kooperativer Arbeit mit den Bundesländern 
auch gerade auf dies�m Gebiet eine sehr gute 
Arbeit geleistet. Als erstes haben wir mangels 
gesetzlicher Handha'ben veI1bindlicbe Richt­
linien für die Lärmbegrenzung mit den Län­
dern, den Interessensvertretungen und den 
betroffenen Ministerien erarbeitet und den 
verantwortlichen Behörden zur VeI1fügung ge­
stellt. 

Eine weitere immissionslbezQigene Schad­
stoffbegrenzung für Staub, Schwefeldioxid ist 
eben in Absprache. Wir haben die Richtlinien, 
die wir damals erarbeitet haben, schon dem 
Osterreicbischen Normungsinstitut gegeben, 
und es werden jetzt gerade daraus verbind­
liche Normen auf den S�ktoren der Lufmneß­
technik, der Wassergüte, der WaS'seraufbe­
reitung, der Gas- und Wasseranalyse und so 
weiter erarbeitet. Diese Normen sind teil­
weise schon im Ministerium vorhanden und 
können j ederzeit eingesehen werden. 

Was die BehaIl!dlung von Süchtigen betrifft, 
die Herr Primarius Scrinzi angezogen hat: 
Wir sind eben dabei, gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Justiz ein Gesetz über 
Anhalte'bestimmungen für psychisch gestörte 
Personen zu schaffen. Wir haben eine Enquete 
darüber abgeführt; wir sind ·also auf diesem 
GeJbiet tätig gewesen. 

wesen steht selbstverständlich unter parla­
mentarischer Kontrolle, denn es kann j a  über 
den Rechnungshof jederzeit Einsicht genom­
men werden. (Präsident P r o  b s t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herrenl Das neu ge­
schaffene Bundesministerium -für Gesundheit 
und Umweltschutz hat in den ersten zwei 
Jahren seiner Tätigkeit die Gesundheitspolitiik 
Osterreichs sicherlich einen wesentlichen 
Schritt weiter 'gebracht und einige grundsätz­
liche neue Akzente gesetzt. Ich möchte daher 
die Gelegenheit wahrnehmen, allen Mitarbei­
tern und allen denen, die mit ihren Bestre­
bungen das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz initiativ unterstützt haben, 
von dieser Stelle aus zu danken. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vielleicht noch ein Wort zum BeJdarfsplan 
für das 3ithr 1 980, Herr Primarius Scrinzi. 
Von den Betten, die bis 1 980 in der Ziel- und 
Rahmenplanung vorges�en sind, sind nicht 
alle Akut'betten, es sind nur 5000 Akutbetten, 
und 6000 Langzeitbetten. 

Die Entschließung vom März 1 972 richtet 
sich nicht an mich, sondern an den Herrn 
Bundeskanzler. Es ist natürlich für mich sehr 
wichtig, an der Vorberatung dieses Berichtes 
beteiligt zu sein. Das interministerielle Komi­
tee, das dem Bundesminrsterium zur Ver­
fügung steht, hat s'ich in seinen Sitzungen mit 
diesem Problem selhr intensiv beschäftigt. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter, den Zwi­
schenbericht vom Dezember 1 972 rgenau ge­
lesen haben, dann wissen Sie auch, wie 
komplex die Arbeit zur B eantwortung dieser 
Entschließung ist. Wir sind mit dem Sammeln 
von Rechtsvorschriften fertig; es gibt da über 
200 Rechtsvorschriften . .A!ber in der kritischen 
Phase der wertenden Beurteilung sind wir 
besonders auf die Mitwirkung der sachzu­
ständigen Behörden des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden angewiesen. 

Ohne über Entwicklungen außerhalb meines 
Bereiches verbindliche Prognosen stellen zu 
wollen, ist anzunelhmen, daß die Antwort des 
Herrn Bundesikanzlers im nächsten Jahr dem 
Hohen Haus zugehen wird. Das hat im übrigen 
auch er - wenn iCh mich recht erinnere - an­
läßlich der Behand'lung seines Budgets erklärt. 

Was die Behan'dlung von Strahlenunfällen 
anlangt, so arbeitet das Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz derzeit ein 

Wir haben weiters die Frage des Bundes­
institutes behandelt. Dieses hat an der Aus­
arbeitung des Bundeskrankenanstaltenplanes 
einen großen Anteil gehalbt. Das Bundesinsti­
tut arbeitet an der Erfassung von Personen, 
die im Gesundheitswesen tätig sind, insbe­
sondere an einer Ärzte'b edarfstudie, an wei­
teren B edarfstudien für die übrigen Beschäf­
tigtengruppen im Gesundheits'Wesen, wie den 
Krankenschwestern. Das Bundesinstitut war 
bei der Vorsorgeuntersuchung besonders alk­
tiv, es arbeitet sonst in der Organisation, bei 
der Aus- und Fortbildung von Personen, die 
im Dienste der Volksgesundheit tätig sind, 
mit, es besChäftigt sich mit einer tAlbfaUbe­
seitigungsstudie für Osterreich, es arbeitet ,an 

einer UmweltsChutzrahmenplanung für das 
Gebiet Aichfeld-Murboden. Atomwarnsystem aus. Es werden verschiedene 

Sehr geehrte .A:bgeordnete! Es ist selbstver- Geräte erprobt, und die Zentrale dafür werden 
ständlich, daß die Leiterstel1e ausgeschrieben unser Bundesministerium und das Bundes­
wird. Das Bundesinstitut für Gesundheits- ministerium für Inneres sein. 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 

Was den .A:bfallibeseitigungsfonds betrifft, so 
wurden bei den FinanzaU'sgleichsverhandlun­
gen SO Millionen Schi'lling den Ländern und 
SO Millionen Schilling den Gemeinden zweck­
gebunden für die Aibfall'beseitigung zur Ver­
fügung gestellt. Ich möchte arber nicht sagen, 
daß die Initiativen meines Ressorts auf diesem 
Gebiet aufhören werden, sondern wir sind 
vielmehr mit dem Herrn Finanzminister in 
einem sehr gedeihlichen Gespräch. Wir wer­
den trachten, auf diesem Gebiet doch noch eine 
gedeihliche Lösung zu finden. 

Uber den Schutz der biologischen Umwelt, 
Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich, wer­
den wir im Frühj ahr des nächsten Jahres eine 
Enquete abhalten, wie wir überhaupt in die­
sem Jahr ja sehr wesentliche Aufklärungs­
arbeit getan haben. Wir werden bei dieser 
Enquete gerade das Problem der gesunden 
Umwelt, des ökologischen Gleichgewichtes, 
der gesunden Ernährung in den Mittelpunkt 
unserer Beratungen stellen. 

Meine Damen und Herren ! Noch ein Wort, 
was meine Auseinandersetzung mit der 
"WoChenpresse" betrifft. Ich möchte dazu fest­
stellen : 

Die "Wochenpresse" hat mich falsch zitiert, 
und ich habe daraufhin unverzüglich eine 
schriftliche Richtigstellung übermittelt. Da 
diese Richtigstellung zwar veröffentlicht, die 
falsche Zitierung aber wiederholt wurde, habe 
ich meinen Rechtsanwalt 'beauftragt, gericht­
liche Schritte zu unternehmen. Dies ist in der 
Zwischenzeit geschehen. Die Kla.ge ist beim 
Str,afbezirksgericht Wien eingelangt und trägt 
den Eingangsstempel vom 17 .  Dezember 1973. 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Heute erst! -
Abg. Dr. T u  1 1 : Na und! - Abg. Dr. K o r  e n: 

Als Ressortminister wurden Sie, verehrte 
Frau Minister, berufen, wahrlich eine hohe 
Auszeichnung 'für eine Frau. Das ist auch der 
Grund, warum Ihnen die Opposition To'leranz 
und Verständnis verhältnismäßig lange Zeit 
entgegengebraCht hat. 

Zwei Jahre kostbare Zeit ist inzwischen 
vergan.gen, und ich glaube, es ist zu billig, 
verehrter Herr Abgeordneter Sekanina, wenn 
Sie hier die Vorschläge der Opposition, der 
asterreichischen Volkspartei, und die Be­
mühungen, endlich zu einer wirksamen Arbeit 
zu kommen, so abqualifizieren. (Beifall bei der 
OVP.) 

Frau Minister l Ihr Wirkungsbereich ist im 
Verhältnis zum Alter dieses Ministeriums 
ganz enorm, greift doch Ihre Arbeit in alle 
Bereiche unseres Lebens : Gesundheit, Umwelt, 
Leistungsfähigkeit des Volkes, aber auch 
Landwirtschaft und Industrie werden wesent­
lich von Ihnen beeinflußt. 

Herr Kollege Sekanina glaubte, hier der 
Sache auf den Grund zu gehen. Ich meine 
aber, das war vielmehr eine Aufzälhlung der 
Leistungen der Vergangenheit. 

Das Ministerium für Gesundheit und Um­
weltschutz ist ein ganz junges ,Ministerium, 
wir sollten uns daher mit seinen Aufgaben 
und den Erwartungen, die wir in dieses Mini­
sterium gesetzt haben, befassen. 

Meine verehrten Damen und Herren! Die 
Frau Bundesminister hat am 25. Juni 1973 
in der Donauparkhalle einen sehr eindrucks­
vollen Umweltta·g abgehalten, wo auch sehr 
namhafte Experten referierten. Es wurden 
damals folgende Fragen behandelt : Umwelt­
schutz aus europäischer Sicht, Rechtsfragen des 
Umweltschutzes, Lärm s chutz , Luftreinhaltung, 
Gewässerschutz, Müllbeseitigung und Raum­
planung. 

Feststellen wird man das doch noch können!) 
Ich habe dieser nunmehr bei Gericht anhän­
gigen Angelegenheit nichts weiter ihinzuzu­
fügen. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Der Eindruck, der damals entstand, war sehr 
Präsident Probst: Der nächste Redner ist wirkungsvoll. Sie selbst, Frau Bundesminister, 

Herr Abgeordneter Breiteneder. Er hat das haben damals drei Gedanken in den Mittel-
Wort. punkt gestellt: 

Abgeordneter Breiteneder (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus I Meine verehrten Damen 
und Herrenl (Abg. Dr. T u  1 1  zur avp: Sie 
wollten wissen, wann das eingebracht wurde! 
Jetzt wissen Sie es! Was wollen Sie denn? -
Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wozu die AuJre­
gung? - Weitere Zwischenrufe.) Ich glaube, 
wir würden der G esundheit den besten Dienst 
erweisen, wenn wir uns etwas ruhig ver­
hielten. 

Erstens geht es darum, den Gedanken des 
Umweltschutzes in aller Offentlichkeit in 
Erinnerung ,zu rufen. Das ist Ihnen, wie ich 
glaube, weitestgehend gelungen. Ich sage ganz 
offen : Es ist notwerrdi.g, daß wir alle Bevölke­
rungskreise mit diesem Problem vertraut 
machen. Allerdings bin ich der Meinung, daß 
man sich da weitestgehend 'einer Sprache 
bedienen muß, die auch von der breiten ,Masse 
der Bevölkerung verstanden wird. 

Seit 1. Felbruar 1972, seit fast zwei Jahren, Der zweite Punkt, Frau Bundesminister: Der 
ha:ben wir in asterreich ein Ministerium für Tag sollte eine Möglichkeit der Rückschau 
Gesundheit und Umweltschutz. bieten, eine Rückschau auf das, was dieses 
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Brelteneder 
Ministerium in seiner eineinhalbj ährigen Be- Hektar oder um 140,6 Prozent mehr. Das, 
standszeit geleistet hat. meine Verehrten, Hohes Haus, soU uns sehr 

Der dritte Punkt war eine Vorschau, die auf­
zeigen sollte, wie in Zukunft !die Fragen des 
Umweltschutzes vom Standpunkt des !Mini­
steriums aus gelöst werden könnten. 

Ich möchte Sie, Frau Bundesminister, fragen, 
wieweit Sie 'bis heute Ihren damaligen eigenen 
Vorstellungen Rechnung getragen haben. 

Ich glaube, eine sehr wesentliche Frage 
- das hat auch den damaligen Umweltstag be­
herrsCht - bildete die Rechts- und die Kom­
petenzfrage. Ich stelle fest, daß dies die Vor­
aussetzung dafür wäre. daß endlich einmal mit 
der Arbeit wirksam begonnen werden könnte. 
(Beifall bei der avp.) 

Ich habe den Eindruck, daß die Bundes­
länder bereits auf der Utberholspur sind und 
nicht abwarten können, 'bis willklich wirkungs­
volle Vorschläge von Ihrem Ministerium aus­
gehen. Es wäre höchste Zeit, 'daß endlich ein­
mal festgestellt wird, wer für was zuständig 
ist, damit endlich die einzelnen Länder, G e­
meinden oder der Bund seIhst zu arbeiten 
beginnen können. 

Die Aufklärung der Bevölkerung ist not­
wendig. Es ist simerlich richtig, daß hier ein 
Umdenken einsetzen muß. Es ist auch not­
wendig, daß wir uns mit den alten Mensmen 
beschäftigen. Ich darf hier an die gestrige 
Fernsehsenidung erinnern, die wirklich, glaube 
ich, auf die breite Offentlic:hOCeit einen -großen 
Eindruck gemaCht hat. Das hat gezeigt. ,wie 
krank eigentlich unsere moderne Gesellschaft 
derzeit ist. 

Es ist allerdings auch ein ganz beachtlicher 
Gesinnungswandel eingetreten, und ich 'bin 
es meinem Berufsstand, nämlich dem Bauern­
stand schuldig, daß ich hier die großen Lei­
stungen dieses Berufsstandes aufizeige, die 
dieser für eine gesunde Umwelt bereits er­
bracht hat. 

Meine Verehrten ! Wenn wir uns vor Augen 
halten, daß wir un-gefähr insgesamt 1 1 ,34 Mil­
liarden Hektar Grund auf dieser Welt zur 
Verfügung haben, dann muß ich eine etwas 
negative Bilanz aufzeigen, wie verschwende­
risch diese G esellscharft bereits an die Arbeit 
gegangen ist. Betrug 1 882 die Waldfläche nom 
5,2 Milliarden Hektar, so betrug 1 952 die 
Waldfläche nur mehr 3,3 Milliarden Hektar, 
also ein VerlUJst von 1 ,9 MilUariden Hektar 
oder 36,8 Proz,ent. 

zu denken ge'ben. 

Allerdings hat sich die Baufläche oder die 
verbaute Fläche um 85 Prozent vermehrt. Es 
ist notwendig auf Grund der Bevölkerungs­
zunahme. Auch Weideland ist um 4 1 ,9 Prozent 
gestiegen, aber summa summarum nimmt die 
Nutzfläche ab. 

Nun, meine Verehrten, hat sich auch in 
Europa ein großer Wanldel vollzogen. Sie 
können sich alle erinnern, wie noch vor weni­
gen Jahren der bäuerliche Berufsstand nur von 
ökonomischer Sidü !betrachtet wurde. Selbst 
ein Mansholt. aus dem inzwischen aus einem 
Saulus ein Paulus geworden ist, hat ein gigan­
tisches Bauernsterben in Europa ausgelöst. Er 
hat damals gesagt : In Europa sind etwa 5 bis 
6 Millionen Bauern zuviel. 

Derselbe Mansholt, der ehemalige Vizeprä­
sident. ist längst 'zu j enen Menschen über­
gegangen, die immer schon auf die gefährliche 
Entwicklung aufmellksam ,gemacht haben. 
Heute sagt er: Niemand mehr soll die Land­
wirtschaft verlassen, sondern wir haben allen 
Grund, dafür zu sorgen, daß j edes Hektar 
Grund, gleich ob Wald oder Wiese oder 
Ackerland, nicht nur von ökonomischer Sicht 
aus betrachtet bearbeitet wird, sondern daß 
die Fruchtbarkeit des Bodens erhalten Ibleibt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Verehrten! Nur einige Beispiele. Ein 
Grünland, Dauergrünland, ellhält die Frucht­
barkeit über 82.000 Jahre aufrecht, während 
die Monokultur - ich darf Sie an die Ent­
wicklung vor etwa 2000 Jahren erinnern, wo 
die römischen La1tifundien aus fruchtbarem 
Ackerland eine Wüste in Afrika gemacht 
haben - bereits nach wenigen Jahren - der 
DurchsChnitt sind 18 Jahre - unfruchtbar 
wird. Es ist daher notwendig, daß wir hier 
besonderen Wert darauf legen, daß ein ge­
sunder Bauernstand die Voraussetzung aum 
für eine gesunde Umwelt ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine verehrten Damen und Herrenl Im 
war daher vergangenen Donnerstag bei der 
Agrardebatte entsetzt, Idaß es auch heute nom 
immer Abgeordnete von der Regierungspartei 
gibt, die imstande sind, der Bauernschaft die 
bescheidenen sozialen Leistungen im Verhält­
nis zu ihren erbrachten Leistungen für die 
gesamte Bevölkerung immer wieder vorzu­
werfen. Es wäre ganz interessant, eine Rech­
nung anzustellen, wie hoch die Leistung der 

Die Wüste oder das Wüstenland hat sim bäuerlichen Bevölkerung, errechnet auf der 
inzwischen anders verändert. 1 882 waren es Basis eines durchschnittlichen Einkommens 
1 , 1  Milliarden Hektar, und 1 952 haben wir eines Angestellten, ist, wenn wir S amstag- und 
bereits ein Wüstenland von 2.6 Milliarden Sonntagarbeit berücksichtigen würden. 
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Breiteneder 

Ich glaube. es ist daher nowendig. daß man 
einmal die Leistungen des !bäuerlichen Berufs­
standes in aller Offentlichikeit auch entspre­
chend erwähnt. Es ist Gott sei Dank so. daß 
heute die agrarische Produktion wieder in die 
Richtung gelenkt wird. daß der bäuerliche Be­
rufsstand eine ZUIkunft hat. weil man längst 
die Prableme der industrialisierten Landwirt­
schaft. die sich immer mehr zum Nachteil der 
breiten Bevölkerung herausstellt. erkannt hat 
und weil man auch erkannt hat. daß man die 
Tierhaltungen in den Großstallungen - das 
gehört auch zur Umweltverschmutzung 
dazu - nicht ·aufrechterhalten kann. wenn 
man nicht Antibiotika und andere Mittel 
einsetzt. die dann womöglich sogar der Ge­
sundheit der Bevölkerung gefährlich werden 
können. 

Daher. Frau Bundesminister. glaube ich. ist 
es an der Zeit. daß wir alles unternehmen, 
dafür zu sorgen, daß uns eine gesun'de länd­
liche Bevölkerung el1halten bleibt und daß vor 
allen Dingen auch gesellschaftspolitisch al'les 
unternommen wird. daß wir eine gesunde 
Gesellschaft haben, denn eine gesunde Familie 
ist die Voraussetzung ,für eine gesunde Gesell­
schaft, und eine gesunde Gesellschaft ist die 
Voraussetzung für eine gesunde Umwelt. Die 
bäuerliche Berufsgruppe, glaube ich. hat ihren 
Teil dazu beigetragen und wird auch in Zu­
kunft alles tun, um diese Autgabe zu erfüllen. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Ing. Scheibengraf. Er 
hat das Wort. 

Abgeordneter lng. Scheibengraf (SPÜ) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte zuerst 
darauf verweisen. daß ich auch zum Kapitel 
Umweltschutz sprechen will. Vorerst möchte 
ich dabei auf einige meiner Vorredner repli­
zieren. 

Herrn Kollegen Breiteneder möchte ich 
sagen: Wer für was im Umweltschutz zustän­
dig ist, das ist heute schon bekannt. Aber 
hier geht es darum. eine rechtmäßige Zustän­
digkeit für den Bund zu schaffen. Das ist die 
Aufgabe, die hier zu erfüllen ist. 

In bezug auf den Bodenverlust habe ich 
dieselben Sorgen wie er. Ich kenne das Pro­
blem sehr genau. mache aber darauf aufmerk­
sam, daß hier die freie Wirtschaft mit drinnen 
steckt, denn bei den Böden, die Sie gemeint 
haben. haben unsere Gebietskörperschaften 
keine Mitsprache. 

Herr Kollege Dr. Pelikan hat hier die Trans­
parenz reklamiert. Ich werde versuchen, 
transparent zu sein. ich hoffe nur. daß er sich 
dabei dann nicht langweilt. 

Herrn Abgeordneten Dr. Wiesinger habe 
ich hier heute in seiner Rede als gespaltenen 
Menschen kennengelernt. Er hat seiner Freude 
darüber Ausdruck verliehen, daß Gesundheits­
wesen und Umweltschutz nun nicht mehr An­
hängsel des Sozialministeriums seien, um im 
gleichen Atemzug festzustellen, daß er die In­
stallierung des Bundesministeriums für Ge­
sundheitswesen und Umweltschutz jedoch ab­
lehne. Es scheint nicht ganz klar zu sein. wel­
che Vorstellungen hier wirklich vorhanden 
sind. 

Er hat dann die Frage aufgeworfen: Wie 
retten wir unsere freie Welt? Daran sind wir 
sicher ebenso interessiert wie er. Aber auch 
hier muß ich sagen: Der bisherige Weg - hier 
meine ich nicht die Regierungstätigkeit der 
sozialistischen Regierung, sondern den bislang 
gegangenen Weg der praktizierten Produk­
tionsverfahren - wird noch lange seine Wir­
kung haben. Er führt uns anscheinend nicht zu 
einer Lebenssicherung des einzelnen und der 
Gesellschaft, denn sonst hätte er uns die 
Umweltschäden nicht beschert. Der CllUJb von 
Rom hat die Umstände sehr hart dargestellt. 
Man wird leider nicht alles verneinen können, 
was dabei festgestellt worden ist. 

Nun zu meinem Beitrag selbst. Beim Stu­
dium dieses Problems können wir folgendes 
feststellen: Je höher der Lebensstandard und 
die Industrialisierung in den einzelnen Staaten 
der westlichen Welt sind. desto umfangreicher 
treten auch die Umweltschäden auf. Die seit 
dem vorigen Jahrhundert ergriffenen Maßnah­
men durch Gewerbe- und Bauordnung zum 
Schutz von Recht, Natur und Leben reichten 
bei weitem nicht aus. die sich entwickelnden 
Umweltschäden zu verhindern. Darüber werde 
ich aber später noch mehr sagen. 

Meine Damen und Herren! Als wir vor 
1 5  Jahren die Wassergüte der Mürz von Fach­
leuten der Grazer Universität und des Landes­
bauamtes untersuchen ließen, stellten sie den 
vollständigen Zusammenbruch der Selbstreini­
gungskraft des Flusses fest. Der Lagebespre­
ch.ung mit den Herren Bürgermeisrtern des 
Mürztales folgte die Fühlungnahme mit den 
Landespolitikern der damaligen Zeit. Wir stie­
ßen dabei vorerst auf Verwunderung, als aber 
die mutmaßlichen Kosten der Sanierung ge­
nannt wurden, auf Ablehnung. 

Unsere Ärzte machten im Zusammenhang 
mit der gleichfalls ansteigenden Luftver­
schmutzung in diesen Gebieten ständig darauf 
aufmerksam, daß in immer umfangreicherem 
Maße langanhaltende Erkrankungen der Luft­
wege unserer Menschen auftraten. Zugleich 
nahmen Lungen- und Herzasthma zu, wovon 
nicht nur ältere Personen, sondern auch Kinder 
befilillen 'Wurden. Nach Auffassung der Fach-
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Ing. Sdleibengraf 

leute bestand eine Beziehung zwischen toter 
Mürz, verletterten Grunldwasserbölden und 
verunreini:gter Luft. 

Die Sanierung schien zuerst unmöglich. 
Durch Beharrlichkeit und mit Hilfe vorliegen­
der umfangreicher Unterlagen der bereits fest­
gestellten Schäden sowie durch die besondere 
Unterstützung des Landesbauamtes und durch 
das Verständnis, das die dortigen Bürgermei­
ster dem entgegenbrachten, gelang dann die 
Gründung des Mürzverbandes und damit der 
Beginn der Vorarbeiten zur Behebung der 
Umweltschäden. 

Warum sage ich das? Idl will damit bewei­
sen, daß trotz großer bestehender Umwelt­
schäden das Problem vor zehn bis fünfzehn 
Jahren in seiner Existenz ungl,aubwürdig war 
und zum Teil überhaupt in Abrede gestellt 
wurde. So sah damals sowohl die Meinung der 
Bevölkerung als auch die der Behörden aus. 
Längst sind in allen Ballungsräumen die 
Umweltschäden erkennbar und für den Men­
schen fühlbar geworden. 

Sie mögen über unser Humanprogramm von 
1968 spötteln, soviel Sie wollen, aber es hat 
in Osterreidl den teilweisen Zustand unserer 
Umwelt so sichtbar und erkennbar gemacht, 
daß sich heute unsere Menschen bereit fin­
den, dafür Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Es hat zu einer breiten Bewußtseinsbildung 
beigetragen. Ein ganzes Tal, wie etwa das 
Mürztal, wird erst wieder in zehn Jahren mit 
Hilfe aufwendiger Mittel einen gesunden 
Gebirgsfluß haben. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Erklärung 
offiziell das erste Mal zum Umweltschutz in 
Osterreich Stellung bezogen. Es wurde ein 
interministerielles Komitee eingesetzt. Zu 
diesem Zeitpunkt befaßte sich eine ganze 
Reihe wissensdlaftlicher Institutionen mit den 
Ursachen der Umweltschäden verschiedenster 
Art. 

Es war auch. bald klar, daß zur Behebung 
der bereits sichtbaren Umweltschäden nicht 
nur gigantische Mittel aufzubringen sein wer­
den, sondern daß sich auch die Güterproduk­
tion weltweit verändern muß und zu umwelt­
freundlichen Verfahrenstechniken übergehen 
muß. 

Ein großer Teil der Schäden entsteht durch 
gewerbliche, industrielle und chemotechnische 
Tätigkeit der Menschen ; dazu ist in den letzten 
drei Dezennien noch die nukleare Versuchs­
tätigkeit gekommen. Dazu kommen weiters 
die veränderten Lebensweisen und Konsum­
gewohnheiten einer stark vermehrten Welt­
bevölkerung. Das Zusammenleben der Men­
schen in sogenannten Ballungsräumen bringt 
zahlenmäßig solchen Unrat und Müllausstoß, 

daß dieser den Naturhaushalt des näheren 
und weiteren Umlandes solcher Gebiete voll­
kommen stört und j ene gefährlichen Bedin­
gungen für alles Leben bringt. Bislang wurde 
die Meinung vertreten - ausgenommen eini­
ger Wissenschaftler -, daß die Naturkräiite 
trotz aller Eingriffe des Menschen unerschöpf­
lich seien. Er,st als die Atombombenversuche 
in der Atmosphäre schwere Störungen im ge­
samten Naturhaushalt der Erde hervorgerufen 
haben und ihre Wirkungen auf Mensch, Tier 
und Vegetation unverkennbar wurden, hat stch 
die legendäre Meinung von der unbeeinfluß­
baren Naturkraft geänldert. 

Jetzt hat die Meinung umgeschlagen. Jetzt 
will man womöglich, in vier Jahren auf Oster­
reich allein bezogen, die Jahrzehnte hindurch 
in. weiten Gebieten der Welt gesteigerte 
Naturvergewaltigung von der Bundesregie­
rung beseitigt wissen. Man bestritt aber hef­
tigst, daß für Gesundheit und Umweltschutz 
ein eigens damit befaßtes Ministerium ge­
schaffen wurde. 

Die Regierungserklärung vom 5. November 
1 97 1  spricht von der rechtlichen Vorbereitung 
zu einem umfassenden Umweltschutz, soweit 
wir auf nationaler Basis die Lösung dieses 
Problems vorbereiten können. 

Der veröffentlichte Umweltschutzplan des 
Bundesministeriums stellt die Grenzen der 
eigenen Aktivitäten fest. Er sieht die Schaf­
fung eines umweltfreundlichen Raumordnungs­
konzeptes vor. Die Aufgaben des Ressorts und 
seine Sachzuständigkeiten werden klarge­
stellt. Das Modell sieht vor, daß die systema­
tische Prüfung unseres Raumes nach verein­
heitlichten Normen mit den übrigen Gebiets­
körperschaften entwickelt werden soll. Die 
großräumige Uberwachung der Umweltquali­
tät durch Femerkundigungsverfahren soll auf­
gebaut werden. Die zu schaffenden Einrich­
tungen sollen eine Aufsichts- und Kontroll­
funktion so rasch wie möglich installieren. Die 
Abstellung und Behebung der auftretenden 
Schäden werden von sachbezogenen Ressorts 
erfolgen. 

Nach unserer Auffassung wäre es zum Bei­
spiel völlig sinnwidrig, den Wasserwirt­
schaftsfonds mit seinen bausachbezogenen 
Agenden vom Bautenministerium abzuziehen 
und dem Gesundheitsministerium zuzuordnen. 
Das Gesundheitsministerium wird in seiner 
Aufsichts- und Kontrollfunktion eine sehr 
wesentliche Stellung in bezug auf den Umwelt­
schutz einnehmen. Es wird sehr zum Vorteil 
für eine geordnete Abwicklung der Gesamt­
aufgabe beitragen, wenn Prüf,ungs- und Kon­
trollfunktion einerseits und die Schadens'behe­
bung andererseits nicht im selben Ressort er­
folgen. 
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Der Umweltschutzplan macht klare Aussa­
gen über die Reinhaltung der Luft, des Was­
sers, die unschädliche Abfallbeseitigung, den 
Schutz vor unerwünschten schädlichen chemi­
schen Substanzen, die Minimierung der Lärm-

Im Konjunkturausgleichs-Voranschlag sind 
3 Millionen Schilling für Investitionen vorge­
sehen. 

Im einzelnen ist dazu zu sagen: 

belästigung und den Strahlenschutz. 700.000 S sind für die Förderung des Roten 

Zum letzten Pwblem kann vh�neid:lt Kreuzes zur Anschaffung einer Trinkwasser­

gerade ein kleines Land besondere Leistungen aufbereitungs-Einrichtung zur Uberwachung 

erbringen. Dies bezieht sich aber nicht nur auf der Radioaktivität bei Wässern und Trinkwas-

die atomare Abstrahlung. ser eingesetzt. 

Wir leben heute in einer ständigen über 
das natürliche Maß weit hinausgehenden 
künstlichen Bestrahlung verschiedenster Art. 
Wissenschaftliche Forschung auf diesem Ge­
biet könnte uns sogar zusätzliche Weltgeltung 
bringen. 

Der Plan bringt auch die Aufgabenumsduei­
bung für unsere Nahrungsmittelkontrolle und 
das Veterinärwesen. 

Wer den Plan nur als Aufzählung von be­
kannten Zustandsaussagen abqualifizieren 
will, kann daran nicht 'gehindert werden; für 
uns Sozialisten stellt er die mögliche Arbeits­
richtlinie dar. In diesem Zusammenhang ist 
auch die Aufgabenstellung durch die Entschlie­
ßung des Nationalrates vom 1 4. März 1 972 zu 
sehen. 

Das Ministerium wirkt bei der Ausarbeitung 
der geforderten Grundlagen natürlich im wei­
testen Sinne mit. 

Auf die Frage nach dem abschließenden Be­
richt zur Entschließung hat der Herr Bundes­
k:anzler bei der zuständi'gen Kapitellberatung 
im Finanzausschuß ausführlich geantwortet. 

Die Ausarbeitung ist ja auch Grundlage für 
die legistische Arbeit im Ressort selbst. Im 
Zuge dieser Ausarbeitung wurde festgestellt 
-- die Gesetze und Verordnungen des Bundes 
wurden von der Frau Bundesminister bereits 
genanll!t -: Dazu kommen zirka ein halbes 
Tausend Lan1desgesetze und Bauordnungen 
sowie Tausende Gemeinderatsbeschlüsse, die 
Umweltbestimmungen enthalten. 

Die Forderungen des Punktes 2 a, b und c 
der Entschließung verlangen nichts anderes als 
eine Kodifizierung des bisherigen Rechtszu-
standes für den Umweltschutz. 

. 

Wir verstehen nur nicht Ihre zur Schau ge­
tragene Unzufriedenheit mit dem Fortgang der 
Arbeiten, obwohl Ihnen die Komplexität der 
Themenstellung wohlbekannt ist. 

Nun komme ich zu dem Präliminare für den 
Umweltschutz : 

Für den Ausbau des Meßnetzes sind 
1 6,6 Millionen gegenüber 1 3, 1  Millionen Schil­
ling vorgesehen. 

Auf Grund der Erfahrungen des Maul- und 
Klauenseuchenbefalles 1 973 wurden 1 974 
26, 1 Millionen gegenüber 1 ,8 Millionen 1 973 
eingesetzt. Die Mittel dienen der Seuchen­
bekämpfung. Für Aufklärungsmittel wurden 
in diesem Falle 537.000 S 1 974 gegenüber 
37.000 S 1 973 eingesetzt. 

Im finanzgesetzlichen Ansatz 1 / 1 19 stehen 
1 974 für die Lebensmittelanstalten 33,8 Mil­
lionen zur Verfügung. 

Im finanzgesetzlichen Ansatz 1 / 1 795 stehen 
für die veterinärmedizinischen Anstalten 1 914 
5 1 ,7 Millionen gegenüber 35,7 Millionen Schil­
ling 1973 zur Verfügung. Die Erhöhung ergibt 
sich ebenfalls aus den Erfahrungen der Maul­
und Klauenseuchenzüge 1 913. 

Es folgt daraus die bessere Ausstattung des 
bisher unzureichenden Fahrparkes für den seu­
chensicheren Abtransport von Tieren, die wei­
tere Anschaffung von Seuchenzügen sowie die 
bessere Laborausstattung in der Bundesanstalt. 
Weitere Mittel sind für die Anhebung der 
Kapazität zur Impfstoffproduktion vorgesehen 
und für die zweite Etappe der Investition für 
den Seuchenschlachthof Wiener Neustadt. 

Soweit zum Präliminare. Wenn aber die 
Frage aufgeworfen wird - das hat Herr Kol­
lege Pelikan getan -: Ist das alles, was die 
Bundesregierung für den Umweltschutz tut?, 
dann wissen Sie sehr genau, daß dies nicht 
der Fall ist! 

Allein für die Abwasserbeseitigung stehen 
seitens des Bundes über den Wasserwirt­
schaftsfonds in den Jahren 1 973 und 1 974 j e  
1 ,8 Milliarden Schilling zur Verfügung ! (Abg. 
DI. W i e s i n g e I: Zuschüsse oder Darlehen?) 
Darlehen! (Abg. DI. W i e  s i n g e I: Aha!) Na 
also ! Es wäre gar nicht möglich, ohne diese 
Darlehen überhaupt tätig zu werden, Herr Pri­
marius! 

Im finanz gesetzlichen Ansatz 1 / 1 13 stehen Die 1 912 verbesserten Vergaberichtlinien 
für den Umweltschutz 1914 12 Millionen des Wasserwirtschaftsfonds ermöglichten nun­
gegenüber 4 1 ,1 Millionen im Vorjahr zur Ver- mehr den großen Abwasserverbänden die Lö-
fügung. sung der Schwerpunktaufgaben erst richtig. 
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Okologische Grundlagenforschung wird im 
Bereich des Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung auf breiter Basis betrie­
ben. 

Das LandwirtschaftSlJIlinisterium ,führt einen 
sehr umfangreichen Gewässerschutz durch, 
und zur Abfallbeseitigung sind seitens des 
Bundes an Länder und Gemeinden 1 00 Mil­
lionen Schilling pro Jahr auf Grund der Ver­
einbarungen bereitgestellt. 

Aber auch im Jahresablauf war nach unse­
rel Auffassung das Ministerium sehr erfolg­
reich. 

Die Frau Bundesminister hat den legisti­
sehen Sektor bereits genannt. 

Das Umweltschutzgesetz ist entwurfreif. 

Im Bundeskanzleramt sieht man noch ein 
Hearing mit den Ländern und Gemeinden vor. 
Die Ergebnisse sollen noch verwertet werden. 
Dann soll die Aussendung zu den Stellung­
nahmen erfolgen. 

Auf internationaler Ebene ist die Tagung 
der ersten europäischen Ministerkonferenz für 
die Umwelt in Wien unter Vorsitz von Bun­
desminister Dr. Leodolter zu nennen. Vorbe­
reitung und mitgestaltende Arbeit wurden 
durch das Bundesministerium für die europäi­
sche Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Umweltschutzes geleistet. 

Osterreich gehört dem Verwaltungsrat der 
UN-Weltprogramme an. Die Zusammenarbeit 
erfolgt über das Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten. 

Osterreich ist an drei internationalen For­
schungsvorhaben zum Schutze der Umwelt be­
teiligt. 

Die Bekämpfung der Maul- und Klauen­
seuchenzüge, die außerordentliche Tätigkeit 
erforderte, wurde bereits genannt. (Abg. Dok­
tor W i e  s i n g e r: Sehr "erfolgreich:' 1) Ich 
möchte nicht wissen, ob nicht eine noch erfolg­
reichere Tätigkeit möglich gewesen wäre, 
wenn alles von Anfang an dabei mitgetan 
hätte, wie das hätte sein sollen. Ich möchte 
nicht mehr dazu sagen. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. W i e  s i  n g e r.) 

Die kostenlose Sanierungsbehandlung der 
Salmonellenausscheider wurde veranlaßt. 

Das Meßstellennetz für die Güte ermittlung 
der Luft, des Wassers und der radioaktiven 
Strahlung ist seit 1 973 auf alle Bundesländer 
ausgedehnt worden. Es wurden enge Koope­
rationen mit den Bundesländern hergestellt; 
das wissen Sie anscheinend nicht, Herr Prima­
rius. (Abg. Dr. W i e  s i n g e r: Nein, es gibt 
keinen Beridzt.) 

Selbstregistrierende Geräte wurden zur Ver­
fügung gestellt und die Meßverfahren und 
Auswertungen harmonisiert. 

Es kamen modeme Techniken zum Einsatz. 
(Zwischenruf.) - Sie können sich beim Bun­
desministerium selbst darüber erkundigen. 
(Abg. Dr. W i e  s i n g e r: Das s timmt doch 
überhaupt nicht! Das ist vorgesehen!) 

Die Müllerhebung in Osterreich ist in 
Durchführung. Die Forschungsarbeiten sind in 
einern respektablen Umfang angelaufen. Drei 
Studien sind abgeschlossen, zehn Aufträge in 
Avbeit und sechs in VODbereiltung. 

Die Schaffung des Beirates für Umweltschutz 
ist erfolgt, er ist konstituiert. Er hat die Zu­
sammenarbeit mit den Sozialpartnern zum 
Ziel. 

Die umweltfreundliche Erfindung Hahn 
wurde unterstützt. Es wurde technisch festge­
stellt, daß die Emission des Hahn-Ofens nur 
etwa ein Tausendstel der herkömmlichen Mo­
delle beträgt. Er steht in Entwicklung zur 
Serienfertigung . 

Diese Erinnerungen meinerseits erheben 
natürlich keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Das heikle Thema der Finanzierung sowohl 
der Umweltschadensbehebungen als auch der 
Verhütung von Umweltschäden nähert sich 
der Konkretisierung. Die Kriterien bewußter 
Verursacher und gesellschaftlicher Verur­
sacher werden wohl getrennt behandelt blei­
ben müssen. 

Ein Umweltschutzausgleichsfonds erscheint 
uns für die Behandlung der gesellschaftlichen 
Schadensverursachung allS einzig gerechte und 
mögliche Finanzierungsart. Darüber wird aber 
dann erst wirklich gesprochen werden können, 
wenn die abschließenden wissenschaftlichen 
und technischen Vorarbeiten hiefür vorliegen. 

Ihr Mißfallen über die Entwicklung der Ar­
beiten im Umweltschutz ist runs eigentlich 
unverständlich, wenn Sie das von mir ein­
gangs Erwä'hnte einigermaßen beachten. 

Wir werden uns nicht drängen lassen, damit 
man uns später bescheinigen kann, daß wir 
mangel,s wissenschaftlicher, technischer und 
finanzieller Vorbereitungen Fehlentwicklun­
gen verursacht hätten. 

Ihr Triebsatz, den Sie hier in Anwendung 
bringen, soll j a  nur darüber hinwegtäuschen, 
wohin unbegrenztes Gewinnstreben bestimm­
ter Wirtschafitskapitäne geführt ·hat und noch 
führen wird. (Abg. Dr. W i e  s i n g e r: Die 
Mottenkiste des Marxismus!) Nein, nein, nein, 
nein! Schauen Sie sich das nur an, wie das im 
Ruhrgebiet, wie das in den Ballungsgebieten 
Frankreichs, Englands und Amerikas aussieht! 
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Wir stehen heute vor den gleichen, nur das 
Leben ungleich stärker bedrohenden Umwelt­
schäden, als unsere Großväter im vorigen 
Jahrhundert vor dem Problem der körperlichen 
Unfallschäden gestanden sind. (Abg. Doktor 
\<\1 i e s  i n g e r: Was hat der Herr Bundeskanz­
ler in Alpbach gesagt?) 

Was immer Sozialisten in Vorschlägen für 
ein besseres und auch gesünderes Leben von 
der Gesellschaft forderten, begegnete Ihrem 
Mißfallen und wurde am Anfang von Ihnen 
als absurd hingestellt. 

Der Zeitablauf hat uns aber immer wieder 
bestätigt. Heute gehen Sie andere Wege. 
Unsere langfristigen Programme sind nicht 
gleich erfüll bar. Das ist uns klar. Sie können 
nur in längeren Zeiträumen verwirklicht wer­
den. Da Sie unlS/ere A'bsich'ten nicht mehr 
verhindern können, versuchen Sie die gegen­
wärtig verantwortlichen Träger unserer politi­
schen Programme der Unfähigkeit und der 
Unglaubwürdigkeit für ihr Beginnen zu zei­
hen. Sie sollen abgewertet werden. (Abg. Dok­
tor W i e s i n g e I: Liebkosen weIden wir sie!) 

Wir Sozialisten freuen uns, daß die Pro­
bleme des Umweltschutzes in ihrer ganzen 
Komplexität - langsam, aber mit Bestimmt­
heit - unseren Menschen bewußt werden. 
Trotz all dieser Gegensätze werden wir die 
Kooperation mit allen diesen Kräften in die­
sem Lande suchen. Wir stimmen dem Kapitel 
gerne zu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Vetter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Vetter (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
habe mich bei allen meinen Wortmeldungen 
hier zum Budget immer wieder darüber be­
klagen müssen, Frau Bundesminister, daß ich 
auf meine im Finanz- und Budgetausschuß 
gestellten Fragen entweder keine Antwort be­
kommen habe oder eine verspätete oder eine 
ungenaue. Ich stehe nicht an, hier fe'stzustellen, 
daß ich Ihre schriftliche Antwort rechtzeitig 
und in ausführlicher und detaillierter Form 
erhalten habe. 

Sie haben im Finanz- und Budgetausschuß 
eine bemerkenswerte Äußerung immer wie­
derholt, die Sie schon zu früheren Zeiten getan 
ha ben, und zwar haben Sie damals wortwört­
lich gesagt: Heute ist allen Beteiligten klar, 
daß die Finanzierung der Krankenhäuser auf 
eine andere Basis gestellt werden muß, die 
zusätzliche Mittel erfordert. 

Frau Bundesministerl Das ist eine Meinung, 
die unwidersprochen bleiben kann, die völlig 
richtig ist. Aber wie schaut es in der Realität 
aus, was ist wirklich geschehen. 

Sie haben Ihre Vorstellungen über den 
dringendsten Bedarf vielfach - wie ich schon 
sagte - geäußert. Ich zitiere zum Beispiel 
aus einem Interview vom 1 0. Mai 1 973, wel­
ches im "Kurier" erschienen ist: 

"Ich 'brauche fürs erste 500 MilUonen Sdli1-
ling zusätzlich pro Jahr für mein Gesundheits­
konzept" - s'a'gten Sie damals. "Allein 
300 Millionen Schilling sind für die Spitäler 
vorgesehen. Wir wollen damit eine aUe For­
derung der Länder und G emeinden erfüllen 
und bei der Abdeckung Ider 'Steigenden Kran­
kenhausdefizite heLfen." 

Zusätzlich zitiere ich aus Ihrem Gesundheits­
und Umweltschutzplan, wo Sie unter Zahl 3031 
schreiben: 

Das gegenwärtige System der Abgangdek­
kung ist mitverantwortlich für die wirtschaft­
liche Bedrängnis der Krankenanstalten. Das 
bewirkt für die Rechtsträger der Anstalten 
wirtschaftliche Probleme, die nahezu durch­
wegs über ihre Leistungskraft hinausgehen. 

Was hat sich seit dieser Zeit, seit diesen 
Äußerungen im Hinblick puncto Besserstel­
lung ereignet? 

Sie haben den österreichischen Bundeskran­
kenanstaltenplan vorgelegt. Im vorliegenden 
Budget wäre die Möglichkeit einer Realisie­
rung dieser Vorstellungen gewesen. Dem Bun­
deskrankenanstaltenplan, in welchem häufig 
auch Vorschläge meiner Partei, der Osterrei­
chischen Volkspartei, aufgegriffen worden 
sind, könnte meine Partei grundsätzlich zu­
stimmen. Aber ist es denn möglich, Frau Bun­
desminister, daß Finanzierungsvorschläge 
überhaupt großzügig übersehen werden konn­
ten? Sie haben in Ihrer Beantwortung vorhin 
mitgeteilt - und das kann ja j eder nachprü­
fen -, daß Sie einen langfristigen Bedarfsplan 
aufgestellt haben, der zur Diskussion steht. 
Aber Finanzierungsvorschläge sind in keiner 
Zeile in diesem Krankenanstaltenplan er­
wähnt. 

Frau Minister! Wie konnten Sie ein Pro­
blem, das Sie selbst immer wieder als vorder­
gründig hinstellen, das den Gemeinden und 
Ländern unter den Nägeln brennt und das 
letzten Endes Voraussetzung nahezu für alle 
anderen Problemlösungen ist, wie konnten Sie 
diese Hauptsorge aller einfach so großzügig 
übergehen? Haben Sie innerhalb Ihrer Regie­
rung so wenig Durchschlagskraft, daß Sie sich 
nidü getrauen, diesem heißen Eisen mit eige­
nen Vorstellungen, mit eigenen Vorschlägen 
näherzutreten? Das hat sich nämlich die Be­
völkerung von einer Frau Gesundheitsmini­
sterin erwartet, und nicht immer wieder mehr 
oder weniger fragwürdige Äußerungen, die 
immer wieder dann zu Schlagzeilen in der 
Presse führen. 
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Im ordentlichen Budget sind insgesamt 
631 Millionen SchiUing an Bundesmitteln für 
das Krankenanstaltenwesen vorgesehen. Das 
ist nicht wesentlich mehr als im Vorjahr. Die 
400 Millionen Schilling im Stabilisierungsbud­
get, in der Stabilisierungsquote, entsprechen 
doch mehr oder minder so lange einem 
Wunschtraum, Frau Minister, solange Sie 
nicht konkret sagen können, wann diese Mit­
tel freigemacht werden. 

Es ist daher neuerlich meiner Meinung nach 
zu beklagen, daß es Ihnen nicht gelungen ist, 
innerhalb Ihrer eigenen Ministerkollegen Ver­
ständnis dafür aufzubringen, daß diese Aus­
gaben unabhängig von anderen wirtschaft­
lichen Einflüssen und Verhältnissen notwen­
dig sind, daß die Lösung dieses Problems zu 
den vorrangigsten unserer Gesellschaft gehört 
und daß alles Gerede von der Abschaffung 
der großen Säle in den Krankenanstalten, von 
der Abschaffung der dritten Klasse, von der 
menschenwürdigen Unterbringung und moder­
nen Behandlung der Patienten in den Anstal­
ten und so weiter und so fort leeres Gerede 
bleiben muß, wenn diese Finanzierung nicht 
gesichert ist. (Zustimmung bei der OVP.) 

Oder können Sie uns heute eine konkrete 
Zusage geben, ob und wann diese 400 Mil­
lionen Schilling freigegeben werden? In Ihrer 
ersten Beantwortung haben Sie darüber nichts 
gesagt. 

Es liegt an Ihnen, Frau Bundesminister. Man 
erwartet mit Recht von einem Regierungsmit­
glied, daß es sich in einer Sache, in einer 
Frage, in der es von der Dringlichkeit, von der 
Notwendigkeit, von einer sofortigen Realisie­
rung so überzeugt ist wie Sie von der Notwen­
digkeit dieser 400 Millionen Schilling, in sei­
ner eigenen Regierung auch durchsetzt. Hier 
könnten Sie Ihre Standfestigkeit, hier könnten 
Sie die Vorrangigkeit der Gesundheitspolitik 
im SPO-Regierungsprogramm unter Beweis 
stellen. 

Sie und der Herr Bundeskanzler haben sei­
nerzeit diese zusätzlichen Mittel von der 
inzwischen ja abgeschlossenen Umfrage ab­
hängig gemacht. Diese Umfrage kann von 
vornherein unter Umständen mehr oder min­
der als fragwürdig bezeichnet werden, denn 
die Fragestellung: Was ist dem Osterreicher 
seine Gesundheit wert?, bei einer Summe, die 
nur rund 0,3 Prozent des Gesamtbudgets be­
trägt, zeigt mehr oder minder doch von der 
Hilflosigkeit und von der Ratlosigkeit der Re­
gierung, oder von dem Versuch, die Verant­
wortung auf andere, nämlich auf die Bevölke­
rung, auf den Steuerzahler abzuschieben, oder 
neuerlidl von Ihrer persönlich schwachen Po­
sition innerhalb der Regierung, weil es Ihnen 
nicht gelungen ist, den Finanzminister dazu 

zu bringen, Budgetmittel für diese, für die 
gesamte Bevölkerung le'benswichtige Frage 
bereitzustellen. 

Was geschieht j etzt nach dem Bekanntwer­
den dieses Ergebnisses dieser Umfrage? Ich 
meine, Frau Bundesminister, daß die Initiative 
jetzt bei Ihnen liegen müßte, Sie wollen diese 
400 Millionen Schilling! Ja was heißt "wol­
len", Sie sind felsenfest davon überzeugt, daß 
di ese Mittel sofort notwendig sind! Ich meine, 
die Bevölkerung wäre bitter enttäuscht, wenn 
Sie sich in dieser Frage nicht ganz besonders 
engagieren würden. 

In der Offentlichkeit werden auch die Aus­
reden nicht akzeptiert werden, wenn Sie zum 
Beispiel in diesem bereits von mir zitierten 
Interview vom Mai 1 973 auf die Frage, warum 
Sie Ihrer Meinung nach in der Offentlichkeit 
so oft kritisiert würden und ob Sie manches 
rückblickend anders machen würden, damals 
geantwortet haben: 

"Ich würde manches vielleicht umgekehrt 
beginnen. 

Es ist für mich als Außenseiter überhaupt 
sehr schwer gewesen, bei den Leuten Ver­
trauen zu gewinnen. Ich habe ein junges Res­
sort, eines im Aufbau, übernommen und bin 
gleich in die Schußlinie des politischen Geg­
ners geraten. Und ich war am Anfang eher 
kühn, weil ich dachte, Ideen seien leichter 
durchzusetzen, als sie es sind. Drei Dinge 
machten es besonders schwierig : Erstens, daß 
ich eine Frau bin. Zweitens, daß ich ein Arzt 
bin . . .  Und drittens bin ich kein gewachsener 
Politiker, auch wenn ich von Grund auf eine 
politische Einstellung habe. Ich habe halt von 
Anfang an mit offenem Visier reagiert." 

Frau Bundesministerl Das klingt eher bezie­
hungsweise sehr viel nach Ausreden für er­
littene Fehlschläge. Ich meine aber, daß solche 
Ausreden von Regierungsmitgliedern, von 
Ministern bei der Bevölkerung kein Verständ­
nis hervorrufen können. 

Jetzt zu dem Thema, das bereits mehrmals 
angeschnitten wurde: zu Ihrem neu esten 
Interview. War dies - um die Worte aus 
Ihrem Interview vom Mai zu verwenden -
auch kühn und mit offenem Visier reagiert, 
als Sie die Äußerung machten? Diese pein­
liche Äußerung, in dieser oder j ener Form 
geschehen, wurde heute schon einige Male 
behandelt. Ich brauche sie daher nicht detail­
liert wiederholen. 

Hohes Hausl Frau Bundesministerl Aber 
eines möchte ich mit Erschütterung feststel­
len, nämlich die Tatsache, daß man Ihnen als 
Ärztin, daß man Ihnen als Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz eine solche 
Äußerung in weiten Kreisen der Bevölkerung 
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überhaupt zutraut. Das allein ist schon unge­
heuerlich! In anderen Staaten würde dieses 
gewaltige Mißtrauen schon allein genügen, 
Konsequenzen zu fordern. 

Die "Kronen-Zeitung" vom 8. Dezember ver­
steigt sich überhaupt zu einer B ehauptung, 
wenn sie schreibt: "Und daß sie es gesagt 
hat, daran glauben auch viele ihrer Partei­
freunde." 

Ein Bundeskanzler, der einen seiner Mini­
ster so verunglimpfen läßt, der solche Ver­
dächtigungen billigt, der wertet seine gesamte 
Regierung schon sehr gewaltig erb. Denn seine 
persönliche Formulierung vom 7. Dezember: 
"Dem einen Journalisten glaubt man mehr, 
dem anderen weniger, und auch der eine 
Minister drückt sich vage aus und der andere 
nicht" , ist mehr als schwach. Ein Bundeskanz­
ler müßte in einem solchen Fall ganz andere 
Konsequenzen zu ziehen bereit sein. 

Und wie leichtsinnig dieses Problem ge­
nommen wird, zeigt auch die Äußerung des 
Anwaltes Dr. Rosenzweig von gestern - und 
ich muß annehmen, daß es stimmt, denn sie ist 
auch in der "Kronen-Zeitung" veröffentlicht 
worden -: "Ich bin bisher Dom nicht dazu­
gekommen, weil ich die ganze Woche über im 
Verfassungsgerichtshof beschäftigt war. Aber 
Montag werde ich die Klageschrift diktieren 
und dem Strafbezirksgericht Wien übermit­
teln! "  

Frau Minister! D a s  stimmt, Sie haben es 
selbst gesagt! Diese Klage ist heute um 12 Uhr 
eingelangt und durch Boten überbracht wor­
den ;  heute, nachdem bereits Redner der Oppo­
sitionsparteien, Dr. Scrinzi und Kollegen 
meiner Fraktion, auf dieses Problem hinge­
wiesen haben. Erst nachher wurde diese Klage 
durch Boten überbracht. Ich glaube, daß das 
mehr als eine Schlamperei ist oder neuerlich 
ein Beweis dafür, wie. wenig Sie, Frau Bundes­
minister, derzeit ernst genommen werden. 
(Abg. [ng. S c  h e  i b e n  g r a f: Ob das noch 
Opposition ist?!) 

Jetzt komme im zu einem anderen Problem. 
In Ihrem Gesundheits- und Umweltschutzplan 
finde ich unter dem Titel "Gesundheitsschutz 
für Jugendliche" folgende Formulierungen, die 
ich zwar für richtig halte, die sehr gut klin­
gen, aber die - wie ich dann zu beweisen 
versuchen möchte - eben noch wenig in die 
Realität umgesetzt worden sind : "Gerade im 
Schulalter und für die heranwachsende 
Jugend ist im individuellen wie im volks­
gesundheitlichen Interesse eine besonders 
intensive medizinische Beobachtung und allen­
falls auch Behandlung geboten, um beginnen­
den Gesundheitsschäden rechtzeitig zu begeg­
nen. Die bestehenden Dienste müssen daher 
weiter ausge'baut und Lücken im System ge­
schlossen werden. 

Für die Schuljugend wird im Bundesmini­
sterium für Gesundheit und Umweltschutz ein 
Untersuchungsgang erarbeitet, der im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst realisiert werden wird." 

Wieviel von diesen Vorstellungen wurde 
bereits verwirklicht, Frau Bundesminister? Im 
fürchte, nicht sehr viel, denn sonst könnte es 
nimt zu solmen Klagen über Mißstände kom­
men, wie ich sie in einem Presseartikel gefun­
den habe, und zwar vom 2 1 .  November: 

Haarsträubend war das Ergebnis von Rei­
henuntersuchungen, von Sehtests, die an etwa 
4000 Volksschülern, Sonderschülern und Be­
rufsschülern im Burgenland durchgeführt wor­
den sind. Was ist die Folge solcher Mißstände? 
Unglückliche Schulversager werden zum Psy­
chiater geschickt, ge schleift, und in Wirklich­
keit gehörten sie zum Augenfacharzt. Diese 
Kinder werden kontaktarm, wissen nimt, 
warum sie in Sonderschulen, warum sie in 
B-Zügen von Hauptschulen landen oder immer 
wieder schlechte Noten einstecken müssen. Sie 
klagen natürlich nicht über schlechtes Sehen, 
weil sie ja gar nicht wissen, was gutes Sehen 
auf der anderen Seite bedeutet. Sie sind unge­
schickt, linkisch, werden ausgelacht und da­
durch mit der Zeit scheu und kontaktarm. 

Und auch im späteren Berufsleben wirkt 
sich das immer stärker aus. Angeblich sollen 
20 Prozent aller Schüler ihre Lehrjahre mit 
Sehfehlern beginnen. 

Wie kommt es zu solch katastrophalen Zu­
ständen? In diesem Artikel zumindest wird 
behauptet, daß die Buchstabentafeln, mit wel­
chen die Untersuchungen durchgeführt wer­
den, ein "Relikt aus dem vergangenen Jahr­
hundert" wären und daran schuld seien, weil 
Sie völlig unzureimend wären. Es gibt moder­
nere, zuverlässigere Methoden, aber zuständig 
ist das Bundesministerium für Unterricht und 
nicht die Gesundheitsbehörde, wie es sich 
sinnvollerweise eigentlich gehörte. 

Aus dieser Untersuchung einige Daten : "Bei 
36 Prozent der untersuchten Kinder wurden 
Seh-Anomalien festgestellt, ohne daß die Kin­
der selbst oder deren Eltern etwas davon ge­
merkt hätten. Besonders krasse Fälle:  

Fehlsimtigkeit bei Volksschülem von fünf 
bis sechs Dioptrien; . . .  " 

In einem Fall eine Erblindung auf einem 
Auge bei einem 1 3j ährigen Mädchen. 

, , 1 6jährige Berufsschüler, die nicht geahnt 
hatten, daß sie Korrekturen von vier bis fünf 
Dioptrien brauchten ; 

25 Prozent der Sonderschüler , . " die noch 
nie bei einem Augenarzt gewesen, nicht nor­
malsichtig waren und bis zu sieben Dioptrien 
benötigten; 
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340 Lehrlinge aus der LandesberufssdlUle, 
von denen sich 1 06 als nicht normalsichtig 
erwiesen." Natürlich tragen auch die Eltern 
einen Teil der Verantwortung, der sie nicht 
immer ganz nachkommen. 

Frau Bundesminister! Es muß doch Mög­
lichkeiten geben, diese Mißstände abzuschaf­
fen. In den Schulen muß doch mit den Vor­
sorgeuntersuchungen mit modemen Mitteln 
ernsthaft begonnen werden. Die Eltern gehö­
ren laufend ausreiChendst informiert und auf­
geklärt, und es muß doch zum Durchsetzen 
sein, daß eben die derzeit auf dem Markt 
erhältlichen modemen Testgeräte eingesetzt 
werden können. Denn die nachteiligen Folgen 
- ich glaube, das brauche ich nicht hesonders 
aufzuzählen - für die Kinder, für ihren Lern­
erfolg, für die Berufschancen sind enorm und 
können nicht mit Stillschweigen ubergangen 
werden. 

Haben Sie, Frau Bundesminister, hisher in 
bezug auf diese Schuluntersuchungen etwas 
unternommen? Haben Sie mit dem Bundes­
minister für Unterricht bereits Verhandlungen 
aufgenommen, wie Sie es im Gesundheitsplan 
verkündet und versprochen haben? Welches 
Ergebnis zeigen diese Untersuchungen, diese 
Verhandlungen? Oder welche Vorstellungen 
haben Sie, diese nicht mehr zu entschuldigen­
den Fehler und Sünden, die an unseren Schü­
lern begangen werden, zu vermeiden? 

Dabei ist der Sehtest j a  nur ein Teilbereich. 
Der gesamte schulärztliche Dienst, Frau Bun­
desmini'ster, gehörte in Ihren Bereich und nach 
modernen Richtlinien Ihres Ressorts auch dem 
neuesten Stand entsprechend durdJ.geführt. 
(Abg. W i e  1 a n  d n e  r: Lauter Versäumnisse 
der Rehor!) Herr Kollege ! Ich bin neugierig, 
wann Sie einmal logisch werden und aufhören, 
in der Vergangenheit zu schwelgen. Sie sind 
drei Jahre im Amt und müssen für diese Zeit 
die Verantwortung tragen. (Zustimmung bei 
der OVP.) Nostalgie ist schon etwas Schönes, 
aber hier im Plenum paßt es, glaube ich, wirk­
lich nicht. 

Die Bevölkerung hat sich von einem Bundes­
minister für Gesundheit sehr viel erwartet. 
Vielleicht sogar etwas mehr oder besonders 
viel, weil dieses Ressort von einer Ärztin 
verwaltet wird. Frau Bundesministerl Wir 
haben Ihnen damals schon gesagt, daß die 
Kompetenzen niCht ausreiChen werden, daß 
ein Bundesministerium mit solch mangelnden 
Kompetenzen Schiffbruch erleiden muß. Mein 
vorhin erwähntes Detailbeispiel hat leider 
gezeigt, daß wir damals leider recht gehabt 
haben. Die Kompetenz über das Leichenbestat­
tungswesen haben Sie. Das ist wichtig, not­
wendig. Aber für die SchuluntersuChungen 
sind Sie nicht zuständig. Sie haben nicht ein-

mal die Gelegenheit des Kompetenzgesetzes 
1 973 genützt, Frau Minister, um diese fehlende 
Kompetenz zu erhalten. 

Daß fällt auf Sie zurück. Sie müssen doch 
selbst zugehen, daß diese Kompetenzvertei­
lung gerade in diesem Punkt des schulärzt­
lichen Dienstes Sie daran hindert, wirkungs­
volle Maßnahmen, die Sie als Ärztin selbst 
einsehen, durChsetzen zu können. Sie können 
noch so gute Absichten haben, Sie verlieren 
sich zumeist im Kompetenzdschungel. Der 
Apparat wird schwerfällig, und dem Problem 
wird nicht näher1g-etreten. 

Letzten Endes aber, Frau Bundesminister, ist 
es neuerlich ein Beweis Ihrer eigenen gerin­
gen Durchschlagskraft in der eigenen Regie­
rung, Ihrer großen Schwierigkeiten, sich im 
Interesse der gestellten Aufgaben, im Inter­
esse der großen Bedeutung der gesundheit­
lichen Probleme dieser Zeit durchzusetzen und 
berechtigte und notwendige Forderungen zu 
realisieren. 

Letzten Endes zeigt dieses Bild auch das 
vorliegende Budget, das Budgetkapitel Ge­
sundheit, wo von einer vorrangigen Behand­
lung leider keine Rede sein kann. Aus diesem 
Grunde lehnen wir dieses Kapitel ab. (Beifall 
bei der OVP.J _ ,!4 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge­
langt zum Wort der Herr Abgeordnete Koller. 

Abgeordneter Koller (OVP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Landwirtschaft und auch die Lebensmittelver­
arbeitungsindustrie sind hinsichtlich ihrer 
wesentlichen Interessen eigentlich die natür­
lichen Partner eines Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz, von welchem 
nach einer klaren Rango�dnung und nach 
einem langfristigen Konzept Konsumenten­
politik, Lebensmitte'lrechtspolitik und Um­
weltschutz betrieben we:rden sO'llen. 

Die Zusammenhänge dieser großen Grup­
pen mit den Aufgaben dieses Bundesministe­
riums sind leider auch in der 'ganzen 'bisheri­
gen Tätigkeit, alber auch nach den letzten Aus­
führungen der Frau Minister kaum erwähnt 
worden. Ich Ibedauere das sehr, weil gerade 
hier ein reiches Betätigungsfeld wäre. Denn 
vom Standpunkt des Umweltschutzes aus ge­
sehen ist es j a  gerade die Landwirtschaft, 
meine Damen und Herren, die in der Praxis 
viele der in modernen Schlagworten zus'am­
mengeJaßten Ziele der Umweltschutzpolitik. 
längst verwirklicht hat, ohne, das möchte i ch  
auch hinzufügen, dafür besonderen Dank oder 
Anerkennung zu ernten. Ich erinnere beispieLs­
weise nur daran, daß für die Landwirtschalft 
die weitestgehende Wiederverwertung von 
Abfällen im Produktionsprozeß seit eh und je 
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zu den fundamentalen Arbeitsprinzipien ge­
hört hat. Gerade im Gegensatz zur modernen 
- ich möchte fast sagen - RauM>auwirtschaft 
an den Bodenschätzen unserer Erde, wo in 
wenigen Generationen das verbraucht wird, 
was in Jahrmillionen entstanden ist, bringt 
die Landwirtschaft weitestgehend reproduzier­
bare Güter auf den Markt und >sorgt im natür­
lichen Verlauf von Anbau und Ernte gleichzei­
tig für die nötigen Vorräte. Die Sicherung 
von maßgeblichen Faktoren der nun so oft 
zitierten Lebensmittelqualität ist eigentlich 
ein Abfallprodukt der landwirtschaftlichen 
Produktion. 

Ich glaube, Frau Minister, daß jeder, der 
verantwortlich mit ·dem Umweltschutz 'zu tun 
hat oder haben muß, glücklich sein könnte 
und froh sein müßte, wenn er es auch in der 
übrigen Entwicklung mit derselben Abfallpro­
duktion zu tun hätte.  

Darf ich in diesem Zusammenhang vielleicht 
eine Anregung geben, wie auch von Seite 
des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz der Grundsatz der Reproduzier­
barkeit mit Umweltschutz und der G ewinnung 
lebens.wichtiger oder wichtiger Eiweißfutter­
stoffe zu verbinden wäre. 

Hohes Haus ! Anläßlich des letzten Auftre­
tens der Maul- und Klauenseuche hat siCh 
besonders gezeigt, daß es an einem entspre­
chend dichten Netz von Tierkörperverwer­
tungsanstalten fehlt. Mit anderen Worten: In 
vielen Teilen unseres Bundesgebietes mußten 
die Tierkadaver verscharrt werden. Es ist dies 
eine sicherlich mittelalterliche Art der Ahfall­
verwertung, die nicht nur grundwasserge­
fährdend ist, sondern auch wertvolle Eiweiß­
rohstoffe, unter d eren weUweitem Mangel wir 
auch in den nächsten Jahren immer drastischer 
leiden werden, unnotwendigerweise vernich­
tet. 

Durch eine entsprechende Förderung durCh 
Ihr Ministerium, Frau Bundesminister, könnte 
dieses Problem, das für einzelne Gemeinden 
natürlich finanziell untragbare Belastungen 
mit .sich Ibringt und auch von den einzelnen 
Gemeinden gar nicht richtig koordiniert wer­
den kann, in Zukunft gelöst werden. VielleiCht 
wird es mögliCh, dieser Entwicklung, Frau 
Minister, ein größeres Augenmerk zu schen­
ken. 

Aber auch in einem anderen, zweiten wich­
tigen Kompetenzbereich des Bundesministe­
riums scheint mir ein natürlicher Gegensatz 
zwischen LandwirtsChaft, Verarbeitungsindu­
strie auf der einen und VerbrauCher auf der 
anderen Seite von vornherein überhaupt nicht 

gegeben zu sein, sondern ich bin eher davon 
überzeugt, Hohes Haus, daß die Interessen 
weitestgehend auf einer Linie liegen. 

Umso wichtiger wäre es daher, daß das 
Bundesministerium für Gesundheit und Um­
weltschutz diese Linie erkennt, sie ve!1folgt 
und alles unternimmt, um den oft künstlich 
homgespielten Eindruck von Interessen­
gegensätzen zu bekämpfen und diese dort, wo 
sie 'bestehen, auszugleichen und durch Aufklä­
rung alle j ene Kräfte zu mobilisieren bezie­
hungsweise auf der ·anderen Seite zu bekämp­
fen, die oft nur vom Grünen Tisch her der 
Offentlichkeit das Gegenteil weismachen wol­
len. Denn ich möchte eines sehr dezi1diert und 
offen und auch aus voller lJberzeugung hier 
sagen : Weder der verantwortungslbewußte 
Landwirt noch der an Verantwortung ge­
wöhnte Lebensmittelerzeuger haben Interesse 
oder Nutzen daran, die Käufer ihrer Produkte 
in ihrer Gesundheit zu gefährden oder gar 
zu täuschen. Es ist auch eine der vielen 
bedauerlichen, aber falschen Vereinfachungen 
unserer Zeit, auf der einen Seite von einer 
Pwduzentenseite und auf der anderen Seite 
von einer Konsumentenseite zu sprechen, wo­
möglich daraus ·zwei P'arteien zu machen und 
dann nach einem prüfenden Blick, auf welcher 
Seite dieser beiden künstlich installierten Par­
teien die Mehrheit ist, sich zu dieser Mehrheit 
zu schlagen und ihr womöglich einzureden, 
daß sie einen gesundheitsschützenden Messias 
braucht oder daraus auch, j e  nach Bedarf, poli­
tisches Kapital 'Zu sChlagen. 

Hdhes Haus ! Ich glaube, die Situation und 
die Dinge sind zu ernst, als daß man nicht 
wüßte, daß selbstbestellte Konsumentenschüt­
zer, die alles 'zu wissen glauben und alles 
glauben kritisieren zu müssen, den Konsu­
menten eher schaden als nützen. Denn eine 
Konsumentenpolitik darf weder aus kurzfri­
stiger Opportunität noch wegen idealistischer 
Scheuklappen die wirtschaftlichen Zusammen­
hänge zwischen Versorgungs sicherung, Quali­
tät und Preis völlig außer acht lassen. Aber 
am allerwenigstens darf sie zur Befrie1digung 
des eigenen 'Marktbedürfnisses betrieben wer­
den. Ich sage diesen Satz sehr bewußt, Frau 
Minister, weil man sich geraide bei den vielen 
Verhandlungen im Unterausschuß für das 
Le'bensmitiJ:elgesetz manches Mal dieses Ein­
druckes nicht erwehren kann. KonsU'ffienten­
p olitik muß bei der ·.Feststellung der wissen­
schaftlichen Grundlagen und Ides daher ge­
sundheitlich Unerläßlichen beginnen, darf aber 
auch Gesichtspunkte des preislich dem Ver­
br·aucher Zumutharen und des wirtschaftlich in 
der Praxis Möglichen nicht aus dem A·uge ver­
lieren. 
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Zurück zur Natur - unter Anführungs­

zeichen - in der Na'hrungsmittelproduktian 

ist in den Industrieländern ein immer wieder­

kehrender Ruf. Das sogenannte "Natürliche" 

gilt in weiten Kreisen als "gesund". Mademe 

Methoden in der Produktian der Landwirt­

schaft gellen vielifach als Entfernung vam 

Natürlichen und damit als ungesund. Die Ver­

wendung sogar van Kunstdünger und sansti­

gen Pflanzenschutzmitteln gilt als nachteilig 

und wird mit einer gewissen Angstpsychase 

verfalgt. Ja man geht sogar (Zum Teil schon 

sO' weit, daß man als Ursache für Zivilisatians­
krankheiten die angeblich unnatürliche Nah­

rungsmittelpraduktion 'zugrunde legt. Und
' 

hiezu, meine sehr verehrten Damen und Her­

ren, ein sehr affen es Wart : 

Für die Landwirtschaft bestehen, genausO' 
wie für andere Wirtschaftssparten, die van der 
Wissenschaft, Farschung und Technik aus­
gehenden, scheinbar unabänderlichen Sach­
�wänge. Wir können uns, ab ,wir wallen oder 
nicht, diesen nicht entziehen. Diese 'Sach­
zwänge haben !zwar enarme Praduk'tions­
steigerungen ,zur Folge, bringen aber natür­
lich auch eine gewisse Entwicklung gewisser 
Größenordnungen in der Produktian und ge­
wisser Methaden und Spezialisierungen mit 
sich. Und diese 12'IWangsläufigen Tendenzen in 
der Nahrungsmittelpraduktian und in der 
darauffalgenden Vermarktung lassen aber, das 
muß man auch sehen, der heimischen Land­
wirtschaft keinen allzu graßen Spielraum, 
denn 'die Auslandskonkurrenz ist nicht ohne 
Einfluß auf unsere Entwicklung der Nah­
rungsmittelproduktion, und es fblei1bt daher 
der österreichischen Landwirtschaft auch nichts 
anderes übrig, als j ene Methaden anzuwen­
den, die weltweit üblich sind, von der Aus­
landskonkurrenz diktiert und letzten Endes 
auch vam Kansumenten in Farm. 'billig pradu­
zierter Lebensmittel gefardert werden. 

Die Landwirtschaft muß sich daher, nachdem 
im Hinblick auf die varhin genannten Gege­
benheiten und auf die WelternährunglS­
situa,tian der Ruf "Zurück :rur Natur" utopisch 
erscheint, da·geg·en wehren, daß eine unsach­
liche B eeinflussung der Offentlichkeit bei di'e­
ser Varstellungen erweckt, die nicht realisier­
bar sind und le'tztlich außer Angstpsychasen 
nichts anderes, nichts Positives hervarrU!ft. 

Ich stelle fest, Hahes Haus : Wir bekennen 
uns in der landwirtschaftlichen Produktian un­
eingeschränkt zum Grundsatz, daß in der Pra­
duktian die gesundheitliche Qualität der Pro­
dukte und der Gesundheitsschutz der Bevöl­
kerung Priorität hat. Wir verstehen auch, daß 
eine kritische Offentlichkeit wissen will, wa­
hin der wissenschaftlich-technische Fortschritt 

führt, welche Falgen zu erwarten beziehungs­
weise wie diese Folgen zu bewältigen sind. 
Aber wir verstehen nicht, Frau Minister, und 
hier spreche ich Sie persönlich an, daß zum 
Beispiel ein Initiativantrag für ein modernes 
Futtermittelgesetz, das seit eineinhalb Jahren 
in diesem Haus liegt und bisher keiner Be­
handlung zugeführt wurde, gebremst wird, wo 
man dach nicht zuletzt auch aus der Presse 
immer wieder hört, wie notwendig ein salches 
Futtermittelgesetz für eine moderne,

' 
fort­

schrittliche Entwicklung sei. Ich weiß schan, 
Sie können jetzt vielleicht sagen, das fällt 
nicht unmittelbar in Ihre Kompetenz und so 
weiter, aber dieses Prablem greift sehr weit 
in die agrarische Nahrungsmittelproduktian 
ein, so daß Sie, Frau Bundesminister, zwangs­
läufig, ob formal ader nicht formal, ein Inter­
esse daran Ihaben müßten. 

Wir verstehen weiters nicht, daß bis jetzt 
nichts getan wurde hinsichtlich eines neuen 
Fütterungsarzneimittelgesetzes, abwahl immer 
wieder behauptet wird, daß sich gerade auf 
diesem Gebiet sO' viel Dunkles - unter An­
führungszeichen - abspiele. Der Landwirt­
schaft immer wieder varzuwerfen, sie pro­
duziere alchimistisch,  ist zu einfach und zu 
ab erflächlich. Wir haben, und das erkläre ich 
sehr dezidiert, nichts dagegen, wenn eine 
schärfere Kantrolle der Medikamentenabgabe 
es ans Tageslicht bringt, wenn wirklich etwas 
Dunkles - unter Anführungszeichen - ge­
schieht. 

Und weiter. Frau Minister, wir verstehen 
auch nicht ganz, warum bei der Inlandspraduk­
tian hinsichtlich der gesundheitlichen Voraus­
setzungen dieser Waren ein anderer Maßstab 
als bei den Importwaren angelegt werden sall, 
denn d aß man die im Inland praduzierte Ware 
leichter kontrollieren kann, weil alles hier 
sozusagen am Präsentierteller liegt, als jene 
Produkte, die aus dem Ausland kommen, ist 
mir klar. Nur darf man im Interesse einer 
Waffengleichheit der inländischen Produktian, 
aber auch im Interesse des Gesundheits­
schutzes der Kansumenten, glaube ich, keine 
verschiedenartigen Maßstäbe anlegen. (Abg. 
P a n  s i: Das geschieht doch nichtf) Herr Kol­
lege Pansi ! Sie wissen sehr genau, daß es 
hiebei sehr große Schwierigkeiten gibt, und 
wenn Sie die Uberzeugung haben, daß es nicht 
geschieht, dann Ibin ich auch beruhigt, denn 
das kann mir nur recht sein ; aber Sie gestatten 
dach, daß wir auf Grund gewisser Erfahrungen 
berechtigte Zweifel daran haben, daß es nicht 
immer so ist. Sie Ikönnen mir glauben, daß 
Dinge bei vam Ausland nach Osterreich gelie­
ferten Produkten vorkommen, die einer Kan­
trolle unsererseirts nicht so ohne weiteres 
unterziehbar sind. 

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 72

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 1 7. Dezember 1973 937 1 

Koller 

Frau Minister! Es gibt einen ganzen Katalog 
von Problemen, von :der eingangs eIlWähnten 
Frage der TieI1körperverwertungsanstalten 
üiber d as -ganze Veterinärwesen, das Ihnen 
kompetenzmäßi·g zusteht, 'al,so eine Fülle von 
direkten und indirekten Berührungspunkten 
Ihres Ministeriums mit der Landwirtschaft. 

Die Frage des Lebensmittelgesetzes möchte 
ich wegen der laufenden Verhandlungen nur 
andeuten. Hier gä:be es, Frau Minister, Mög­
lichkeiten ,für viele Initiativen, aber ein 
Grundsatz - d as möchte ich albschließend 
mit aller Deutlichkeit sagen - muß nach wie 
vor gelten : Wenn schon die ökonomische und 
die Technisierungswelle die Landwirtschaft 
weitestgehend allein getragen hat, die öko­
logische Welle hingegen ist nicht Sache der 
Landwirtschaft allein, sondern ist ein viel­
schichtiges Anliegen für alle in diesem Hei­
matland Osterreich. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Professor Dr. Gisel . Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Gisel (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Seit Jahr­
hunderten ist im Theaterbetrieb den Autoren 
und den Darstellern der Erfolg beim Publikum 
gewiß, wenn sie auf der zu einem Kranken­
zimmer umgestalteten Bühne drei Ärzte hin­
stellen, die, ins Groteske verzerrt, sich in 
Diagnose und Therapie nicht einigen können. 
Nunmehr sind hier in diesem Haus drei Ärzte 
delegiert in Beratung und Beschlußfassung, 
und das Haus wird bisweilen Zeuge werden, 
daß wir drei uneins sind. Dennoch aber hat 
die Natur dafür gesorgt, daß wir uns nicht 
gegenseitig in den Haaren liegen werden. 
(Heiterkeit. - Beifall bei der SPO.) 

beitet und von Julius Tandler praktiziert wor­
den sind. 

Meine Damen und Herren! Die Sozi'al­
medizin ist Erforschung und Anwendung medi­
zinischer Wissenschaft von Gruppen von 
Menschen und für Gruppen von Menschen. 
Hier ist die Vorbeugung, die B eseitigung von 
Krankheitsursachen, die Erforschung sozialer 
Faktoren, die fördern und hemmen, was von 
Menschengruppen geschaffen wird oder ge­
schaffen werden könnte, von Bedeutung. Ich 
erinnere Sie - es ist heute von der Frau 
Minister darauf hingewiesen worden -, d aß 
natürlich ein Mensch, der Selbstmord verüben 
will, ein Individuum Ifür sich ist und mit 
seiner Selbstmorda,bsicht allein steht. Wir aber 
wissen, daß es viele Menschen gibt, die in 
besonderen Situationen gleichartig reagieren 
und, '�m Beispiel, ihrem Leben ein Ende 
setzen wollen. 

So gibt es eben Sozialkrankheiten, die aber 
an keiner hohen Schule unterrichtet wurden, 
und es gilb't Schicks alsgrupp en, für die die 
G esellschaft Verantwortung trägt. Die Schwie­
rigkeiten, das geht aus so vielen Debatten­
beiträgen heute hervor, die ein Gesundheits­
ministerium hat, 'bestehen eben darin, den 
Weg zu finden zwischen der Freiheit des 
Individuums, ihm alles das zu gestatten, was 
es möchte, und es andererseits darauf hinzu­
'Yeisen, daß es Verpflichtungen hat dem Mit­
menschen gegenüber, der Nachbarschaft 
gegenüber. Wir nennen uns ziemlich arrogant 
homines sapientes, vergessen, daß jeder von 
uns ein homo socialis ist. Der erste Mensch, 
der auf dieser Erde ohne einen Gefährten 
neben sich war, war ebenso wenig Mensch in 
unserer Definition, wie es der letzte sein wird, 

Ich bitte sehr um Ihr Verständnis, daß meine der mit niemandem mehr sprechen kann, der 
heutige Stellungnahme von der Tatsache tbe- , allein seinem endgültigen Abschied auf dieser 
einflußt ist, daß ich an den Bera!J:ungen zur _ Erde entgegengeht. 
gegenständlichen IMaterie nicht teilgenommen -
hab e ;  eingehende Äußerungen meinerseits Das sind die Voraussetzungen, die ein G e­
könnten da'her als Anmaßung empfunden sundheitsministerium bei allen seinen Pla­
werden. nungen beachten muß. Ich bin sehr froh, daß 

Das Bundesministerium hat seine Schwer- eine Diskrepanz im Gesundheitswesen viel­
punkte in der Kran�heitsverhütung, in der leicht mit dem heuUgen Tage aufhören kann. 
Früherfassung, in der Krankheitsbekämpfung Ich kann mir sehr gut vorstellen, daß �ischen 
und in der Rehabilitation gesetzt. Wir hCllben dem Bundesministerium, repräsentiert durch 
hier im Land einen hOlhen Stand in der In- den Bundesminister, und dem G esundheits­
dividualmedizin, zumindest was die Qualität sprecher einer großen Partei Formulierungen 
anlangt. Daß die Quantität nicht ausreicht, gefunden werden, die dem Nichtsachkundigen 
daß wir in der freien Praxis und im Spital den Eindruck von Frontenstellungen bieten. 
zum Beispiel, um nur eines zu erwähnen, Aber 'Wer sachkundig ist, muß eigentlich zur 
Ärztemangel haben, ist allzusehr bekannt. Meinung kommen, daß es sich s ehr häufig nur 
In der Individualmedizin halten wir noch um Nuancierungen handelt oder daß ein 
einen hohen Stand, in der Sozialmedizin haben anderes Vokabular verwendet wurde. Nun, 
uns andere Populationen überrundet, obwohl da die Konfrontation in diesem Saal statt­
gerade in der Sozialmedizin wesentliche finden wird, können wir vielleicht diesbezüg­
Grundlagen in diesem Land von Teleky erar- lieh auf ein besseres Miteinander rechnen. 
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Aber vor allem, meine Damen und Herren 
- und verzeihen Sie das einem allmählich 
alt Werdenden, der bei seiner ersten Rede 
an diesem Pult Idas sagt -: Ich verstehe 
eigentlich die Widersprüchlic.hkeit nicht, 
komme nicht darauf, worin sie :begründet ist. 
Das geht j etzt so die dritte Woche. Der 
Sprecher der einen Fraktion sagt : Es ist nichts 
geschehen, es ist nichts geschehen, und auch 
das ist nicht g'esche'hen. Dann kommt der 
Sprecher der anderen Fraktion und zählt auf. 
Einer von den ·beiden muß im Unrecht sein. 
Wenn es also d er ist, der behauptet, es ist 
nichts geschehen, dann müßte er doch j etzt 
an das Pult gehen und sagen : Das ist nicht 
wahr, das ist nicht wahr, und das ist nicht 
wahr. 

Ich komme 'bei dieser Art der parlamen­
tarischen Konfrontation derzeit nicht mit. Ich 
bin in meiner j ahrelangen Tätigkeit in der 
Gemeindestulbe eigentlich dieser Situation nie 
ausgesetzt gewesen. 

Der Herr Kollege Scrinzi sprach von einer 
Trias ; das Ministerium hätte keine Kom­
petenzen, keine ,Mittel und keine Initiativen 
entwickelt. Ich 'frage : Wenn sich jetzt nach 
fünfstündiger, sechsstündiger Debatte hier so 
oft ein Katalog dargestellt 'hat, in dem Lei­
stungen aufgezählt werden, dann kann auch an 
dieser Trias irgend etwas nicht ,stimmen. (Abg. 
Dr. S c  r i n  z i: Ich habe nicht gesagt "keine", 
sondern "mangelnde" I) Sie haben ges agt : 
"Diese Tri a!S " . (Abg. Dr. S c r i n z i: "Keine" 
wäre unrichtig! Ich habe von "Mangel" ge­
sprochen/) Sie haben -gesagt, es ist ein An­
kündigungsministerium, es wird angekündigt; 
aber, von mir aus, es soll sein. Es kommt 
mir auch gar nicht zu, zu versuchen, Zensuren 
auszustellen. Wirklich nicht. Ich habe genug 
Studenten, wo ich das leider tun muß. Aber, 
Herr Kollege Wiesinger, ich würde Sie sehr 
bitten, sich von so journalistischen Aufhän­
gungen zu distanzieren und auch in diesem 
Saal vom "kranken Krarukenhaus" 'zu 
sprechen. (Beifall bei der SPO.) Sie haben es 
nicht erfunden, Herr Wiesinger. Ich weiß das.  
Welche Folgen alber hat dieses ununter­
brochene Zitieren vom kranken Krankenhaus 
für alle diejenigen, die sich in d iesen Kranken­
häusern mühen in einer Art und Weise, wie 
wir sie nie entlohnen können, wie wir i'hnen 
nie den Dank aussprechen können, die alles, 
wirklich alles tun, was im Krankenhaus über­
haupt geschehen kann? Für j ene ist eine .solche 
Bezeichnung eigentlüh gleichbedeutend, als 
wären sie Organe in einem kranken Organis­
mus und würden alles tun, um diesen kranken 
Organismus weiter krank zu halten. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. V e  t t e  r: Das is t eine 
Verdrehung!) 

Ich höre, die Nierendialyse kann nicht 
durchgeführt werden. Herr Kollege Wiesinger! 
Wahrscheinlich wissen auch Sie von einer 
großen Dialysestation in einem Krankenhaus 
der Stadt Wien, wo j ede Krankenschwester, 
die in dieser Dialysestation gearlbeitet hat 
- j e d e bisher -, einen schweren körper­
lichen SChaden davongetragen hat, weil sich 
eben aus dieser Art der Krankenpflege und der 
Krankenlbetreuung in einer solchen Station 
eine enorme Eigengefährdung ergibt. Daß 
dann Engpässe im Personal auftreten können, 
ist wohl klar. Es müßten ja diese Frauen 
Engel sein, wenn sie nicht an sich und ihre 
eigene Familie denk.en 'würden. 

Herr Kolle'ge Wiesinger! Sie haben auch 
gemeint - ich komme nochmals darauf zu­
rück -, man solle die Gesundheitspolitik 
außer Streit stellen. Tun wir es wirklich, iCh 
bin gerne bereit, alles zu tun mit meinen 
Freunden, daß dieses 'geschieht. Aber dann 
dürfen Sie nicht eine Kapriole schlagen und 
sagen : Der Osterreicher soll ,gesünder, aber 
nicht sozialistischer werden. (Abg. Doktor 
W i e s j n g e r: Ich habe Osterreich gesagt und 
nicht Osterreicher!) - Es gilt :genauso gut 
- ich habe es nicht verstanden, ich wollte Sie 
nicht fr.agen -, wenn Sie sagen, Osterreich 
soll gesünder, aber nicht sozialistischer wer­
den. Das hat mit dieser Ihrer Ankündigung 
kaum etwas zu tun. (Beifall bei der SPO.) 

Und ein letztes dazu. Ich bin überzeugt 
davon, meine Damen und Herren, daß heut­
zutage die Gesundheit :wirklich nicht mehr 
Priv,atsache ist. Das war vielleicht vor vielen 
hundert Jahren, aber heutzuta-ge balte ich es 
für unverantwortlich für einen d enkenden 
Menschen, für einen 'homo sapiens, täglich 
Verstöße gegen seine ei'gene Gesundheit zu 
unternehmen, die Summierung dieser Ver­
stöße albzuwarten und sich dann in kostspie­
lige und uns alle belastende Behandlung zu 
begeben. 

Es gibt eine ganze Reihe von Absurditäten. 
Ich möchte eine solche Absurdität - und ver­
zeihen Sie, daß es so banal ist - folgender­
maßen rbegründen : Wenn ich meine neunzehn­
jä'htig,en und zwan�igjährigen StUldenten 
bitte, in der AnatomievorIesung mir zu ermög­
lichen, einen 'gesunden Menschenfuß am 
Lebenden zu demonstrieren, so ist unter Hun­
derten von solchen Studentinnen und Stu­
denten nicht einer dabei, der noch gesunde 
Füße hat. Die Deformierungen sind verschie­
dener Art, am ihäufigsten sind die Zehen 
falsch gestellt. 

Warum geschieht dies so? .Man behauptet, 
die Schuhmode wäre daran schuld. Meine 
Damen und Herrenl Der Mediziner weiß , daß 
kleinste Kräfte, die an der lebendigen Sub­
stanz angreifen, die stärkste deformierende 
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Kraft ausüben. Je zarter ein Strumpfgewebe 
ist, umso mehr werden die Zehen geklammert 
und legen sich in eine unanatomische Haltung. 
Und das .A:bsUIde, meine Damen und Herren : 
Niemand von uns zieht einen linken Hand­
schuh auf die reChte Hand und einen remten 
HaIl!dschuh auf die linke Hand, aber Ibei den 
Füßen tun wir so, als ob wir nicht einen 
rechten und einen linken Fuß hätten, sondern 
als ob diese heiden Füße anatomisch in­
different wären und streifen einen Strumpf 
oder einen Socken über, der kein rechter ist 
und kein linker ist, sondern sich rzehenneutral 
verhält. 

Und das ist die Ursache dafür, daß die 
Zehen bereits beim Kind falsch gestellt sind, 
noch dazu wenn man also die 'weitere Ab­
surdität in Rechnung stellt, daß der Säugling 
noch längst nicht geht, sich die ,Füße nicht 
schmutzig macht, alber Großmutter und Tante 
,sich bereits bemühen, Strümpfe und Strumpf­
hosen zu stricken, zu häkeln und von mir aus 

zu klöppeln für dieses Kind, das j a  dann 
wächst, während der Strumpf nicht wächst, 
sondern nur durch das Waschen kleiner wird, 
und es also frühzeitig zu dieser Defo.rmierung 
kommt. 

Und eine zweite Absurdität: weil ich, früher 
einmal ein ganz passabler Sportler, über diese 
Tatsache einfach nicht hinwegkomme, und es 
hat mir in der anderen K'ammer dieses Hauses 
bereits eine Rüge von einem Vorarlberger 
Kollegen eingetragen, weil er glau'bte, ich 
hätte damit die Sportelite ,unseres LaniCles an­
greifen wollen. 

Meine Damen und HerrenI Als wir das Schi­
fahren ein ibißchen alpin betrieben und uns 
d,as Gelände nicht schwierig 'genug schien, 
haben wir Latschenzweige in den Schnee ge­
steckt und haben angefangen, unseren pri­
mitiven Slalom zu fahren. Daraus sind Tor-

gleich sagen, daß ich in dieser Frage nicht 
ganz objektiv bin, daß ich befangen bin. Ich 
wende mich -der Besprechung des Bundes­
institutes für Gesundheitswesen und Umwelt­
schutz zu. Ich muß hier - es ist 'heute wieder­
holt von persönlichen Prioritäten gesprochen 
worden - einleitend berichten, daß ich im 
Jahre 1967 vom Gemeinderat der Stadt Wien 
beauftragt war, fiber Reformen an den Kran­
kenanstalten eine Kommission zu Ibilden, diese 
Kommission zu präsidieren, und ich habe in 
dieser Eigenschaft Sitzungen albgehalten, 
darunter auch eine große Enquete, die von 
den verantwortlichen Damen und Herren in 
den Bundesländern wOhl beachtet wurde i sie 
haben Beobachter entsendet. Wahrend dieser 
Enquete wurde wi ederholt auch von den 
Gästen aus dem Ausland der Wunsch ge­
äußert, diese Besprechung nicht aUlf das Bun­
desland Wien allein zu beschränken, sondern 
auf alle Bundesländer auszuweiten. 

Die Ergebnisse dieser Konfererrz und dieser 
Enquete sind beachtet worden, sie sind auch 
beachtet worden im damals verantwortlichen 
Sozialministerium. Das Sozialministerium bil­
dete nun 'seinerseits eine Kommission, der 
auch der von der Osterreichisdlen Volkspartei 
damals so oft strapazierte und bemühte Uni­
versitätsprofessor Dr. Katl Fellinger ange­
hörte. 

Professor Fellinger und die Herren der Kom­
mission reisten in das Ausland, studierten die 
Materie und empfahlen die SchaffUIl'g eines 
derarUrgen Gesundheitsinstitutes. 

Dem MinisteriUIID genügte diese Empfehlung 
nicht. Es wandte sich an die WeUgesundheits­
organisation, die nun ihrerseits Berater ent­
sandte. Die Berater erarbeiteten Möglich­
keiten. 

stangen geworden. Nun ist es für mich immer Die eI1Ste : Sie meinten, ein solches Institut 
wieder ein erschütterndes Erlebnis - und die - theoretisch wäre dies möglich und im Aus­
Diskussionen mit meiner Familie, mit meinen land (bisweilen praktiziert - könne eigent­
Kindern diesbezüglich führen zu nichts _, lich von einer medizinischen Fakultät in die­
denn ich sa.ge: Sobald ein Läufer im Rennen sem Lande geleitet werden. Die Experten, 
eine sol.che Torstange nur berührt, müßte er nadrdem sie sich erkundigt hatten, kamen zur 
meiner Meinung nach schon disqualifiziert Erkenntnis, dies wäre für Osterreich kein ziel­
sein, denn es ist ja der Sinn des Tores und führender Weg, weil die Fakultäten mit Aus­
der Torstangen, 'da�ischen die RiChtungs- bildungsfragen derzeit so überfordert sind, 
änderungen vorzunehmen und nicht an diese daß sie nicht einmal die nachpromotionelle 
TorS'tange anzufahren. Und wie viele Stürze, Ausbildung, also diej enige Ausbildung, die im 
schwere Stürze, sich hiebei ,ereignen, wissen Kran'kenhaus erwoI1ben werden muß, in den 
wir, aber ich wollte Ihnen nur andeuten, daß Griff bekommen können. 
wir alle solche Absurditäten zur Kenntni,s neh­
men, ohne entsprechend 'zu reagieren. 

Damit verlasse ich dieses "Dhema und wende 
mich einem zu, das hier von der Mehrzahl 
der Redner besprochen wurde, und ich will 

Die zweite Möglichkeit wäre nach Ansicht 
der Experten eine Institution, die zum Bei­
spiel in Form eines Fonds errichtet werden 
könnte. Dieser Fonds müßte unalbhängig vom 
Mini,sterium sein, denn dem Ministerium wür-
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den j a  wegen der Dezentralisation im Gesund­
heitswesen wesentliche Einflußnahmen nicht 
möglich sein. 

Dieses Bundesministerium für das Gesund­
heitswesen ist im vofi:gen Jahr Wirklichkeit 
gewotden. 

Ich erspare Ihnen - denn dies ist durch 
einige Sprecher, auch durch die Frau Bundes­
minister bereits gesChehen -, Ihnen den 'gan­
zen Katalog der in diesem Institut in elf 
Monaten erar,beiteten Materie vorzulegen. cAuf 
j eden Fall g'lau'be iCh, obwohl !heute wieder­
holt behauptet 'Wurde, daß dieses Ministerium 
so wenilg Kompetenzen hätte, daß es doch viel 
Kompetenzen haben muß, denn sonst könnten 
doch . heute von den Rednern der verschie­
denen Parteien nicht so viele Aufforderungen 
an das Ministerium :gestellt worden sein, diese 
und diese und jene Materie endlich in Angriff 
zu nehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich bitte, dem Neuling 'Zu verz·eihen. Herr 
AJbgeordneter Vetter hat, ich glaube aus einer 

von anderer Seite bewältigt werden, und Zeitung, :zitiert, in welchem - wie er sa-gte _ 
diese Aufgaben sollten, seiner Auffa'ssung katastrophalen Gesundheitszustand ein Teil 
nach, direkt vorn Ministerium selbst gel

.
öst der Jugend 'des Burgenl,andes wäre. Herr Kol­

we��en.  �ber e: sagt� damals
: 

Gesundheüs- lege Vetter, haben Sie ,sich erkundigt, woher 
polItIk mußte kem StreIt:faIl zJwlschen den Par- diese Zeitung eigentlich diese Unterlagen 
teien sein. (Präsident B e n  y a übernimm t den hab en kann? Mir als neu in diesem Haus 

Herr Dr. Scrinzi hat am 25. Jänner dieses 
Jahres die A'blehnung seiner Fraktion folgen­
dermaßen begründet : Ganz entscheiden'd ist 
die NichtkooIldinierung im Gesundheitswesen, 
weil dieses Institut mit Aufgaben betraut 
werden '5011, die 7lum Teil von 'be­
stehenden Einrichtungen - und er sagte 
damals : Universität und ,zahlreiche wissen­
schaftliche Gesellschaften - und zum Teil 

Vorsitz.) I Seiender ersch�int 
.
nur die

. 
eine �ö.g1i�h!keH 

Sprecherin der tJsterreichischen Volkspartei gegeben : daß hIer eme Studie vorhegt, dIe zur 

war Frau Dr. Hubinek. Sie fragte : Wozu 'haben Kenn1:nis eines Journalisten 'gekommen ist, 

wir ein eigenes G esundJheitsministerium ge- und der hat sie 'auf diese Art und Weise 

braucht, wenn dies ehensogut ein Institut publiziert. Es würde mich, Frau Bun'des­

erledigen kann? Alber auch sie schloß sich an minister , jetzt wirklich sehr interessieren, ob 

und trat dafür ein, die Gesundheitspolitik diese Pressenachricht nicht erst durch eine 

nicht 'zum Feld politischer Auseinandersetzun- Aktivität in Ihrem ,Ministerium überhaupt 

gen :zu machen. eigentlich eI'TIlöglicht worden ist. 

Der Sprecher der Sozialisten war Sekanina. 
Er prophezeite, daß mit dieser Einrichtung p er­
manent und in Etappen Zielsetzungen erreicht 
weIden , daß man im Bereich der Gesundheits­
politik zu Resultaten kommt, und er schloß : 
Es wäre wenig sinnvoll und zielführend, 
würde man gerade die Fragen und Probleme 
der Gesundheitspolitik in den Mittelpun'kt 
parteipolitischer und tagespolitischer Ausein­
andersetzungen stellen. 

Meine Damen und Herren ! Ich ibin nom aus 
einern anderen Grund in dieser Angelegenheit 
befangen. Die 21 Mitglieder des Fambeirates 
des Instituts er/wiesen mir die Ehre , mich 'Zu 
Ihrem Vorsitzenden zu 'wahlen, und ich Ibe­
komme in dieser Eig·ensmaft Einblick in die 

AU�9'aben des Instituts und sehe, wie es diese 
Aufgaben bewältigt. Im thalte es für voll­
kommen richtig, wenn die derzeitige Instituts­

Ähnlich halte ich das mit der Kompetenz 
in Angelegenheit der Schulärzte. Daß ein Arzt, 
der in einer Schule tätig ist, natürlich in die 
Kompetenz dieses Schulwesens fällt, daß der 
Arzt, der in der Sta;atsoper tätig ist, in die 
Kompetenz der Staatsoperndirektion fällt, ist 
wohl selbstverständlich, aum !Wenn es natür­
lich logisch sein müßte, bei diesen so wich­
tigen Bemühungen um die heranwachsende 
Jugend ansmeinend Idie erste Instanz zu sein. 
Aber wahrscheinlich - und das ist j a  heute 
auch schon gesagt wOI'den, wenn ich richtig 
mUgekommen bin - sind j a  diese Schulärzte 
vorn Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz en1:sprechend informiert, und ich 
weiß, daß wir im Bundesinstitut für Gesund­
heit und Umweltschutz ja solche Kataloge 
gerade für die Schulärzte, aber auch für die 
Amtsär:zte 'erstellen wollen. 

leitung sich zum Beispiel an die Ärzte wendet I Nur noch ganz wenig - weil ausgiebig 
und anfragt, welche Aufigaben die freiprakti- davon gesprochen rwurde - über den Umwelt­
zierende Ärzteschaft vordringlich gelöst sehen schutz. Frau Minister Leodolter prägte einmal 
mömte. Im Fachbeirat selbst stellen wir 'auch das Vokabel von der "umfassenden Umwelt­
entsprechende Anträge. Wir haben in der schutzkompeten'Z" , und Herr Kollege Wiesin­
letzten Sitzung ide,s Fachbeirates zum Beispiel ger 11 at damals dieser Formulierung eine 
die Frage nach einem Rehabilitierungskonzept andere entgegengestellt. Er wollte die bis­
gestellt, das von diesem Institut aus erarbeitet herigen Kompetenzen Ibeachtet und erhalten 
werden müßte. wissen, und dem Bundesministerium sollten 

95. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 72

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 95. Sitzung - 17. Dezember 1973 9375 

Dr. Gisel 

nur solche Kompetenzen üb ertragen werden, 
die auf, sagen wir "noch nimt deteIllIlinierten 
Sachgebieten" mÖlglidl. wären. Er plädierte 
- ich. möchte das ,ausdrücklich festhalten -
aber für Mitentsdleidung zum Beispiel beim 
Gewerberecht, beim Wasserremt und beim 
Verkehrswesen. 

Es fragt sich also: Ist diese Auffassung tat­
sächlich so 'gewichtig? Es ist auch heute eine 
weitere Vermischung eingetreten, und zwar 
in dem Debattenbeitrag des Herrn Abgeord­
neten Hanreich. Naturschutz ist etwas anderes 
als Umweltschutz. Im Naturschutz, meine 
Damen und Herren, steckt eine sehr wissen­
schaftliche Formulierung, die idealistisch ge­
prägt ist. Umwelt ist hinge'gen für j eden Men­
schen etwas ganz Spezifisches . Die Umwelt 
ist für ihn ein sp ezifischer Sektor aus dem 
gesamten G ebiet - wenn Sie wollen: dem 
natürlichen Gehiet. Dieser Umweltschutz wird 
daher von j edem einzelnen oder von Gruppen 
sehr individuell empfunden,  er ist ein indivi­
duelles oder ein Gruppenanliegen , ist auf 
j eden Fall ex1stenzbezogen , wird ökonomisch 
sozial determiniert und hat viele egoistische 
Facetten. 

Nun zur Diskrepanz. Vergehen gegen die 
Umwelt werden solange hingenommen, so­
lange man nur die knappste körperliche Be­
friedigung erreichen kann. Ich war entsetzt, 
meine Damen und Herren, als uns afrikanische 
Bürgermeister -bei der groß en Umweltschutz­
konferenz in Toronto vor zwei Ja:hren erklärt 
haben :  Eure Sorgen möchten wir habenl Eine 
Wasserverschmutzung, eine Bodenversdlmut­
zung, eine Luftversmmutzung, das interessiert 
uns nicht! Gebt uns das Geld, gebt uns die 
Industrien, damit unsere Menschen arbeiten 
können , dann weIden wir weitersehen. 

Und ganz in diesem Sinne und aus diesem 
Wissen heraus hat wahrscheinlich - ich 
komme jetzt auf einen Zwischenruf zurück, 
den ich vorhin 'gehört habe - Bundeskanzler 
Kreisky auf dem Europäischen Forum in Alp­
bach über den UmweltJgedan'ken folgender­

maßen gesprochen : Auf einem noch so schönen 
Flecken Land 'werden sich die Menschen, falls 
sie arbeitslos sind, nicht gegen die Umwelt­
verschmutzung, hervorgerufen durch die Er­
richtung eines großen Betriebes w�hren, auch 
wenn sie sich der negativen Auswirkungen auf 
ihre Umwelt bewußt sind . Eine brauchlbare 
Umweltschutzpolitik , -zu der auch die Umwelt­
ökonomie gehört, kann es also erst geben, 
wenn die psychologischen Voraussetzungen 
einer gewissen Wohlstandsentwicklung vor­
liegen. 

ßen , der im Septemberheft der Zeitschrift 
"Umweltschutz" für Osterreich folgender­

maßen formuliert hat: Bei der Lösung des 
Problems der Luftverunreinigung erweist es 
sich als besonders nachteilig , daß vor allem 
die gesetzliche Kompetenz auf sehr viele 
Materien aufgesplittert i.st , so zum Beispiel 
die Bauor:dnung, die Gewerbeordnung, die 
Straßenverkehrsordnung und ähnliches. Es 
sollten daher alle Anstrengungen unter­
nommen werden, um durch ein eigenes 
Immissionsschutzges etz alle Mögli chkeiten 
auszuschöpfen , insbesondere aber die Grenz­
werte festzulegen, die nicht überschritten wer­
den dürften. - Ich glaube, mit dieser For­
mulierung werden alle drei Fr,aktionen in 
diesem Haus wohl einveI1standen sein . 

Ich möchte, weil es sich in diesem Jahr 
ereignet hat, daß uns Lorenz Bähler für immer 
verlassen hat, darauf hinweisen, daß wir in 
den Fragen der Rehabilitation noch einiges 
zu leisten haben , ungeachtet der Tatsache, 
daß es Institutionen -gibt, die sich bisher in 
hervorragendster Weise in dieser Angelegen­
heit bemüht haben . 

Vor nicht allzu langer Zeit ist in diesem 
Raum die Frage gestellt worden, wa's 
Reha:bilitation überhaupt ist. Wir müssen da 
zwei Begriffe unterscheiden: Die Heilung ist 
die Revalidisierung - wenn wir schon nach 
einem Fremdwort 'suchen -, unld daran hat 
sich in vielen FäHen die Rehab'ilita1tion anzu­
schließen. Denn mit dem AuSheilen i1st es j a  
nicht getan. Ausheilen bedeutet nicht voll­
kommerre soziale und b erufliche Adaption . 

Es sind Alibifunktionen, die sich die Gesell­
schaft bisweilen anmaßt, wenn sie dem einen 
einen Blindenhund, dem anderen eine Hör­
brille und dem dritten eine Prothese bewilligt . 

Wir müssen schon beim Kind, das mit Miß­

bildungen auf die Welt gekommen ist, an­
fangen. Wir können solche Dinge nicht ver­
schweigen. So ist vor wenigen Tagen ein Kind 
gliedmaßenlos in einer Wiener Klinik geboren 
wo�den. Wir müssen für ein solches Kind 
Uberlegungen anstellen, für aUe Phasen s einer 
Kindheit, seiner Schulzeit, und müssen ihm 
später einmal , wenn es heranwächst , die Hil­
fen geben, die es braucht . Das geschieht nicht 
im Aku1Jkrankenhaus und nicht im Lang'zeit­
krankenhaus, sondern hier müs'sen Speziali­
sten in einem großen Verband zusammen­
arbeiten: die Ärzte in einem Rehabilitations­

krankenhaus , die Pädagogen in einem ange­
schlos-senen entsprechenden Rehabilitations-

Ich möchte mich da 'gan:z einem so Igewiegten zentrum und die Werkmeister in entsprechen­
Kenner, wie es Helfried Grtner ist, ansm1ie- den Werkstätten. 
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Wir müssen für diese 'Menschen die gesamte 
soziale Umwelt im Modell bereitstellen: die 
Schule, die Lehrwel'lkstätte und die Wohnung 
mit all den Einrichtungen, die ein so 'behin­
derter Mensch !braucht, :damit sein Leben auch 
für ihn noch lebenswert ist, trotz des ,schweren 
Schicksals, das er zu tragen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß. Jede Planung im Gesundheitswesen 
wird von allen Seiten kritisCh verfolgt und 
wird auch kritisiert. Denn jeder von uns ist 
Patient von morgen und ist daher ebenso 
interessierte Partei, wie etwa der freiprakti­
zierende Arzt oder der Spitalarzt, der Sanitäts­
beamte, die Krankenschwester, der Kranken­
kassenfuruktionär, der Gemeinde-, Landes- und 
der Bundespolitiker. 

Umso wichtiger ist es, die sich ständig 
ändernde Bio- und 'Sozialstruktur zur Grund­
lage der Gesundheitspolitik zu machen und 
sie mit den volkSlWirtschaftlichen Erforder­
nissen :abzustimmen. Ich glaube, dieser Ge­
sichtspunkt wurde in den Uberle'gungen des 
Spezialberichts über die Beratungsgruppe XV 

- das ist leider nichts Positives - anführen, 
welche Schwierigkeiten es in diesen Anstalten 
gibt. 

Frau Bundesminister ! Sie kennen die 
Pathologisch-serologische Untersuchungs an­
staU in Linz. Sie kennen auch die Lebens­
mitteluntersuchungsanstalt in Linz. Wir waren 
bei den Personalvertretungswahlen draußen. 
E:3 ist ein fürchterlicher Zustand, und es sind 
fürchterliche Bedingungen, unter denen die 
Beamten dort arbeiten müssen. 

Für Linz ist ein Neubau geplant, er ist be­
reits im Bau. ICh darf Sie fragen: Wann kann 
damit gerechnet werden, daß die Bediensteten 
in ordentlichen Räumen untergebracht werden? 
Wann wird mit der Arbeit in diesen neuen 
Anstalten begonnen werden können? 

Ähnlich wie in Linz ist es in Graz. Frau 
Bundesministerl Wir waren auch in Graz und 
haben feststellen müssen, daß die Bedien­
steten in Kellerlokalen untergebracht sind, daß 
es dort eine schlechte Beleuchtung gibt, daß 
die Raumverhältnisse beengt sind und so 
weiter. 

deutlich zum Ausdruck gebracht. (Lebhafter Als Bestätigung dafür - Sie, Frau Minister, 
Beifall bei der SPO.) wissen das sowieso - möchte ich dem Hohen 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge-
Haus ein kleines Stück aus einem Brief der 

ordneter Linsbauer. 
Personalvertretung zitieren: 

Abgeordnete:!," Linsbauer (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Von der linken Seite und von der 
reChten Seite wurde, wie Professor Gisel sagte, 
vieles erwähnt, was für die Gesundheit und 
den UmweltsChutz sehr notwendig ist. Pro­
fessor Gisel meinte, die Opposition möge nicht 
nur kritisieren und die Regierungspartei nicht 
allein das aufzählen, was an Positivem vor­
liege. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Ich möchte mich einem Gebiet zuwenden, das 
den öffentlichen Dienst und die Dienststellen 
des öffentlichen Dienstes in Ihrem Ressort, 
Frau Bundesminister, betrifft. 

"Die SiCherheitsvorkehrungen zum Schutze 
der Gesundheit der Bediensteten sind voll­
kommen unzureichend. Die Arbeiten mit 
höchst gefährlichem Material sind unter unzu­
mutbaren räumlichen und technischen Bedin­
gungen zu bewältigen, die Einrichtungen, 
welche dem gesundheitlichen Schutz der Be­
völkerung dienen, sprechen Hohn. 

Die sanitären Verhältnisse sind katastro­
phal. 

Raumnot, viel zu kleine Räume, gar keine 
oder schlechteste Entlüftungsmöglichkeit, 
Explosionsgefahr, Gefährdung durch Bakterien 
und Bazillen in vermeidbarer Form prägen 
das Bild der beiden Anstalten. 

Schwere gesundheitliche 
(Verbrühungen, Infektionen) 
mehrfach aufgetreten." 

Schädigungen 
sind bereits 

Schließlich schreibt die Personalvertretung : 

"Ein Sozialstaat wie Osterreich . . .  muß 
auch für eine kleine Gruppe von öffentlich 
Bediensteten, die unter großen Mühen seit 
Jahrzehnten" für Osterreich arbeiten, "men­
schenwürdige Arbeitsbedingungen schaffen." 

Sehr geehrte Frau Bundesminister! Das be­
traf Graz. 

Leider muß ich feststellen - wir alle 
wissen das - finden das Dienstnehmerschutz­
gesetz und die Arbeitsinspektion im öffent­
lichen Dienst keine Anwendung. Ich darf Sie, 
Frau Bundesminister, gleich zu Beginn bitten 
- diese Bitte richte ich auch an den Sozial­
minister - dahin gehend einzuwirken, daß 
doch auch der öffentliche Dienst beziehungs­
weise die Gebäude, die Diensträume, das In­
ventar und überhaupt alle technischen Dinge, 
mit denen der öffentliche Dienst zu tun hat, 
in Zukunft durch die Arbeitsinspektion über­
prüft werden können. Wie sieht es in der Lebensmittelunter­

Frau Bundesministerl Ihnen sind die Anstal- suchungsanstalt in Wien aus? Sie wurden 
ten, die Ihrem Ressort angeschlossen oder durch die Personal vertretung gebeten, hier 
nachgeordnet sind, bekannt. Ich möchte hier Abhilfe zu schaffen, und zwar in der Weise, 
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daß ein Grundstück angekauft werden sollte. 
Sie haben nach Aussagen der Kollegen von 
den Untersuchungs anstalten dies versäumt 
und haben in den letzten Tagen einen Brief 
geschrieben, in dem steht, Sie werden sich 
weiterhin bemühen. 

Sehr geehrte Frau Bundesminister! Durch 
das Schreiben von Briefen werden keine Ge­
bäude gebaut. Ich möchte Sie ersuchen, zu 
trachten, mit dem Finanzminister und mit dem 
Bautenminister vielleicht doch zu einem Ergeb­
nis zu kommen, welches es ermöglicht, daß 
diese Kollegen auch in der neuen L�bens­
mitteluntersuchungsanstalt oder in der erwei­
terten Anstalt Platz finden. 

Frau Bundesministerl Es wurde mir von den 
Kollegen gesagt, daß sie, obwohl man von der 
Novelle zum Lebensmittelgesetz viel hält, 
nicht imstande sein werden, diese Novelle 
in ihren Bereichen durchzuführen. Es wird 
also notwendig sein, daß Sie dafür sorgen, 
daß diese Erweiterung Platz greifen kann. 

Frau Bundesminister! Nun komme ich zu 
einem Gebiet, 'bei dem Sie sehr empfindlich 
sind, und zwar geht es da um die Dienst­
posten. Frau Bundesminister! Sie haben den 
nad1geordneten Dienststellen keine weiteren 
Dienstposten zugesagt, haben aber die Zen­
tralstelle erweitert, und zwar nicht nur mit 
Dienstposten, sondern auch durch ein Gebäude. 

Frau Bundesminister! Ich habe Sie im 
Finanzausschuß gefragt, welche Wege bezie­
hungsweise Kanäle es gibt, durch die Beamte 
aus verschiedenen nachgeordneten Dienst­
stellen in Ihr Ressort kommen. 

Frau Bundesminister! Hier gibt es nun 
- und darüber möchte ich Sie fragen - das 
zu erwartende Dienstpostenausschreibungs­
gesetz. Der Herr Bundeskanzler hat - so wie 
er es immer tut, mit großer Transparenz -
dieses Dienstpostenausschreibungsgesetz an­
gekündigt. Geschehen ist bisher nichts. Der 
Gesetzentwurf hat die Nummer 748 der Bei ­
lagen und liegt im Parlament. Der Herr Bun­
deskanzler hat mit dem Dienstpostenausschrei­
bungsgesetz nach außenhin sagen wollen, daß 
durd1. die OVP�Regierung die Posten geheim 
verschachert wurden. 

satorischen Maßnahme zu erfolgen." (Abg. 
Dr. T u  1 1: Herr Kollege! Das liegt erst in 
einem Unterausschuß, daher kann man es nicht 
anwenden! - Abg. Dr. G r u b e r: Wir haben 
es im Bereich der wissenschaftlichen Hoch­
schulen auch gemacht; auf Antrag der OVP!) 

Richtig, Kollege Tull, aber man könnte 
Rücksicht nehmen oder vorschauend auf dieses 
Dienstpostenausschreibungsgesetz eingehen. 
Warum hätte es denn der Herr Bundeskanzler 
gebracht, wenn er nicht transparent sein wollte 
mit diesem Gesetz? Ansonsten werden diese 
Dienstposten anders, ganz, ganz anders ver­
geben. 

Sie haben mir, und zwar sehr abweisend 
gesagt, Sie möchten sich dagegen verwahren, 
daß Sie in Kenntnis wären, daß von den 
nadlgeordneten Dienststellen gerade nur 
Sozialisten in die Zentralstellen kommen. Der 
Kollege Sekanina sagte mir im Ausschuß : Sag' 
die Namen. 

Sehr geehrte Frau Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren der 
Sozialistischen Partei !  Das habe ich wirklich 
nicht tun können: Den Kollegen, die hinter 
mir ges es'sen sind, zu salgen: Jetzt steht ein 
j eder auf, ihr seid aus nachgeordneten Dienst­
stellen gekommen I D as kann man von mir 
wirklich nicht verlangen. 

Frau Bundesminister! Ich habe erfahren, daß 
es bei Ihnen Sonderverträge gibt. Frau Bun­
desminister, Sonderverträge sind dann in Ord­
nung, wenn es um Fachkräfte geht und wenn 
andere Leute nicht zu erwerben sind. Ich habe 
aber erfahren, daß es in Ihrem Ministerium 
solche Neugewonnene gibt, die im Beamten­
sch ema stecken, und solche, die mit Sonder­
verträgen ausgestattet sind. Frau Bundes­
minister, was sind die Gründe dafür? 

Dann ein Kapitel, mit dem ich mich im ver­
gangenen Jahr auch schon beschäftigt habe : 
Es gibt immer wieder Beschwerden meiner 
Kollegen, der Personalvertreter, daß, wenn sie 
bei Ihnen oder in Sektionen oder Dienst­
stellen vorsprechen wollen, die Termine sehr 
lang sind, bevor sie empfangen werden. 

Frau Bundesminister! Es wäre, glaube ich, 
eme vornehme Geste, wenn Sie in gewissen 
Zeitabständen die Personalvertreter zu sich 
einladen würden und wenn Sie Anordnungen 
geben würden, daß auch die Sektionen und die 
Dienststellenleiter die Personalvertreter ein­
l aden. Sie würden es den Personalvertretern 
erleichtern, ihre Arbeiten für das Personal 
durchzuführen. 

Frau Bundesminister, wie geschieht denn 
das j etzt? Ich darf Sie in diesem Zusammen­
hang fragen : Wie werden bei Ihnen die Leute 
neu eingestellt, nehmen Sie auf das Dienst­
postenausschreibungsgesetz Rücksicht? Ich 
möchte ein ganz kleines Stück aus dem Dienst­
postenausschreibungsgesetz zur Verlesung 
bringen. Hier heißt es : 

Nun zu einem zweiten Teil. Frau Bundes­
"Wird eine Funktion neu begründet, so hat minister! Es wird schon - da war noch die 

die Ausschreibung innerhalb eines Monates Sektion V beim Sozialministerium sehr 
ab dem Zeitpunkt der diesbezüglichen organi- lange darüber diskutiert, wie es mit den 
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Bundesapotheken steht. Ein Problem, worüber 
zu reden Minister Häuser ständig und immer 
ablehnte, was j etzt anscheinend 'genauso ist. 

Staatssekretär Bürkle hat versucht, von den 
drei Apotheken die MariahiIfer-Apotheke zu 
verpachten, um dem Staat Kosten zu ersparen. 
Nach dem Regierungswechsel, glaube ich, w ar 
der Herr Vizekanzler sehr froh, daß der Päch­
tel vorzeitig das Pachtverhältnis gelöst hat, 
und es wurde nicht weiter nach einem Pächter 
gesucht, weder für die Mariahilfer-Apotheke 
noch für die anderen Apotheken. 

Ich habe hier den Eindruck, daß die 
Sozialisten glauben: Was verstaatlicht ist, muß 
verstaatlicht bleiben, auch wenn der Steuer­
zahler sein Geld hineinstecken muß. Bei den 
Apotheken ist das wirklich so, das werde i ch  
versuchen Ihnen ganz kurz n o ch  z u  beweisen. 

Diese Bundesapotheken - es sind die 
Mariahi:lfer-, die Schönbrunner- und die Hof­
Apotheke - sinJd nach dem BudgetentJwurf 
"Bundesap01heken" defizitär, und zwar mit 
mehr als 1 Million Schilling, und ,zwar mit 
rund 1,25 MiHionen Schilling. 

Frau Bundesministerl Sie können aber nicht 
sagen, daß die Pensionen, die gezahlt werden 
müssen, mehr als 1 Million kosten, denn die 
bewegen sich in der Höhe von ungefähr 
250 .000 S. A:ber 1 Million kosten die Apo-
1Jheken den Staat oder den Steuef1zia.hl'er. 

Frau Bundesminister I Ich möchte Sie fragen: 
Ist eine einzige der Apotheken, die privat 
geführt werden, defizitär? Warum sind diese 
Apotheken defizitär? Der Medikamentenver­
kauf sta-gniert. Da1s heißt, 1973 stelhen in dem 
Budgetentwurf 1 0,7 und für 1974 10,8 Mil­
lionen Schilling. 

Frau Bundesminister ! Ich möchte Sie noch 
fragen : Im Finanz- und Budgetausschuß sagten 
Sie, daß diese Bundesapotheken in Zukunft 
modernisiert werden sollen. Sie werden In­
vestitionen durchführen, und dann wird das 
besser werden. Frau Bundesministerl Der 
schwache Absatz oder Betriebseingang und 
-ausgang ist ja darauf zurückzuführen, daß die 
Bundesapotheken teurer sind als die Privat­
apotheken. Als Beispiel möchte ich Ihnen an­
führen, daß nicht einmal der Herr Minister 
Broda für die Strafvollzugsanstalten bei den 
Bundesapotheken Medikamente kauft, weil 
diese Medikamente um 17 Prozent teurer sind 
als :sonst. Ich vertrete die Auffassung, daß 
diese Apotheken verpachtet oder verkauft ge­
hören, und frage Sie, wenn Sie vielleidlt 
doch im Sinne haben zu investieren, wo dann 
die Rentabilität bei diesen Apotheken liegen 
soll. 

Frau Bundesministerl Ich bitte Sie, zu den 
zwei von mir aufgezeigten Problemen Stel­
lung zu nehmen, und ich bitte Sie, im Sinne 

der Beamten des öffentlichen Dienstes, be­
zogen auf die Anstalten, die bei Ihnen an­
hängig sind, und bezogen auf die Bundes­
apotheken eine entsprechende Antwort zu 
geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort kommt 
Frau Abgeordnete Hanna Hager. 

Abgeordnete Hanna Hager (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Haus! Die Frage der Gesund­
heit, des Umweltschutzes sowie die Schaffung 
der Voraussetzungen, daß das Bestmögliche 
für die Gesundheit der österreichischen Be­
völkerung getan werden kann, daß der Um­
weltschutz die Bedeutung erhält, die notwen­
dig ist, werden immer von finanziellen Mög­
lichkeiten begleitet sein, und ich gebe gerne 
zu, daß manches nur deshalb noch nicht 
erledigt werden konnte, weil eben die Mittel 
nicht ausreichen. Darum muß eben geordnet 
werden:  Was hat Vorrang, und welche Vor­
haben können noch zurückgestellt werden. 

Wir wissen alle sehr wohl, daß das Mini­
sterium in der kurzen Zeit seines Bestehens 
schon Wesentliches geleistet hat und daß noch 
große Vorhaben zu verwirklichen sind. 

Wir wissen auch und billigen es der Oppo­
sition gern zu, daß Sie alles kritisch beleuch­
ten und kritisch registrieren. Wir wollen dies 
gern akzeptieren. Wir sind in den Ausschüssen 
deswegen zusammen, damit wir beraten und 
die verschiedensten Meinungen abklären, 
aber, meine Damen und Herren von der Oppo­
sitionspartei, es ist ungerecht und Sie werden 
unglaubwürdig, wenn Sie alles, was immer 
vom Ministerium an Novellen und Gesetz­
entwürfen gebracht wird, nur negativ beur­
teilen .. (Zustimmung bei der SPO.) 

Sie sind auf
' 

diesem Gebiet vor der öster­
reichischen Bevölkerung bereits unglaub­
würdig geworden (Zwischenrufe bei der OVP), 
weil Sie bis heute noch - und auch heute tun 
Sie es nicht - in keinster Weise eine Bereit­
schaft zeigen, der österreichischen Bevöl­
kerung so, wie das Bundesministerium für 
G esundheit und Umweltschutz es tut, einen 
Weg zu zeigen, durch den uns mehr Gesund­
heit und bessere Lebenschancen ermöglicht 
werden sollen. Was immer das Bundes­
ministerium tut - damit meine ich auch die 
vielen Beamten, die sich mühen und bemühen ; 
sie sollen heute von dieser Stelle aus wirklich 
herzlich und aufrichtig bedankt sein -, w as 
immer das Bundesministerium an Vorlagen 
bringt, es wird von Ihnen alles abgelehnt. 

Sie gehen bei j eder sich bietenden Gelegen­
heit an ein Rednerpult, vor die Fernsehkamera, 
in die Zeitungen und behaupten immer wieder, 
daß nichts. aber auf alle Fälle viel zuwenig 
geschieht, Sie sind aber nicht bereit und Sie 
waren auch heute nicht bereit, auch nur die 
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kleinste Anregung dafür zu geben, was ge­
schehen soll, wie es gemacht werden soll 
oder wenigstens Dbereinstimmungen zu 
finden. Sie lassen bei allem und j ederzeit die 
Frau Bundesminister und damit auch ihr Mini­
sterium schuldig werden. 

Ich denke nur ganz schnell nach. Ich denke 
an die MKS. Teile unseres Landes waren 
davon befallen, vorwiegend Niederösterreich. 
Ich erinnere mich aber auch, daß vor zehn 
Jahren von Bayern über das Innviertel herein­
kommend weite Teile Oberösterreichs von die­
ser Seuche befallen wurden. Damals hat nie­
mand auch nur einen Gedanken daran ver­
schwendet, daß vielleicht der damalige Herr 
Landwirtschaftsminister Dr. Schleinzer dies­
bezüglich irgendwie zur Verantwortung ge­
zogen werden sollte. Nur ein Herr Landes­
hauptmann Maurer aus Niederösterreich hatte 
die Stirn und getraute sich heuer in diesem 
Zusammenhang (Abg. F a  c h I  e u  t n e r: Das 
iSi: ein Bursch!), den Rücktritt der Frau Bundes­
minister zu verlangen, und er hat gefliss ent­
lich verschwiegen, daß gerade er große Unter­
lassungssünden auf diesem Gebiet begangen 
hat. (Zustimmung bei der SPtJ. - Zwischen­
rufe bei der tJVP. - Abg. F a  c h I  e u  t n e r: 

Was ist das Resultat der Novelle? - Das 
Ansteigen der Schwesternschülerinnenzahl, 
das ist das Resultat! (Ruf bei der OVP: In 
Wien!) In Kärnten sind es bis zu 56 Prozent 
mehr Schwesternschülerinnen! Anders ist es 
in Tirol. Ja Tirol ist ein eigenes Land. Dort 
meint man noch opponieren zu müssen. Nur 
werden die Leidtragenden die Angehörigen 
der Tiroler Bevölkerung sein. 

Man meinte, es werden die Internate und 
d ie Schulen nicht ausreichen. Das Ministerium 
hat aber Mittel und Wege gefunden, den Eng­
paß bezüglich der Unterbringung der 
Schwesternschülerinnen zu überwinden. (Abg. 
Dr. W i e s i n g e r: Die Ergebnisse wird man 
erst sehen!) 

Ich komme zu einem anderen Problem, näm­
lich zur Drogenproblematik. Wenn auch Oster­
reich im Vergleich zu den Nachbarstaaten 
davon weniger betroffen ist - Gott sei Dank 
weniger betroffen -, so war es doch sehr 
wirksam, daß am 9. April diesbezüglich eine 
Enquete stattgefunden hat, denn gerade dieses 
Problem - wir kennen esl - kann und darf 
nicht negiert werden. 

Die Frau Bundesminister hat total versagt!) Ich habe mir vom Wagner-Jauregg-Kran-

Meine Herren! Wie war das mit dem Seu- kenhaus in Linz einige Zahlen erbeten : Waren 
es im Jahre 1967 nur drei Personen - zwei chenwagen? Haben Sie auch nur einen Seu­

chenwagen in Niederösterreich? Von Ober­
österreich mußten die Seuchenwagen 
heruntergeführt werden! (Weitere Zwischen­
rufe bei der tJVP.) 

Sie sind nicht bereit, die großen Aktivitäten, 
die bisher gesetzt wurden, zu akzeptieren, ge­
schweige denn, daß Sie etwas gutheißen. Sie 
sind vielmehr bereit, bei j eder sich bietenden 
Gelegenheit alles abzuwerten. 

Der ganze Bogen sozialmedizinischer und 
gesundheitspolitischer Maßnahmen, den heute 
die Frau Minister schon angeführt hat, der 
vom Ministerium gespannt wurde - sie sagte : 
von der Wiege bis in hohe Alter hinein soll 
j eder versorgt werden -, gilt für Sie, meine 
Damen und Herren von der Oppositionspartei, 
als ein Nichts. Mit Ihrer ewig negativen Be­
urteilung werten Sie sich j a  vor den Augen 
der oberösterreichischen Bevölkerung, Ver­
zeihung: der österreichischen Bevölkerung 
ohnehin selbst ab. (Abg. Dr. P r a d  e r: Dort 
haben wir uns gar nicht abgewertetl) Ja­
wohl, Sie haben s ich bereits abgewertet ! 

Das sieht man am deutlichsten bei der von 
Ihnen so verurteilten Novelle zum Kranken­
pflegegesetz. Die Frau Kollegin Dr. Hubinek 
ist hier gestanden und hat wirklich im wahr­
sten Sinne des Wortes die Novelle darnieder­
geredet. (Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k: Un­
erhörtl) Jawohl, Sie haben diese Novelle wirk­
lich in der übe'l,sten Weise 'besprochenl 

Männer und eine Frau -, die eingewiesen 
wurden, so waren es im Jahre 1 972 bereits 
89 Personen, 89 Jugendliche, und zwar 
60 Männer und 29 Frauen. 

Ich bin sicher, daß Oberösterreich nicht an 
der Spitze steht. Ich habe keine genauen 
Zahlen aus den übrigen Bundesländern. Aber 
ein es weiß ich :  daß wir schon einen Schritt 
voraus sind, denn bei uns gibt es eine Be­
ratungsstelle, geleitet von der Gesellschaft 
"Pro mente infirmes" und in Linz wird hier 
sehr gute Arbeit geleistet. Die Enquete hat 
auch gezeigt, daß diesbezüglich Bedarf besteht. 

Meine Damen und Herren ! Ich darf gleich 
noch auf etwas anderes hinweisen. Es ist nicht 
immer sehr angenehm, wenn man dazu spricht. 
Ich weiß das. Ich möchte j etzt zum Alkohol­
mißbrauch - und nur zum Mißbrauch will ich 
reden! - übergehen. 

Auch hier wurden vom Bundesministerium 
Aktivitäten gesetzt wie nie zuvor! Ich weiß, 
daß das vielfach auch Länderkompetenz ist, 
aber erstmals ist auf Bundesebene mehr, viel 
mehr als früher geschehen. So, wie es bisher 
war, so kann es und konnte es nicht weiter­
gehen, daß man nur einmal im Jahr, und das 
nur eine Woche lang, mit Plakaten auf den 
Alkoholmißbrauch hingewiesen hat. Das war 
entschieden zuwenig. D aher hat das Bundes­
ministerium Aktivitäten gesetzt. 
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Die Frau Bundesminister Primaria Doktor 
Leodolter - wissend aus ihrer beruflichen 
Tätigkeit her - hat diesbezüglich mehr getan 
und wußte, daß mehr geschehen muß, und sie 
hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten getrachtet, 
Kalksburg als Rehabilitation für diese Kran­
ken - so muß man sie ja doch :bezeichnen -
auszubauen. Es wurden 4 Millionen Schilling 
gegeben, um in dieser Anstalt, die vorwiegend 
für Männer eingerichtet ist, eine Frauenabtei­
lung - ich sage das nicht sehr gern, aber 
es soll hier gesagt werden - zu schaffen. 

Ich muß ehrlich sagen: Es war für mich 
erschreckend zu wissen und zu hören, daß 
mehr und mehr Frauen zum Alkohol greifen. 
In den dreißiger Jahren war das Verhältnis 
zwischen männlichen und weiblichen Alko­
holikern noch 15 zu 1, nach dem zweiten Welt­
krieg 10 zu 1 und j etzt, meine Damen und 
Herren, ist es 5 zu 1 !  

Warum das so ist, konnte eigentlich noch 
niemand ergründen. Tatsache ist, daß Frauen 
und Männer vermehrt zum Alkohol greifen. 

Wir haben nun einmal die Verpflichtung 
und können uns der Aufgabe nicht entziehen, 
diesen Gestrauchelten ein größeres Augen­
merk zu schenken und diesen labil ver­
anlagten Menschen auch zu helfen. Wir haben 
nicht das Recht zu verurteilen, weil wir j a  
doch die Beweggründe d e s  Handeins dieser 
Menschen nicht kennen. Vielmehr haben wir 
alle die Pflicht, ihnen die Eingliederungshilfe 
zuteil werden zu lassen, und die 4 Millionen 
Schilling sind dafür gedacht. Wenn es uns 
gelingt, meine Damen und Herren, diese 
Mütter, diese Frauen ihren Kindern, ihrer 
Familie wieder zuzuführen, dann ist dieser 
Betrag auch gut angelegt. (Beifall bei der 
SPO.) 

Weiters darf ich auch als gut angelegt die 
500.000 S betrachten, die das Bundesministe­
rium der Caritas für die Lebensmüdenfürsorge 
im heurigen Jahr zur Verfügung gestellt hat. 

Nur sollten die Länder, meine Damen und 
Herren, auf ihre Pflichten nicht vel'lgessen. Ich 
darf gleich eines anführen: Der oberöster­
reichische Finanzreferent des Landes hat be­
reits in der letzten Finanzausschußsitzung 
- morgen wird der Landtag tagen - eine 
l Oprozentige Kürzung im Gesundheitswesen 
vorg·enommen. Was hier im Parlament von 
den beiden Oppositionsparteien so oft ver­
langt wird - und daruber hinaus verlangt 
wird -, hat in Oberösterreich die Freiheit­
liche Partei nichts da:gegen einzuwenden ge­
hafbt, daß zum Beispiel bei den Ansätzen zur 
Kre'bsbe:kämpfung, zur Bekämpfung der Säug­
ling,ssterblichkeit, zur Bekämpfung des 'Alko­
holmißbrauches und man !höre und 
staune ! - selbst bei den Beratungsstellen für 
Körper- und Sinnesbehinderte die Ansätze um 
1 0  Prozent ges enkt werden. Dr. Ratzenfböck 
als Finanzreferent hat diese Kürzung vorge­
nommen, und die Freiheitlichen im Oberöster­
reichischen Landtag haben dazu ja gesagt. 
Den Sozialisten in Ofberösterreich ist es ge­
lungen . . . (Abg. Dr. G r u b e  r: An Hand des 
"Tagb lattes"!) Ich kann es Ihnen hier zeigen. 
Den Sozialisten ist es gelungen, durch 'zusätz­
liche Mittel die 10 Prozent Kürzung zur Be­
kämp.fung der Säuglingssterblichkeit wettzu­
machen. Auch das BUldget für die Mutter­
beratungsstellen sollte um 10 Prozent gekürzt 
werden. (Abg. Dr. G r u b e  r: Ist das Budget 
einstimmig angenommen worden oder nicht?) 
Hören Sie nur ein bisserl zu, Herr Dr. Gruber. 
Sie sind immer so lautstark. (Zustimmung bei 
der SPO. - Abg. Dr. G r u  b e r: Ist das Budget 
einstimmig angenommen worden oder nicht?) 
Für die Hilfsaktionen der Pensionisten, sprich 
Altentag und so weiter, wurde der Ansatz um 
2 Millionen Schming gekürzt. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b e r. - Gegen­
rufe bei der SPtJ.) In Oberösterreich versuchte 
der OVP-Referent weiter . . . (Abg. Dr. G r u­
b e  r: Stimmt ja überhaupt nichtl) Das -stimmt, 
ich ha-be hier die Unterlagen. (Abg. Dr. G r u­
b e  r: Im "Tagblatt" steht das! Im sozialisti-

Es wird Aufgabe des Ministeriums sein - sehen Blatt! Sonst nirgends!) Nein, im "Tag­
ich habe gesagt, große Aufgaben stehen noch blatt" habe ich es zufällig nicht .gelesen. _ 
vor uns -, größere Ak�ivit�ten diesbezüglic� l .A!ber in Oberösterreich versuchte weiter der 
zu setzen. Der Anfang 1st hIer gemacht, weIl OVP-Finanzreferent von den gemeindeeigenen 
ein Selbstmordverhütungsinstitut bereits pro- Altenheimbauten 5 Millionen Schilling wegzu­
j ektiert ist. Es ist lobenswert - ich möchte es nehmen. (Abg. Dr. G r u b e  r: Mit den Stim­
auch hier von dieser Stelle aus gesagt men der Sozialisten ist das Budget einstimmig 
haben -, daß sich die Caritas schon bisher angenommen worden!) Nur durch das massive 
dieser bedauernswerten Menschen angenom- Eintreten d er Sozialisten konnten die Ten­
men hat. denzen eines Sozialstopps in Oberösterreich 

Nun noch ein anderes Problem : Durch die a'bgefangen werden. (Zustimmung bei der 

Intensivstationen, die hier schon besprochen SPtJ. - Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 

wurden, und für Säuglinge, für Kinder und für Dr. G r u b e  r.) J awohl ! Ich glaube schon, daß 
viele andere wird es sicher - 'ganz sidIerl - Sie das nicht wissen, daß Sie das nicht wissen 
möglich sein, der Sterblichkeit besser ent- I wollen, Herr Dr. Gruber! In der Wa!hlzeit hatte 
gegenzuwirken. man es auch von Dr. Ratzenböc::k anders ge-
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hörtl (Abg. Dr. G r u b e  r: So eine Verärge­
rung über die verlorene Wahl! - Gegenrufe 
bei der SPO.) 

Hohes Haus l Auf Grund einer Berufs­
analyse wissen wir, daß wir für 1 980 - es 
wurde 'hier schon gesagt ; es wurde von Herrn 
Dr. Wiesinger hier schon angeführt - einen 
Mehrb�darf von etWa 6000 Langzeitbetten 
brauchen werden und eine ebenso große An­
zahl von Akutbetten. Das ist ganz richtig. Wir 
werden eine so große Bettenanzahl brauchen. 
Es wird sehr viel Arbeit bedeuten, dies :alles 
zu bekommen. 

Es ist j a  eine bekannte und schon viel 
besprochene Tatsache, daß der Mensch eben 
durch die bedeutsamen Erkenntnisse der Medi­
zin heute ein wesentlich höheres Alter er­
reicht als dies vor Generationen der ,Fall war. 
Wir wissen, daß sich bei uns seit dem J,ahre 
1910 die Zahl der alten Menschen verdoppelt 
hat. So schlicht die'se Worte klingen, so ein­
schneidend ist doch die Bedeutung ,für das 
gesellschaftliche und familiäre Leben. Der 
alternde Mensch - es wurde hier ,schon ange­
führt - wird gebrechlicher sein, er wird der 
Pflege bedürfen, er wir:d der Hilfe bedürfen 
und er wird einer altersgemäßen ärztlichen 
Betreuung b edürfen. 

Das wird uIllWeigerlich, wenn nichts ge­
schieht - und die Frau Bundesminister und 
das Ministerium sind j a  dar,an, daß eben 
A!ktivitäten diesbezüglich auch gesetzt wer­
den, die Frau Minister weiß das ganz 'genau -, 
zu einem Engpaß führen, sofern nicht Vor­
sorge getroffen wird, Krankenanstalten mit 
Langzeitbetten zu versehen. Wir müssen uns 
eben damit vertraut machen, daß es für die 
Menschen in unserer Z eit einen dritten 
Lebensa'bschnitt gibt. Wenn spätere Genera­
tionen einmal die Menschen dieses Jahrhun­
derts, also uns, charakterisieren werden, wel­
ches Urteil sie immer 'Über uns fällen und 
sprechen werden, eines zumindest werden sie 
feststellen müssen: daß zum ersten Mal in 
der G eschichte der Menschheit eine dritte 
Generation, nämlich die G eneration der Alten, 
einen entscheidenden Anteil an der Gesamt­
bevölkerung gewonnen ,hat. 

Weil wir das erkennen und erkennen müs­
sen, haben wir auch Vorsorge zu treffen. Es 
muß unser aller Aufgabe sein, zur Bewälti­
gung dieses Problems beizutragen. Tragen 
auch Sie, meine Damen und Herren der Oppo­
sition, dazu bei. Wenn all die Aktivitäten, die 
in der kUDZen Zeit des B estehens des Bundes­
ministeriums für G esundheit und Umwelt­
schutz gesetzt und verwirklicht werden und 

wurden und der österreichischen B evölkerung 
zugute kommen weIiden, ,so wollen doch Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposi­
tionspartei, nicht sagen, daß Sie da'bei keinen 
Anteil haben mögen. Sie haben nämlich leider 
bisher weder eine Bereitschaft noch eine 
Unterstützung dem Ministerium angedeihen 
lassen. Sie stimmen auch dem Budget nicht rlU. 

Wir können Sie dazu nicht bewegen. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Was ist da drinnen für die 
Alten?) Sie Ibleiben nach wie vor Nein-Sager, 
auch wenn es um die Gesundheit und um die 
Gesunderhaltung der österreichischen Bevöl­
kerung geht. (Abg. Dr. G r u b e  r: Was ist 
denn da drinnen?) Sie sind mit der Arbeit 
des Ministeriums immer unzufrieden. (Abg. 
Dr. G r u b e  r: Geben Sie etwas hinein! Es 
ist ja nichts drinnen!) 

Sie sind aber hochaktiv, meine Damen und 
Herren der Oppositionspartei, wenn es darum 
geht, der Frau Bundesminister Primaria Dok­
tor Leodolter Ungereimtheiten vorzuwerfen. 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Das ist ja nicht schwie­
rig!) Das tun Sie bei j e'der Gelegenheit. Das 
können Sie. (Abg. Dr. G r u b e r: Das liegt 
auf der Hand!) :Aber eines, meine Damen und 
Herren, werden Sie nicht können, das ,wird 
Ihnen nicht gelingen: di,e Gesundheitsvor- und 
-fürsorge aufrzuhalten! Sie 'werden es nicht 
erreichen! (Zustimmung bei der SPO. - Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

Herr Dr. Wiesinger! nie österreichische Be­
völkerung wiro 'gesünder werden, weil die 
Sozialisten dafür sorgen werden! (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. S c h w i m m e r: Armer 
werden die österreicher durch die Sozialisti­
sche Partei!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. 

A1bgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es wäre un­
höflich und undemokratisch, wenn eline Rede 
von sehr hohem politischen und akademischen 
Rang (Abg. Dr. G r u b e  r: Akademisch schon!), 
wie sie der Herr Professor Dr. Gisel gehalten 
hat, hier stillschweigend übergangen würde. 
Er hat zum Dialog eingeladen. Ich nehme diese 
Einladung gerne wahr (Rute und Gegenrute 
zwischen Abgeordneten der OVP und SPO), 
wenn ich Gelegenheit dazu bekomme, und 
möchte Herrn Professor Gisel ein paar Dinge 
antworten. 

Ich ,glaU'be arber, Herr Professor Dr. Gisel, 
daß gerade die letzte Rede 'eine Bestätigung 
Ihrer These ist, daß hier Schwarzweiß­
monologe 'gehalten werden, was Sie beklagten 
und was auch ich ibeklage. Aber ein Dialog 
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wiI'd nicht in Gang kommen, wenn die Sozia­
listen meinen, gestützt auf ihre knappe Mehr­
heit, daß sie nun in allen Fragen, auch in 
Fragen der Gesundheitspolitik so tun können, 
als ob sie in der Stunde Null angefangen hät­
ten. 

Frau Aibgeordnete Hager 'hat j etzt 'gesagt, 
es sei von seiten der Opposition nicht die 
geringste Anregung, nicht die kleinste An­
regung zu Fragen 'der Gesundheitspolitik und 
des Umweltschutzes -gekommen. Ich :darf für 
mich in Anspruch nehmen - es war auch 
meine Pflicht als damals einziger Arzt des 
Hauses -, einer der ersten gewesen zu sein , 
der sehr konkret Forderungen nach einem 
umfassenden gesundheibspolitischen Konzept, 
naCh einer aktiven Umweltschutzpolitik er­
hoben hat. 

Ich darf aus meiner Rede vom 23. Juni 1 966 
nur schlagwortartig wiederholen, daß ich da­
mals ein umfassendes gesullldheitspolitisches 
Konzept verlangt ha'be, daß ich im einzelnen 
Maßnahmen zur Lärmbekämpfung, moderne 
verbesserte Lebensmittelkontrolle verlangt 
hab e ;  weiters Maßnahmen ge'gen die zuneh­
mende Luft- und Wasserverseuchung, Maß­
nahmen der allgemeinen Hygiene, Maßna:h­
men auf dem Gebiete der G esundheitsbera­
tung, ausreichende Information 'der Gesamt­
bevölkerung über biologisches und gesund­
heitliches Wissen sich sel'bst, die Familie und 
die Nachkommenschaft !betreffend. Ich halbe die 
Forderung nach besserer arbeitsmedizinischer 
Ausbildung unserer Studierenden erhoben, 
nach sozialmedizinischem Unterricht an unse­
ren Hohen Schulen, nach Befassung der heran­
wachsenden Ärzte mit Problemen der Präven­
tiV'lIledizin und so weiter. 

Es ist vielleimt 'dem Neuling dieses Hauses 
ni rnt geläufig: Es war nicht so, daß es ganz 
gleiCh war, wer jeweils als Mehrlheit die 
Regierung und als Minderheit die Rolle der 
Opposition zu vertreten hatte. Die Tätigkeit 
und Arbeit der Opposition wird sChlechthin 
in diesem Lande, in der OffentliChkeit und im 
Hause abge,wertet. Wir halben Beispiele genug! 
Es werden Anträge der Opposition 'schubladi­
siert, man setzt sich mit ihnen nicht ,ausein­
ander, sondern man verhindert die Diskussion 
und den Dialog kraift Mehrheit. 

,Ich darf dazu nur ein paar Dinge in Erinne­
rung rufen: Sie 'haben es verhindert, daß sich 
d as Haus an Hand eines Gesun1dheitsherichtes 
und eines Uimweltberichtes eingehend mit 
diesen Fragen heschäftigen kann. Sie haben 
hier Ihre Mehrheit unter fadenscheinigen Vor­
wänden eingesetzt, wie zum Beispiel : Das 

Haus sei überfordert mit Berichten!,  um solche 
Diskussionen im Haus hier zu verhindern. 
(Zustimmung bei der FPO.) 

Sie haben seit Jahren :das von uns ausge­
arbeitete und eingebrachte, an modernen B ei­
spielen orientierte Gesetz ,zur AltölbeseiUgung 
in die Lade gelegt und seine B ehandlung bis 
heute verhindert. Sie kündigen nun eine der­
artige Regierungsvorlage als große Initiative 
des Mini'steriums an. Sie ha!ben unsere Novelle 
zum Talbakmonopolgesetz verhindert, durch 
die die Tabakwetbung in den Massenmedien 
untersagt werden sollte. 

Ich möchte die verschiedenen Ungereimt­
heiten - hier ist das Wort richtig am Platz -, 
die sich die Frau Bundesminister in diesem 
Zusammenhang geleistet hat, nicht im einzel­
nen .in Erinnerung rufen. So könnten wir dieses 
Kapitel fortsetzen, wie Sie systematisch die 
Initiativen, Idie Ideen und die TäUg'keit der 
Opposition abwerten, einfrieren und dann 
sagen : Man tut nichts und regt nichts an, nicht 
die kleinste Anregung ist gebracht worden I 

Eigentlich wollte ich auf 'Zwei Maximen des 
Herrn Professors Gisel eingehen. Ich bin mit 
Ihnen einer Meinung: Gesundheitspolitische 
Fragen sollten außelihalb des Parteienstreites 
gestellt werden. Aber das kann nur so ge­
schehen, Herr Professor, wenn Sie Ihre Frak­
tion von der Philosophie abbringen, daß die 
Mehrheit immer recht hat. (Abg. M i n k 0-

w i t s c 11: Genau!) 

Es war nämlich nicht so, daß man sich 
grundsätzlich gegen den Gedanken eines Ge­
sundheitsinstitutes 'gestellt hätte. Es wurden 
eine 9anze Reihe von Anregungen, von Ein­
wendungen, von Bedenken vorgehracht, über 
die Sie mit uns nicht zu diskutieren bereit 
waren, weil Sie der Meinung waren, daß das, 
was Sie vorgelegt haben - auch wenn Sie die 
16 Paragraphen sie'bzehnmal bei den Beratun­
gen selbst abändern mußten -, schon das 
beste sei. Mit der Opposition - weil sie 
keine Mehrheit hat - braucht man nicht reden. 

Das ist dann keine -gute Voraussetzung, um 
solche Fragen außer Streit 'Zu stellen. Außer 
Streit stellen kann man sie, wenn man bereit 
ist, sachlich auch mit der Minderheit des 
Hauses zu ,beraten. Das wäre bezüglich vieler 
Gesetze, Novellen und so weiter zu sagen 
gewesen, die auf dem Gebiete der Gesund­
heitspolitik vom Ressort vorgelegt und bis­
lang fast durchgehend nur mit Iden sozialisti­
schen Stimmen beschlossen wurden. 

Warum ist es auf anderen Gebieten möglich? 
Warum war es bisher auf dem G ebiete der 
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Hochschul- und Wissenschaftspolitik möglich, . plätzen und Schulplätzen, die sich Anmelden­
fast alle Beschlüsse einstimmig ru fassen, den und unserer Meinung nach altersmäßig 
obwohl in dieser Thematik sehr viel mehr Geeigneteren alle aufzunehmen, und -wir heute 
ideologischer Sprengstoff enthalten ist? Das ist hören, wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg, 
immer eine Frage des Wie! dann frage ich Sie : Warum ist denn in den 

Dort, wo Sie die Mehrheit nicht hatten, wie 
zum Beispiel beim Gesetz über die Schutz- und 
Erholungsfunktion des Waldes, hei d em Sie 
in der Minderheit geblieben sind, vollziehen 
Sie das Gesetz nicht, indem Sie die erforder­
lichen Budgetmittel nicht bereitstellen. Das ist 
keine Basis, um gewisse Dinge, die durChaus 
außerhalb des Parteienstreites stehen könn­
ten . . . (Abg. P a n  s i : Das hat mit Umwelt­
schutz wenig zu tun, was Sie da bringen!) 
Das hat damit sehr viel zu tun, denn dieses 
Gesetz war ein Gesetz, das wes'entlich im 
Zusammenhang mit Umweltschutzfragen steht, 
weil es eben die Schutz- und Erholungsfunk­
tion ides Waldes - so heißt j a  auch das 
Gesetz . . .  (Abg. P a n  s i: Das is t ein Irrtum!) 
Nein, d as ist gar kein Irrtum! Dieses Gesetz 
ist hier beschlossen worden, und Sie verhin­
dern seine Durchführung unter Mißbrauch 
Ihrer Mehrheit !hier im Hause. Nichts anderes 
ist es ! (Abg. P a n s i: Das ist die Unwahrheit, 
was Sie da sagen!) Das ist nicht die Unwahr­
heit. <Dann müßten Sie das Gesetz novellieren. 
(Abg. Dr. G r u b e  r zum Abg. Pansi: Treten 
Sie den Beweis an! Was heißt, das ist die 
Unwahrheit? - Abg. L i  b a 1: Was geht das 
Sie an, Herr Kollege Gruber? - Weitere 
Zwischenrufe. - Der P r ä  s i d e n  t gibt das 
Glockenzeichen.) 

Genau dasselbe ist hinsichtlich der Aus­
führungen der Frau Abgeordneten Hager zur 
Novelle zum Krankenpflegefachidienstgesetz 
zu sagen. Hier war es ja auch nicht so, daß 
wir nicht die Notwendigkeit einer Novellie­
rung eingesehen haben, nur haben wir den 
Einwendungen, die von fast allen Fachleuten 
gekommen -sind, die mit der Frage der Herab­
setzung des Alters befaßt waren, Rechnung 
tragen woll en. 

Wir ha,ben all die Bedenken aufgezeigt, die 
von fachkundiger Seite vorgebracht wurden. 
Ob die Herabsetzung des Alters über den hier 
mitgeteilten Erfolg des vermehrten Zuganges 
in die Schwesternschulen hinaus nicht doch 
im Ansatz PWbleme bringen wird, die die 
Fachleute zur Debatte 'gestellt haben, das muß 
erst abgewartet werden. Wir müssen einmal 
den ersten Jahrgang dieser 15- und 1 6jährigen 
hinter uns ha:ben, um zu sehen, wie hoch die 
Quote der Ausfallenden ist. Diese war ja schon 
bei den älteren Schwestern relativ hoch. 

Jahren vor der Novelle nicht versucht worden, 
diesen Weg ru gehen, um ,wenigstens die his 
dorthin Angemeldeten aufnehmen zu können? 

Das Schlußwort - ich sage es noch ein­
mal -, ob diese Novelle zielführend ist, kann 
erst gesprochen werden, wenn die ersten die­
ser jungen Jahrgänge zum Abschluß heran­
stehen. Man soll nicht so tun, als ob wir ein­
fach aus einer Haltung des Nein�Sagens her­
aus grundsätzlich gegen eine Novelle gewesen 
wären. 

Wie Sie improvisiert haben, wie wenig 
diese ganze Novelle vor.bereitet war, das 
braucht derj enige, der die Ausschuß,beratun­
gen mitgemacht hat, nicht zu wiederholen. Sie 
brauchen nur in den Steno-Protokollen nach­
zulesen, um zu sehen, daß Sie während der 
Beratungen selber einsehen mußten, daß ent­
scheidende Ansätze falsch waren. 

Auch einem zweiten Grundsatz, den der 
Herr Professor Gi,sel hier verkündet hat, 
würde ich zustimmen: G esundheit ist heute 
nicht mehr allein Privatsache. Da kann ich 
ihm vollkommen recht -geben. Aber praktizie­
ren wir nicht ein KraI1!kenversicherungssystem, 
das 'gerade diesem Grundsatz huMigt, wo 
j eder, wie Sie sagen würden, nach privat­
kapitalistischen Grundsätzen diese Einrichtun­
gen bis zum letzten ohne Rücksicht auf die 
anderen ausnützen kann? Aber Sie lehnen 
es ab, mit der Opposition in eine Debatte über 
die Reform dieses privatkapitalistischen 
Systems einzutreten, wo j eder uneinge­
schränkte p rivatrechtliche Leistungsansprüche 
zm stellen glaubt, das Risiko aber auf die 
Allgemeinheit abwälzen will! 

Auch hier sind wir bereit, mit Ihnen in 
einen Dialog einzutreten, nur Sie haben jeden 
Dialog in diesem Bereich bisher verhindert. 
Herr Professor Gisei, wenn es Ihnen gelingt, 
den Geist, der aus �hren Ausführungen ge­
sprochen hat, auch zum Geist der sozialisti­
schen Fraktion zu maChen, dann sehe ich eine 
Zeit kommen, wo wir eine ganze Reihe von 
Fragen der 'Gesundheits- und Umweltschutz­
politik in diesem Haus gemeinsam werden 
verabschieden können. Aber 'dann müssen Sie 
eben - ich sage es noch einmal - anerken­
nen, daß nicht immer und von vornherein die 
Mehrheit recht hat. 

Unser Einwand war folgender: Wenn es Ich möchte mit dem sehr interessanten und 
bisher nicht mö'glich war mangels an Heim- richtigen Beispiel, das Sie aus Ihrer eigenen 
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Erfahrung 'gebracht halben, schließen, nämlich 
daß man selbst einen weichgestrickten Socken 
nicht ahne ISchaden links oder rechts ver­
tauschen kann. Aber 'bitte, dann nehmen Sie 
auch eines ':rur Kenntnis : Dieses Osterreich. 
will auch nicht, daß ihm einseitig soo:ialistische 
Strümpfe und womöglich soziaHstische Kappen 
übergezogen werden. (Beifall bei FPO und 
öVP.) 

Präsident: Nun kommt zum Wort die Frau 
Abgeordnete Helga Wieser. 

Abgeordnete Helga Wies er (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es ist mir heute eines 
aufgefallen, als ich die Reden meiner soziali­
stischen Kolleginnen und Kollegen hörte. Wie 
ein roter Faden hat es sich durch alle Reden 
gezogen: Man woHte uns einreden : dieses Ge­
sundheitsministerium ist erfolgreich. Aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
ö�terreichische Bevölkerung will nicht Argu­
mente hören, sondern Taten sehen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Kollege Sekanina, ich habe Ihnen j a  
schon öfters zuhören können. E s  ist mir heute 
eines besonders aufgefallen. Ich spürte in 
Ihren Argumentationen einen sehr großen Un­
sicherheitsfaktor. Ich. kann mir auch den Grund 
sehr gut vorstellen. Sie müssen erstens ein 
sehr unbefriedigendes Budget verteidigen und 
noch dazu ein Ministerium, das immer mehr 
und mehr Angriffspunkte liefert. Da kann ich 
verstehen, daß auch Sie unsicher werden. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Herr Kollege Sekaninal Sie sprachen immer 
wieder von den Aktionen und von den Aktivi­
täten, unter anderem von der Aufklärungs­
woche gegen den Alkoholmißbrauch. Soweit 
ich mich erinnern kann, war das in meiner 
Schulzeit schon Ülblich und ist keine Einfüh­
rung des jetzigen Gesundheitsministeriums. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Kollege, ich muß mich noch immer 
mit Ihnen beschäftigen, Ihre Ausführungen 
waren zu interessant. (Abg. S e k a n  i n a: Frau 
Kollegin, ich werde immer mehr Hauptperson 
bei Ihnen!) Das freut mim, Herr Kollege. Ich 
hoffe nur, daß Sie dann auch auf unsere An­
regungen etwas mehr eingehen. (Neuerlicher 
Beifall bei der OVP.) 

Herr Kollege, Sie meinten immer wieder, es 
wäre überzeugend, wie sich die Frau Bundes­
minister für die Gesundheit der österreichi­
schen Bevölkerung einsetzt. Sie sprachen 
immer von der sozialistischen Parlamentsfrak­
tion oder von der Sozialistischen Partei - das 
haben Sie bestimmt SOmal erwähnt; wir wissen 
j a, daß Sie der sozialistischen Fraktion ange­
hören -, die mit ihren hervorragenden Fach-

leuten das bekannte sozialistische Humanpro­
gramm ausarbeiteten, von dem wir heute niChts 
mehr hören und nichts mehr sehen. 

Sie wurden am wenigsten gl:aubwürdig, .als 
Sie meinten, die Frau Gesundheitsminister 
setze sich im besonderen für den Schutz des 
werdenden Lebens ein. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren I Ihre Stellung und Ihre 
Ansicht haben wir bei Ihrer Haltung zum 
§ 1 44 gesehen. Sie waren gegen das ungebo­
rene Leben, und das lehnen wir ab. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. S e  k a n  i n a: Frau Kol­
legin, noch einmal: In Zukunft gibt es drei 
Fraktionen in diesem Haus und uns zwei! -
Lebhafte Heiterkeit.) Herr Kollege Sekaninal 
Da müßten Sie Ihre Ansichten aber noch 
wesentlich ändern, daß ich einer Fraktion, der 
Sie angehören, zugehören möchte. (Beifall bei 
der OVP.) 

Hohes Hausl Darf ich mich nun speziell 
einem landwirtschaftlichen Problem zuwenden; 
es ist im besonderen für die Landwirtschaft, 
aber auch eminent wichtig für die gesamte 
Volksgesundheit. Ich möchte mich heute etwas 
ausführlicher mit den Tbc- und BaTI!g�Unter­
suchungen auseinandersetzen. 

Rund 70 Prozent des landwirtschaftlichen 
Rohertrages stammen in Osterreich aus der 
Tierproduktion. Damit ist die Tierproduktion 
für die österreichische Landwirtschaft der weit­
aus wichtigste Produktionszweig geworden. 
Durch die Unentbehrlichkeit der hochwertigen 
tierischen Nahrungsmittel für die menschliche 
Ernährung wird die Tierhaltung aber auch 
eine tragende Säule der österreichischen 
Volkswirtschaft. Ausreichende und gesunde 
tierische Nahrungsmittel können aber nur von 
gesundem Vieh erzeugt werden. Ich glaube, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, das 
wissen wir alle. 

Daher ist es auch eine wiChtige Aufgabe 
der staatlichen Verwaltung, zur Abwehr der 
besonders für Mensch und Vieh gefährlichen 
Tierkrankheiten, der sogenannten Tierseuchen, 
gesetzliche Grundlagen zu schaffen. In Oster­
reich wurde die systematische Bekämpfung 
der Tierseuchen mit staatlicher Förderung etwa 
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts begon­
nen. Die Vorschriften, Gesetze und Verord­
nungen wurden dann immer wieder den Er­
kenntnissen der modernen Wissenschaft und 
den Erfordernissen der Zeit angepaßt. Die der­
zeitige Novelle des bestehenden Tierseuchen­
gesetzes ist wiederum eine solche zeitgemäße 
Anpassung. Ich glaube, es ist bereits höchste 
Zeit, daß dieses Tierseuchengesetz novelliert 
wird. 

Der umfangreiche Schaden der letzten Maul­
und Klauenseuche für die Landwirtschaft und 
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die gesamte Volkswirtschaft hat, glaube ich, I sind, selbst bezahlen müssen. Das sind für 
sehr wesentlich dazu beigetragen, daß diese ganz Osterreich hei einem wechselweisen zwei­
Novellierung etwas beschleunigt wurde. Lei- j ährigen Untersuchungsturnus pro Jahr min­
der haben wir auch hier wieder den Fall, daß destens 50 Millionen Schilling. Diese Gelder 
man erst durch Schaden klug werden muß . müssen die Bauern aus ihrer eigenen Kasse 
Ich glaube, man hätte solchen unglücklichen aufbringen. 
Umständen früher Rechnung tragen müssen. 

Hohes Haus ! Wir hoffen sehr, daß durch 
diese Novelle exaktere und zufriedenstellen­
dere Abwehr- und Tilgungsrnaßnahmen zu er­
warten sind. Auch sollen die Entschädigungen 
füI die Landwirtschaft wie auch für die ge­
samte Wirtschaft - so hoffen wir sehr - ge­
rechter und wirtschaftlich zeitgemäßer wer­
den. Wir begrüßen diese Novelle, Frau Bun­
desminister, und wir sichern Ihnen auch unsere 
Unterstützung zu. Was ich allerdings bemän­
geln möchte, ist, daß diese Novellierung prak­
tisch auf die Maul- und Klauenseuche allein 
beschränkt ist. Warum hat man nicht auch die 
Gelegenheit wahrgenommen, gleichzeitig auch 
die Mängel zu beheben, die in der Gesetz­
gebung bezüglich der Bekämpfung der Tuber­
kulose und des Abortus Bang bestehen? Hier 
bestehen echte Mängel ! In der Tuberkulose­
und Bang,bekämpfung ist die Hilfestellung des 
Staates absolut ungenügend, und die Land­
wirtschaft muß alle diese finanziellen Bela­
stungen allein tragen. Ich glaube, daß das für 
die Zukunft nicht mehr zumutbar ist. 

Tbc und Bang sind für Menschen weitaus 
gefährlicher als die Maul- und Klauenseuche. 
Frau Bundesminister! Sie als Ärztin wissen 
das, ich muß es Ihnen daher nicht näher erläu­
tern. Trotzdem läßt man hier die Bauernschaft 
allein, allein diesen eminenten Beitrag zur 
Volksgesundheit zu leisten. 

Hohes Haus!  Osterreichs Rinderbestand ist 
heute prakUsch frei von Tbc und Bang. Die 
österreichische Landwirtschaft hat hiefür 
Millionenwerte geopfert. Die Gesamtkosten 
der Tbc- und Bangbekämpfung b etrugen allein 
in Salzlburrg bisher über 1 00 Millionen SchH­
ling ; dabei sind die Zuchttier- und Milchgeld­
verluste d er Bauern noch Igar nicht eing·e­
rechnet. 

Wir wissen, Hohes Haus, es gilt nun, den 
Erfolg, daß man dieser Seuchen Herr gewor­
den ist, durch periodische Untersuchungen der 
Rinderbestände zu sichern. Das ist richtig und 
auch notwendig. Frau Bundesminister, wir fin­
den es gerade in der Zeit der großen Absatz­
schwierigkeiten und Einkommensrückgänge 
- es wurde schon bei der Landwirtschafts­
debatte mehrfach darauf hingewiesen - in 
der Viehwirtschaft als eine unzumutbare 
Härte, wenn Osterreichs Bauern die periodi­
schen Tbc- und Banguntersuchungen, die für 
Mensch und Vieh von eminenter Wichtigkeit 

Der Herr Landwirtschaftsminister hat kürz­
lich verkündet, daß er auf Grund der schwie­
rigen Absatzlage zur Förderung des Zucht­
rinder- und Einstellerabsatzes 50 Millionen 
Schilling zur Verfügung steHen will. Ich 
glaube, daß dies angebracht und an der Zeit 
ist, er hat uns ohnedies lange genug darauf 
warten lassen. Frau Bundesminister! Was hel­
fen uns diese 50 Millionen, wenn uns auf der 
anderen Seite diese wieder abgeknöpft wer­
den, nur weil Sie nicht bereit sind, diese Mittel 
zur Verfügung zu stellen? 

Ich habe bereits am 24 . November 1 972 eine 
Anfrage an Sie gestellt und Sie gebeten, 
Untersuchungen anzustellen und die Finanzie­
rung dieser Untersuchungen sicherzustellen. 
Sie antworteten mir, auf Grund des bestehen­
den Tierseuchengesetzes bestünde diese Mög­
lichkeit nicht. Also wäre j etzt die Gelegenheit, 
das Tierseuchengesetz in diesem Sinne zu 
ändern; ich bitte Sie sehr darum. 

Hohes Haus! Die Salzburger Landwirt­
schaftskammer - und ich bin sicher, auch 
andere Berufsvertretungen haben das getan -
hat schon am 7. Jänner 1 972 ein Schreiben 
an Sie gesendet, und Sie, Frau Bundesminister, 
haben uns dann zugesichert, d aß Sie "zum 
gegebenen Zeitpunkt den Fragen der Vorbeu­
gung gegen die auf den Menschen übertrag­
baren Tierkrankheiten Ihr besonderes Augen­
merk zuwenden werden" . 

Frau Bundesminister! Es sind fast zwei Jahre 
vergangen! Bis j etzt haben Sie es noch nicht 
der Mühe wert gefunden, daß Sie sich etwas 
intensiver mit diesem Problem befaßt hätten. 
Ich meine, es wäre j etzt wirklich der Zeit­
punkt da, und ich ersuche Sie dringendst, daß 
Sie in dieser Sache eine Lösung suchen und 
auch finden. 

Hohes Haus ! Ich finde es außerordentlich 
ungerecht, wenn im Rahmen der staatlichen 
Tierseuchenbekämpfung bei angeordneter 
Schlachtung unterschiedliche Entschädigungs­
grundsätze in Anwendung kommen. Bei Maul­
und Klauenseuche wird nach p'em Verkehrs­
wert entsprechend dem Ergebnis einer Schätz­
kommission entschädigt. Das ist richtig!  

Bei  der Tbc- und Bangbekämpfung gibt es 
für geschlachtete Rinder nur einen Bundeszu­
schuß von 900 S bis maximal 1 500 S pro Stück. 
Ich glaube, das ist eine Zumutung ! Denn wenn 
man heute nur ein biß ehen eine Idee von den 
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Rinderpreisen hat, so weiß man, daß dieser 
Betrag bei weitem nicht die Differenz zum 
Schlachterlös deckt. Es wäre darum eine An­
gleichung an die Entschädigungsgrundsätze 
wie bei der Maul- und Klauenseuchenbekämp­
fung dringend und unbedingt notwendig. 

Frau Bundesministerl Ich fordere Sie auf: 
Bemühen Sie sich, Ihre damals gegebenen 
Versprechen einzuhalten, sonst wird der lan­
gen Liste "Versprochen und nicht gehalten" 
von dieser Regierung ein w eiterer Punkt hin­
zugefügt, und das wollen wir doch unseren 
Bauern nicht mehr zumuten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Die Frau Minister hat sich in der 
langen Debatte einmal zu Wort gemeldet, und 
ihre Antworten auf die vielen gestellten Fra­
gen erfolgten "spontan und originär". Sie ver­
las maschingeschriebene Aufsätze, und der 
nicht immer flüssigen Diktion war zu entneh­
men, daß Ihnen, Frau Minister, der Inhalt 
relativ neu war. Doch j eder Minister hat eben 
seine Methode, sich über das G eschehen in 
seinem Ressort zu informieren. Ich möchte 
Ihnen nicht unrecht tun, Frau Minister, viel­
leicht war das die erste Maßnahme des poli­
tischen Kurators, der, wie ich einer meist gut 
informierten Tageszeitung entnehme, Ihnen ab 
nun zur Seite gestellt werden soll. 

Sie haben bei Ihrer Vorlesung in sehr stolzer 
B escheidenheit von einem Bogen in der Ge­
sundheitsvorsorge gesprochen und haben bei 
Ihren Bemühungen mit dem Anliegen um das 
werdende Leben begonnen. Nun, Frau Mini­
ster, wir wollen eine Auseinandersetzung nicht 
aufwärmen, die zwei Tage das Hohe Haus 
beschäftigt hat und bei der wir ausreichend 
Gelegenheit hatten, Ihre Haltung und die Hal­
tung der sozialistischen Fraktion in dieser so 
wichtigen Frage kennenzulernen. 

Lassen Sie uns daher erst beim Mutter­
Kind-Paß beginnen, den Ihr Ministerium j a  
nicht finanziert, sondern - und ich glaube, 
das sollte man noch einmal festhalten - der 
bEkanntlich aus den Mitteln des Familien­
lastenausgleiches bezahlt wird. 

Vielleicht nur einen Hinweis auf die 
Arbeitsweise Ihres Ministeriums. Ich hatte Ge­
legenheit, bei einem Symposion zu sein, das 
Sie im Sommer im Allgemeinen Krankenhaus 
veranstaltet haben. Die Ärzte waren sich einig, 
daß mindestens zehn Untersuchungen notwen­
dig sind. Das führen Sie im übrigen im Wort­
laut Ihres Schwangerenpasses auch an, . wo 

steht: Weniger als vier Untersuchungen dürfen 
es nicht sein. Und dann werden j ene vier 
Untersuchungen angeführt. 

Frau Ministerl In diesem Symposion waren 
sich alle Ärzte einig, daß man so die Säug­
lingssterblichkeit nicht senken, daß man auf 
diese Weise auch Risikogeburten nicht ver­
hindern kann, sondern man müsse beispiels­
weise die Ärzte informieren, man müsse bei­
spielsweise die Bildungs- und Erziehungsfunk­
tion des Fernsehens einschalten. Frau Mini­
sterl Haben Sie registriert, daß zur gleichen 
Zeit der Herr Unterrichtsminister j ene be­
kannte und beliebte Fernsehserie über die 
Hohe medizinische Schule einstellen ließ? 

Sie haben in aller Bescheidenheit vermerkt, 
daß ab nun die Untersuchungen an Schulkin­
dern, an Jugendlichen und an Lehrlingen erfol­
gen. Es ist Ihnen sicherlich nicht entgangen, 
daß die Schulärzte und die Untersuqmngen, 
die diese Gruppe von Ärzten durchführt, nicht 
in Ihr Ressort gehören und daß Lehrlings­
untersuchungen s€it langem von der Kranken­
kasse durchgeführt werden, und zwar seit 
einer Zeit, als es noch kein Gesundheitsmini­
sterium gab. 

Sie haben auch etwas über die Vorsorge­
untersuchung gesagt, das einigermaßen auf­
klärungsbedürftig ist. Sie halten es für einen 
demokratischen Fortschritt, wenn alle Perso­
nen in einer bestimmten Altersgruppe unter­
sucht werden. 95 Prozent aller Menschen in 
Osterreich sind krankenversichert, die unter­
sucht werden, wenn sie in eine bestimmte 
Altersgruppe reichen, für die restlichen fünf 
Prozent kämen nach meiner Meinung die 
Sozialhilfe.gesetze der Länder zum Tragen. Sie 
haben dafür - wie Sie in Ihrer Wortmeldung 
sagten - 1 00 Millionen Schilling. Es dürfte 
Ihnen allerdings entgangen sein, daß Sie 
eigentlich nur 60 Millionen im Budget haben. 

Weiters haben Sie auch über die einzig­
artige Einrichtung der Vergiftungszentrale ge­
sprochen, die Sie vor kurzem eröffnen konn­
ten. Frau Ministerl Die Vorarbeiten reichen 
bis in das J ahr 1 952. 

Ferner haben Sie auch einen Ausblick auf 
das - wie Sie sagten - modernste Tier­
seuchengesetz gegeben, das in Kürze hier be­
handelt werden wird. Frau Minister! Ich ver­
rate kein Geheimnis, weil die Fachleute im 
allgemeinen zu allen drei Klubs kommen, un:d 
darf Ihnen dafür heute schon sagen, daß wir 
eine · gan:ze Reihe gewichtiger Abänderungs­
anträge vorzubringen haben. 

Unklar blieb bei Ihrer Wortmeldung auch, 
wie es nun tatsächlich um die Leitung des 
Bundesinstitutes für Gesundheitswesen be-
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stellt ist. Mein Kollege Pelikan hat ausführlich 
über die Arbeitsweise referiert. Er hat Sie 
gefragt - und diese Antwort sind Sie uns 
schuldig geblieben -, nach welchen Ausschrei­
bungskriterien die Bestellung des Leiters er­
folgte. Hier haben Sie zwei Versionen parat. 

Im Finanzausschuß halben Sie auf eine dies­
bezügliche Frage erklärt, der Herr Dipl.-Ing. 
Drobil, ein sicherlich sehr ehrenwerter Mann, 
sei als Leiter bestellt worden; obwohl wir 
uns über die akademische Vorbildung des 
Leiters des Gesundheitsinstitutes eInIger­
maßen gewundert haben. Heute haben Sie ge­
sagt, der Posten werde erst ausgeschrieben 
werden. Was gilt j etzt? Gilt die Version vom 
Finanzausschuß oder gilt die Version von 
der Ministerbank1 

Ein letztes Wort zu Ihrer Auseinanderset­
zung mit der "Wochenpresse". Sie haben trotz 
Aufforderung der Opposition dem Parlament 
keine Erklärung abgegeben, wie Sie zum In­
halt der Behauptungen, für die Sie verantwort­
lich gemacht werden, stehen. Wir wissen ge­
nau, wie das vor sich geht. Das Gericht wird 
nach einigen Monaten versuchen, eine Klärung 
herbeizuführen. Bis dahin, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren der sozialistismen 
Fraktion, steht die Diffamierung im Raum. Im 
weiß nimt, ob es eine Gesundheitsministerin 
verantworten kann . . .  (Abg. P ö 1 z; Denken Sie 
an Ihren Abgeordneten König, den größten 
Verleumder aller Zeiten!) Meinen Sie, daß sie 
das verantworten kann, hier ein Vertrauens­
verhältnis zu durchbrechen? Ich glaube, Ge­
sundheitspolitik kann man nur betreiben mit 
Hilfe der Ärzteschaft. (Beifall bei der OVP.) 
Wenn ich hier das Vertrauensverhältnis unter­
grabe, dann kann das keine Gewähr für eine 
gute Gesundheitspolitik sein. Ich weiß nicht, 
ob das die Initiative von der Frau Minister 
war oder ob das in das große Konzept des 
Meisters p aßt, daß man einfach die Behaup­
tung im Raum stehen läßt. 

Immerhin qualifiziert man einen freien Be­
rufsstand ab, der doch etwas unbotmäßig ist, 
der es wagte zu demonstrieren, der sich gegen 
alle Ansätze eines staatlichen Gesundheits­
dienstes zur Wehr setzt und der auch sonst 
der Regierung Dr. Kreisky Schwierigkeiten 
macht. Vielleicht war es ein Rezept : Lassen 
wir die Behauptung von den Schweigegeldern 
und von den Palästen im Raum stehen, nach 
dem Motto : Irgend etwas wird schon hängen­
bleiben! - Das ist ein bisserl die Politik mit 
Augenzwinkern zur Neidgenossenschaft der 
Osterreicher. 

der Ärzte auf. Ich mache mich hier zum Spre­
cher einer Gruppe in diesem Staat, die Sie 
pauschal beleidigt und verleumdet haben. 

Frau Minister! Sie haben keine Erklärung 
di esem Haus gegeben. Ich glaube, wir haben 
hier eine andere Auffassung von der Würde 
eines Ministers. (Beifall bei der OVP. - Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Herr Abgeordnete Sand­
meier gemeldet. 

Herr Abgeordneter, Sie haben dazu fünf 
Minuten Zeit. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Vor etwa einer halben 
Stunde hat hier von diesem Platz aus die Frau 
Abgeordnete Hanna Hager aus Oberösterreich 
folgende Behauptung aufgestellt. Sie hat be­
hauptet , daß der Landesfinanzreferenz des Lan­
des Oberösterreich die Ausgabenposten des 
Budgets 1 974 für Gesundheit um 10 Prozent 
gekürzt hat. 

Ich habe soeben den Landesfinanzreferenten 
Dr. Ratzenböck angerufen und ihn gebeten, mir 
zu sagen, ob diese Behauptung den Tatsachen 
entsp reche. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Herr Dr. Ratzerrböck hat mir gesagt - und 
das müßte eigentlich die Frau Abgeordnete 
Hanna Hager wissen, wenn sie sich bei ihren 
sozialistischen Kollegen im Landtag informiert 
hat -, daß die Ausgaben für Gesundheit im 
Verhältnis zu allen anderen Ressorts am höch­
sten gestiegen sind, und zwar um zirka 36 Pro­
zent. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Wenn man über 
das eigene Gesundheitsministerium so wenig 
Positives auszusagen hat, wenn man durch die 
Person der Frau Bundesminister selbst verun­
sichert wird (Zwischenrufe bei der SPO - Un­
ruhe), dann, glaube ich, kommt man eben so 
weit, wie die Frau Abgeordnete Hager hier 
ausgeführt hat, daß man zu Dingen greifen 
muß, die nicht der Wahrheit entsprechen. 

Ich wünsche mir nur, daß der Herr Bundes­
minister für Finanzen dasselbe Verständnis 
aufbringen möge für das Ressort Gesundheit 
wie der oberösterreichische Landesfinanzrefe­
rent Dr. Ratzenböck. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 
Schlußwort? - Ist nicht der Fall. Damit ist 
die Aussprache über die B eratungsgruppe XV 
beendet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
Frau Minister! Ich möchte das abschließend über das Kapitel 11 mit dem dazugehörenden 

feststellen: Ich werte mich nicht zum Anwalt Teil des Konjunkturausgleich-Voranschlages 
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Präsident 

Die Tagesordnung ist erschöpft. sowie über das Kapitel 72 in der Fassung der 
Regierungsvorlage. 

Die n ä e h  s t e  Sitzung berufe ich für mor­
Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu gen Dienstag, den 18. Dezember, um 9 Uhr 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen mit folgender Tagesordnung ein : 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit a n g e-

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 974 (880 
und Zu 880 der Beilagen) : Spezialdebatte über 

Die zu dieser Beratungsgruppe eingebrach- die Beratungsgruppe IX. 
ten Entschließungsanträge werden nach der 
dritten Lesung zur A'bstimmung gebracht. 

n o m m e n. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 25 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L6 1 13954 
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